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Kurzum

Kurzum | Ole Erdmann

Am 3. März 2023 haben bundesweit Warn-
streiks der Gewerkschaft ver.di koordiniert 
mit 250 Kundgebungen der Klimabewegung 
„Fridays for Future“ stattgefunden. Mit über 
200.000 TeilnehmerInnen und großen De-
monstrationen in Berlin, Köln, München oder 
Frankfurt am Main war die Resonanz groß. 
GewerkschaftsvertreterInnen und Klimaak-
tivistInnen konnten diese erfolgreiche Mo-
bilisierung erreichen, weil das offenkundige 
gemeinsame Interesse an gut bezahlten Be-
schäftigten im Öffentlichen Personennahver-
kehr mit den Zielen der Verkehrswende, wie 
sie die KlimaaktivistInnen fordern, zusam-
menpasst. Dieser Tag hat zum Ausdruck ge-
bracht, was auch in der Sozialdemokratie und 
Teilen der Gewerkschaftsbewegung schon seit 
Jahren gefordert oder als Perspektive beschwo-
ren wird: dass Klimaschutz Verteilungskämpfe 
mit sich bringt und Klimaschutz nur auf Dau-
er und in der Breite gelingen wird, wenn diese 
Verteilungskämpfe solidarisch zugunsten der 
Mehrheit der werktätigen Bevölkerung ent-
schieden werden.

Der spätere SPD-Parteivorsitzende Norbert 
Walter-Borjans sagte dem „Vorwärts“ im Sep-
tember 2019 im Vorfeld der Basisabstimmung 
zum SPD-Parteivorsitz: 

„Auch die Klimakrise ist eine Verteilungs-
frage. Wir haben die Lasten unseres Lebens-
stils viel zu lange in die Zukunft verschoben. 
Für die dringend notwendige Umkehr sind 
jetzt gerechte Verteilung und massive Inves-
titionen nötig. Was hat die nächste Genera-
tion von einem ausgeglichenen Staatshaushalt, 

wenn die Schulden des Klimawandels nicht 
mehr zu tilgen sind?“

Diese grundsätzliche Position fand in der 
SPD breite Zustimmung und war später auch 
im Bundestagswahlprogramm und im Koali-
tionsvertrag der Ampel nach der Bundestags-
wahl 2021 zu finden.

So weit so gut. Aber ist es so einfach? Lei-
der nein. Die Liste der Kommunen, in denen 
derzeit erbittert über die Ausgestaltung der 
Verkehrswende gestritten wird, ist mittler-
weile lang. Auf der einen Seite sind diejeni-
gen, die Fahrrad und öffentlichen Personen-
nahverkehr so rasch wie möglich stärken und 
den Autoverkehr reduzieren wollen. Auf der 
anderen Seite stehen viele Berufstätige ohne 
gute ÖPNV-Anbindung, Eltern mit weiten 
Wegen zu Tageseltern, Kitas und Schulen oder 
MieterIinnen abseits der Zentren, die sich kei-
ne Wohnung mehr in den gut angebundenen 
Städten leisten können. Es gibt einfach viele 
Menschen, die nicht aus reiner Bequemlich-
keit, sondern nicht zuletzt aus den finanziellen 
und logistischen Zwängen des Alltags heraus 
viele Wege mit dem Auto fahren müssen.

Dazu kommen die unmittelbar in der Au-
tomobilindustrie beschäftigten Menschen. 
Das waren 2021 hierzulande immerhin etwa 
780.000 ArbeitnehmerIinnen, die meisten 
mit Tarifvertrag, Mitbestimmung und guten 
Arbeitsbedingungen. Zum Vergleich: beim 
ÖPNV arbeiten laut dem Verband der Ver-
kehrsunternehmen ca. 310.000 Beschäftigte. 
Auch wird der Anteil des PKW-Verkehrs am 
sog. „modal split“ auch bei den aller ehrgei-
zigsten Ausbauplänen im ÖPNV hoch bleiben.

Angesichts dieser Verhältnisse wird klar, 
dass es neben dem Ausbau des ÖPNV vor 
allem darauf ankommt, die Antriebswende 
und das automatisierte Fahren aktiv voran-
zutreiben, damit die deutsche Automobil-
industrie nicht gegenüber chinesischer und 
US-amerikanischer Konkurrenz an Tech-
nologievorsprung und Weltmarktanteilen 
verliert und damit letztlich Wertschöpfung 

 Ole Erdmann ist Dipl. Volks-
wirt und Mitglied der spw-Re-
daktion.
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Kurzum

und Arbeitsplätze dauerhaft verloren gehen. 
Ein Verlangsamen der Antriebswende durch 
Nebelkerzen wie den „E-Fuels“, wie es FDP-
Minister Wissing forciert, schadet da den 
Perspektiven der Unternehmen und der Be-
schäftigten nur. Im Zuge der Antriebswende 
muss es Sicherheit in Verbindung mit Quali-
fizierungsmöglichkeiten für die Beschäftigten 
geben. Der Kampf um die Innenstädte mag 
viele betreffen, ist aber aus wirtschafts- und 
beschäftigungspolitischer Sicht nicht das 
Hauptproblem.

Der Klimastreik von ver.di für die Stär-
kung der Beschäftigten im ÖPNV zusammen 
mit „Fridays for Future“ war ein Aufbruch-

signal, den viel bemühten Zusammenhang 
von gerechter Verteilung von Wohlstand und 
Einkommen zu verknüpfen mit einem kon-
sequenten Klimaschutz und das auch auf die 
Straße und in die Betriebe zu tragen. Die gro-
ße Aufgabe bleibt dabei, den Strukturwandel 
in der Automobilindustrie und die Mobilitäts-
bedürfnisse der Menschen auch abseits der gut 
angeschlossenen Zentren aktiv aufzugreifen 
und ihnen alltagstaugliche Alternativen zu 
bieten. Auch das wird Geld kosten.

Kurzum: die Verteilungskämpfe im Zuge 
des Klimaschutzes haben gerade erst begon-
nen. Gut, wenn Gewerkschaften und Klima-
aktivisten ihn gemeinsam angehen!	 ■



Radikales Umsteuern statt Schrumpfen. 
Eine Auseinandersetzung mit der Degrowth-Theorie anhand des Buches von  
Ulrike Herrmann »Das Ende des Kapitalismus«

von Karl-Martin Hentschel

Ulrike Herrmann, die bekannte Wirtschafts-
journalistin der TAZ und mehrfache Spiegel-
Bestsellerautorin, hat mit ihrem neuen Buch 
eine wichtige strategische Debatte angestoßen.1 
Es geht um den Kapitalismus und die notwendi-
ge Antwort auf den Klimawandel. Aber obwohl 
ich das Buch mit Genuss gelesen und einiges ge-
lernt habe, teile ich ihre zentralen Aussagen zur 
Transformation des Kapitalismus in eine klima-
neutrale Gesellschaft nicht und bin bei meinen 
Arbeiten zu völlig anderen Ergebnissen gelangt.

Das Buch hat drei Teile. Im ersten Teil schil-
dert die Autorin eine überraschend positive 
Geschichte des Kapitalismus – der aber den ent-
scheidenden Fehler habe, dass er immer weiter 
wachsen muss. Sie kommt zum Ergebnis, dass 
der Kapitalismus den heutigen Wohlstand und 
die moderne Demokratie erst ermöglicht hat. 
Entscheidend waren dafür ausgerechnet die Ge-
werkschaften. Denn wenn Unternehmer*innen 
glauben, dass Löhne nur Kosten sind, irren sie. 
Tatsächlich generieren die Löhne nämlich die 
Massenkaufkraft, auf der der moderne Kapitalis-
mus basiert.

Trotz dieser positiven Seiten hat der Kapita-
lismus einen eingebauten Fehler: Er funktioniert 

1	 Ulrike Hermmann: „Das Ende des Kapitalismus: Warum Wachstum und 
Klimaschutz nicht vereinbar sind – und wie wir in Zukunft leben werden“, 
Köln 2022 (Verlag Kiepenheuer & Witsch).

nur, wenn es Wachstum gibt. Denn er wird durch 
Kredite angetrieben – einerseits durch private 
Kredite, aber in der Krise auch durch Staatskre-
dite. Diese können nur getilgt werden, wenn die 
Firmen Gewinne machen. Und Gewinne sind 
nur möglich, wenn es Wachstum gibt. Damit 
verbunden ist ein zweiter Effekt. Die Firmen in-
vestieren ständig in neue Technologien. Dieser 
technische Fortschritt kostet permanent Jobs. 
Aber das Wachstum sorgt auch dafür, dass im-
mer neue Arbeitsplätze entstehen. Damit wurde 
die Schaffung von Arbeitsplätzen zum Ziel der 
Wirtschaft: „Wir arbeiten um zu arbeiten“.

Der Kapitalismus folgt also der Logik der Krebs-
zelle. Er muss unaufhörlich wachsen und zerstört 
damit erst seine Umwelt – und dann sich selbst.

„»Grünes Wachstum« gibt es nicht“ oder 
„Die Irrtümer der Degrowth-Theorie“

Im zweiten Teil des Buches geht es um die 
große Herausforderung unserer Zeit: Den Kli-
mawandel. Es gibt keine Alternative, als die CO2-
Emissionen zu stoppen und zu Erneuerbaren 
Energien überzugehen. Auch die Atomkraft ist 
keine Lösung, da sie viel zu teuer ist und mangels 
geeigneter Rohstoffe nur einen Bruchteil der nö-
tigen Energie liefern kann. Soweit kann man der 
Darstellung im Buch nur zustimmen.

Nun betrachtet Herrmann die Erneuerbaren 
Energien. Hierbei kommt die Autorin zu fol-
genden Aussagen: Es werden vermutlich bis zu 
1.000 Terrawattstunden (TWh) Strom benötigt. 
Da ein Transport aus Afrika zu teuer ist, muss 
der Strom in Deutschland erzeugt werden. Die 
mögliche Kapazität der Produktion in Deutsch-
land ist aber leider beschränkt und reicht nicht 
aus. Und Sonne und Wind liefern die Energie 
auch nur unregelmäßig. Deshalb werden dop-
pelt bis dreimal so viele Gaskraftwerke wie heu-
te benötigt, um in einer kalten Dunkelflaute die 
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 Karl-Martin Hentschel ist Mit-
glied im Bundesvorstand des Vereins 
„Mehr Demokratie e. V.“ und war von 
1996 bis 2009 MdL in Schleswig-Hol-
stein und Fraktionsvorsitzender wäh-
rend der rot-grünen Regierungskoali-
tion unter Heide Simonis. Er leitete 
das Autor*innenteam für das »Hand-
buch Klimaschutz« (Oekom Verlag, 
siehe www.handbuch-klimaschutz.de), 
2019 erschien sein Buch „Demokratie 
für morgen“ (UVK Verlag).

Foto: © privat
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Stromversorgung zu sichern, die mit Wasserstoff 
betrieben werden müssen.

Im Ergebnis kann nicht ausreichend grüne 
Energie erzeugt werden und außerdem ist die 
grüne Energie künftig viel teurer als heute. Wei-
terhin gibt es nicht genügend Rohstoffe für den 
Bau von Solar- und Windkraftwerken und Elek-
tromobilität. Auch Recyceln hilft nicht weiter, da 
recycelte Materialien (Metalle) nicht die gleiche 
Qualität wie neue haben. Weiterhin wirft die 
Autorin an verschiedenen Stellen allen Wissen-
schaftler*innen, die über diese Themen seit Jah-
ren forschen und schreiben, vor, sie hätten diese 
Probleme übersehen.

An dieser Stelle muss man Ulrike Herrmann 
entschieden widersprechen. Natürlich hat die 
Wissenschaft diese Probleme nicht „übersehen“. 
Tatsächlich sind alle diese Probleme seit langem 
bekannt und wurden seit Jahren in zahlreichen 
Studien untersucht und Lösungen dafür er-
arbeitet. Die benötigten Mengen an Energie, die 
Flächen für Windkraft- und Solaranlagen, die 
benötigten Rohstoffe und die daraus resultieren-
den Energiepreise wurden berechnet. Auch die 
Lösungen für die Schwankungen der Energieer-
zeugung, die Versorgung in der Dunkelflaute, die 
Notstromaggregate (Gasturbinen), die Speicher, 
die benötigten Gleichstromleitungen usw. sind 
längst in umfangreichen Studien dargestellt und 
kalkuliert worden. Dazu gibt es hunderte von 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen der über 
40 daran arbeitenden Institute allein in Deutsch-
land, aber auch der Industrie und von einschlä-
gigen Denkwerkstätten wie beispielsweise Agora 
Energiewende.

Die Ergebnisse dieser Arbeiten haben wir in 
drei Handbüchern zum Klimaschutz zusam-
mengestellt und sie von zahlreichen Wissen-
schaftler*innen und Fachleuten evaluieren las-
sen.2 Dabei haben wir streng darauf geachtet, 
nur das darzustellen, was sicher geht. Nicht be-
rücksichtigt haben wir daher Hunderte von neu-
en wissenschaftlichen Ergebnissen, die zurzeit in 
Arbeit sind, von denen aber eben noch nicht klar 

2	 Siehe „Handbuch Klimaschutz“, Oekom-Verlag 2021, sowie „Handbuch 
Klimaschutz Schleswig-Holstein“ und „Wie kann Nordrhein-Westfalen auf 
den 1,5-Grad-Pfad kommen?“, online auf www.handbuch-klimaschutz.de/
anlagen/ [letzter Abruf: 2.3.2023].

ist, ob sie wirklich funktionieren und ob sie halb-
wegs rentabel eingesetzt werden können. Aber 
man kann sicher sein, dass viele davon bald auf 
den Markt kommen und dazu beitragen werden, 
dass die Preise für die Energiewende weiter sin-
ken werden!

Ulrike Hermann hat durchaus Recht, wenn 
sie feststellt, dass die Prognosen des Energie- 
und insbesondere des Strombedarfs in den wis-
senschaftlichen Studien sehr unterschiedlich 
sind – zwischen 620 und 1.000 Terrawattstun-
den. Das liegt aber nicht an dem Nichtwissen der 
Autor*innen, sondern an den jeweiligen Annah-
men: Tatsächlich fehlt dabei sogar noch die Hälf-
te. Denn künftig wird Strom neben einem klei-
nen Teil Biomasse die wichtigste Primärenergie 
sein. So enthalten die obigen Zahlen zwar bereits 
den Strom für die Herstellung von Wasserstoff, 
der gespeichert werden muss, um Zeiten der so-
genannten Dunkelflaute zu überstehen und den 
Strom für Elektromobilität und Wärmepumpen. 
Es fehlt aber der Strom als Primärenergie, der für 
die Herstellung der grünen Treibstoffe für Flug-
verkehr und Schifffahrt benötigt wird, da diese 
bis 2050 vermutlich noch nicht auf elektrischen 
Antrieb umgestellt werden können. Und es fehlt 
der Strom für die Herstellung von Wasserstoff, 
Naphta, Ammoniak und Methanol, die als Roh-
stoffe für die Stahl-, Zement- und Chemieindus-
trie benötigt werden. Insgesamt ergibt sich nach 
der Zusammenstellung des Handbuches Klima-
schutz ein Primärenergiebedarf für ein CO2-frei-
es Deutschland von sogar 2.000 Terrawattstun-
den, überwiegend in Form von Strom. Es wird 
also fast viermal so viel Strom benötigt, aber nur 
gut halb soviel Energie wie heute. Denn heute 
liegt der Primärenergiebedarf bei 3.500 TWh – 
überwiegend natürlich in Form von Öl, Gas und 
Kohle.

Richtig ist auch ihre Aussage, dass es kaum 
möglich ist, diese 2.000 Terrawattstunden in 
Deutschland zu produzieren. Ansonsten entspre-
chen aber viele Aussagen nicht dem heutigen 
Kenntnisstand. Nach den aktuellen Berechnun-
gen können durchaus 1.000 bis 1.200 Terrawatt-
stunden Strom in Deutschland durch Wind- und 
Solarkraftwerke erzeugt werden. Speicher für 
Wasserstoff in der Dunkelflaute sind schon heute 
ausreichend vorhanden – man muss nur einen 



spw 1 | 20238

Generiert durch den spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

Meinung

kleinen Teil der Erdgasspeicher umbauen. Selbst 
wenn wir keinen Strom importieren, kann die 
Hälfte der benötigten Energie in Nordafrika/Nah-
ost produziert und in Form von Ammoniak, grü-
nem Naphtha, grünem Methanol und Wasserstoff 
nach Deutschland transportiert werden. Nach 
einer aktuellen Studie des Wuppertal-Instituts 
können allein die MENA-Staaten 200-mal soviel 
Sonnenenergie produzieren, wie Europa benötigt.3

Es wäre aber durchaus auch möglich, Strom 
kostengünstig über Leitungen aus Nordafrika 
zu beziehen. Schließlich werden schon heute 
Shanghai und Shenzhen über mehr als 2.000 
Kilometer lange Leitungen (viele von Siemens 
gebaut!) durch Wasserkraftwerke im Hochge-
birge mit Strom kostengünstig versorgt. Auch 
Herrmanns Aussage zum Recycling stimmt 
nicht: Recycelte Metalle und künftig chemisch 
recycelte Kunststoffe sind von gleicher Qualität 
wie vorher. Die Atome nutzen sich nicht ab. Nur 
für die Kunststoffsortierung (das mechanische 
Recycling) und das Papierrecycling gilt das nicht.

Als Fazit ist festzustellen: Es ist sicher sowohl 
ökologisch wie wirtschaftlich sinnvoll, soviel 
Energie einzusparen wie irgend möglich, die 
Zahl der Autos und den Flugverkehr zu redu-
zieren, die Produktion von Kunststoffen radikal 
zu reduzieren und Produkte und Verpackungen 
zu recyceln. Genau das sagen alle Studien. Aber 
zu behaupten, es könne nicht genügend Energie 
bereitgestellt werden, um Deutschland CO2-frei 
umzubauen, ist sicher nicht richtig.

Aufgrund ihrer Annahmen kommt Ulrike 
Herrmann dann zu ihrer zentralen Schlussfolge-
rung: Deutschland muss die Produktion von Wa-
ren deutlich reduzieren. Dies begründet sie unter 
anderem so: E-Autos sind nicht ökologisch, da 
bei der Akku-Produktion enorme Mengen CO2 
anfallen. Der Flugverkehr muss eingestellt wer-
den. Auch Schiffe produzieren CO2. Die Che-
miebranche kann nicht so weitermachen, da sie 
dann allein 700 Terrawattstunden braucht, um 

3	 Wuppertal Institut: „Mena-Fuel - Roadmaps zur Erzeugung nachhaltiger 
synthetischer Kraftstoffe im MENA-Raum zur Dekarbonisierung des Ver-
kehrs in Deutschland“ – erstellt im Rahmen der Forschungsinitiative des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz auf Beschluss des 
Deutschen Bundestages (siehe https://wupperinst.org/p/wi/p/s/pd/789, ge-
lesen am 19. Februar 2023)

grün zu produzieren. Noch schlimmer ist es mit 
der Bauwirtschaft, die sowohl durch den Boden-
verlust wie auch durch die Zementproduktion 
nicht klimaneutral werden kann: „Jeder Neubau 
ist ein Umweltfrevel“.

Die Zahl der produzierten Güter muss also 
abnehmen. Im Ergebnis muss die Wirtschafts-
leistung um ein Drittel sinken. Und trotzdem 
werden neue Kosten entstehen. Die Autorin 
stellt deshalb fest: „Diese pessimistische Analyse 
lehnen viele Klimaökonomen ab und versprühen 
stattdessen Optimismus.“ Aber: „Der Traum von 
der »Entkoppelung« funktioniert nicht.“ „In der 
Vergangenheit waren viele Untergangsszenarien 
tatsächlich falsch – aber diesmal wird der Ka-
pitalismus wirklich enden.“ Dabei verweist sie 
insbesondere auf den Rebound-Effekt4, der ihrer 
Meinung nach jede Hoffnung zerschlägt, dass 
es „grünes Wachstum“ geben könne. Sie zitiert 
dazu als Quelle die Studie des Wuppertal-Insti-
tuts „CO2-neutral bis 2035“, die im Auftrag von 
„Fridays for Future“ (FFF) erstellt wurde.

Auch diese Aussagen halten einer Überprüfung 
nicht stand. Von 1990 bis 2018 ist das Bruttoin-
landsprodukt in Deutschland um real fast 120 Pro-
zent gewachsen – hat sich also mehr als verdoppelt. 
Zugleich sank der Primärenergieverbrauch um 12 
Prozent und die CO2-Emissionen sanken um über 
35 Prozent. Auch die Menge der Rohstoffimporte 
ist bereits gesunken. Das reicht alles nicht entfernt 
aus – aber viel mehr ist durchaus möglich.

Der Import von Rohstoffen kann durch die 
Einstellung der Importe von Gas, Öl und Kohle 
und eine konsequente Recycling-Quote für Me-
talle (90 Prozent) und für Kunststoffe (mindes-
tens 50 Prozent) bis 2040 um insgesamt 80 Pro-
zent reduziert werden. Natürlich wird heute zur 
Herstellung von Elektroautos CO2 freigesetzt, 
wie Ulrike Herrmann schreibt – aber eben nur 
so lange, wie die dazu nötige Energie durch Kohle 
oder Erdgas produziert wird.

Auch die zitierte Studie des Wuppertalinsti-
tuts ist leider eine unbrauchbare Referenz. Sie 

4	 Von Rebound-Effekt (Abprall-Effekt) spricht man, wenn Effizienzgewinne 
bei der Verwendung von Energie oder Rohstoffen dazu führen, dass die Pro-
dukte billiger werden und dann doch wieder noch mehr verbraucht wird.
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wurde bewusst erstellt mit dem Auftrag von FFF, 
zu untersuchen, unter welchen Rahmenbedin-
gungen Deutschland bereits bis 2035 CO2-frei 
werden kann. Und tatsächlich kamen die Wis-
senschaftler aus Wuppertal zum Ergebnis: Ja – 
das geht. Aber dann mussten die Autoren dazu 
Annahmen treffen, wie eine erhebliche Reduzie-
rung der Wohnflächen in Deutschland, die sie 
selbst nicht für realistisch betrachten.

Natürlich ist es wünschenswert und machbar, 
wenn die Menschen weniger fliegen, viel mehr 
mit der Bahn fahren und die Zahl der Autos 
deutlich zurück geht. Genau dazu machen wir 
im Handbuch auch konkrete Vorschläge, wie das 
umgesetzt werden kann. Das reicht aber nicht. 
Denn selbst eine Reduzierung der Produktion 
um ein Drittel oder gar die Hälfte, wie Ulrike 
Herrmann es vorschlägt, wäre nicht ausreichend, 
um klimaneutral zu werden.

Tatsächlich können nach unseren Berech-
nungen – die keine Fantasie sind, sondern auf 
allen verfügbaren wissenschaftlichen Studien 
basieren – die CO2-Emissionen zwar nicht bis 
2035 auf Null sinken, aber sie können immer-
hin noch vor 2040 um 94 Prozent gegenüber 
dem Stand von 2018 reduziert werden. Die rest-
lichen sechs Prozent der Emissionen – die im 
Wesentlichen aus der Landwirtschaft, der Ze-
mentindustrie und dem Flugverkehr resultieren 
werden – können nach heutigem Kenntnisstand 
noch nicht vermieden werden. Sie können aber 
auch ohne die strittigen CCS-Technologien5 für 
die kommenden 50 Jahre durch Neuwaldbildung 
kompensiert werden. Die dafür nötigen Flächen 
stehen zur Verfügung, wenn wir die Produktion 
von Ener-giepflanzen wie Mais, Raps, Sonnen-
blumen usw. einstellen – was sowohl sinnvoll 
als auch realistisch ist. Man muss dazu die Bio-
gasanlagen nicht mal stilllegen, sondern auf aus 
Gülle produziertes Biogas umstellen.

Erreicht werden kann diese „Transformation“ 
in eine CO2-neutrale Gesellschaft, wenn durch 

5	 CCS (= Carbon, Capture and Storage) bezeichnet Technologien, mit denen 
die nicht vermeidbaren CO2-Emissionen insbesondere der Stahl- und Ze-
ment-Industrie aufgefangen und unterirdisch gelagert werden können. Sie 
sind noch nicht ausgereift, mit Unsicherheiten verbunden und auch erheb-
lich teurer als die Kompensation der gleichen Menge CO2 durch Neuwald-
bildung. Nach 2050 werden allerdings solche Technologien benötigt werden, 
um den CO2-Gehalt der Atmosphäre zu reduzieren.

verbindliche Vorgaben die CO2-Emissionen auf 
das mögliche Minimum reduziert werden. Die 
zentrale These von Ulrike Herrmann, dass dazu 
die Wirtschaft schrumpfen muss, ist nicht halt-
bar. Denn das BIP ist nur eine Zahl in der volks-
wirtschaftlichen Bilanz. Wenn durch massive 
staatliche Interventionen durch Ordnungsrecht, 
Fördermittel und direkte öffentliche Investitio-
nen Verkehr, Häuser und Industrie weitgehend 
klimaneutral gemacht werden, dann schlägt sich 
das im BIP sogar als Wachstum nieder.

Ulrike Herrmann setzt fälschlicherweise 
Wachstum des Bruttoinlandsproduktes (BIP) 
gleich mit dem Wachstum der Menge der Pro-
dukte, dem Wachstum des Energieverbrauchs 
und dem Wachstum der CO2-Emissionen. Ge-
nau das ist aber die Frage, die zu klären ist, um 
zu verstehen, worin die „große Transformation“ 
besteht, in der wir uns gerade befinden.

Nach dem Stand der Wissenschaft muss der 
Ressourcenverbrauch drastisch reduziert und 
langfristig gegen Null gehen. Das nennt sich 
Recycling-Wirtschaft. Die Emissionen von CO2 
und anderen Schadstoffen und der Flächenver-
brauch für Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrs-
flächen müssen tatsächlich auf Nettonull oder 
noch mehr reduziert werden. Der Primärener-
giebedarf wird sich etwa halbieren. Über das BIP 
sagen diese Vorgaben aber nichts aus.

Und ob dann weniger oder mehr Konsumgü-
ter produziert werden, hängt davon ab, wie teuer 
künftig die CO2-frei produzierten Dienstleis-
tungen oder Produkte sein werden. Auch dazu 
machen die Studien bereits sehr differenzierte 
Aussagen: Fliegen wird eindeutig teurer, da grü-
nes Kerosin pro Liter 2035 voraussichtlich das 
Dreifache wie das fossile Kerosin kosten wird. 
Elektroautos werden günstiger, da sie viel ein-
facher zu produzieren sind und weniger als ein 
Viertel an Energie benötigen. Das Heizen der 
Häuser wird durch bessere Dämmung und höhe-
ren Wirkungsgrad erheblich billiger. Die Energie 
wird trotz der von Ulrike Herrmann richtig ge-
schilderten Probleme kaum teurer.

Noch vor 20 Jahren deutete alles darauf hin, 
dass die Umstellung auf eine klimaneutrale Ge-
sellschaft insgesamt zu einer erheblichen Ver-
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teuerung vieler Produkte führen würde. Damit 
wäre dann notwendig eine entsprechende Ein-
schränkung des Lebensstandards einhergegan-
gen. In den letzten Jahren hat sich aber aufgrund 
der Verbilligung vieler Faktoren, insbesondere 
dem Sinken der Kosten für Erneuerbare Ener-
gien, diese Einschätzung geändert. Mittlerweile 
kommen die Studien der verschiedenen Institute 
und der Industrie übereinstimmend zu dem Er-
gebnis, dass es zwar erhebliche Preisverschiebun-
gen geben, die Umstellung auf eine klimaneutrale 
Wirtschaftsweise aber sogar zu einer rentablen 
Investition wird. Das bedeutet kurz zusammen-
gefasst: Wir werden zwar weniger fliegen und 
weniger Fleisch essen, aber ansonsten dürfte der 
Lebensstandard keineswegs sinken.

Und was bedeutet das für die Abschaffung des 
Kapitalismus? Auf jeden Fall deuten alle Konzep-
te darauf hin, dass der Staat sich stärker in die 
Wirtschaft einmischen muss. Aber die Vorstel-
lung, wir müssten nun erstmal den Kapitalismus 
abschaffen, um dann eine drastische Reduzierung 
der Produktion durchzudrücken, um klimaneut-
ral zu werden, lässt sich daraus nicht ableiten.

Umgekehrt kann allerdings daraus ein Schuh 
werden: Eine konsequente Durchsetzung des 
Klimaschutzes, verbunden mit einer konse-
quenten Sozial- und Steuerpolitik, um die Ak-
zeptanz der Maßnahmen zu sichern, kann zu 
einer Stärkung des Sozialstaates und zu einer 
Transformation der Ökonomie führen – und 
vielleicht sogar den Kapitalismus in eine neue 
„Gleichgewichtsgesellschaft“6 transformieren, 
bei der wieder ein Gleichgewicht zwischen 
Mensch und Natur hergestellt wird. Daran soll-
ten wir entschieden arbeiten.

„Das Ende des Kapitalismus“ oder „Was 
können wir von Großbritannien lernen?“

Der dritte Teil des Buches geht von der These 
aus: Um den Rebound-Effekt zu brechen, müss-
ten die Einkommen stark sinken, damit den 

6	 Anstelle des von Ulrike Herrmann genutzten Begriffs „Überlebenswirt-
schaft“ verwende ich für die nachkapitalistische Gesellschaft lieber den 
Begriff „Gleichgewichtsgesellschaft“. Denn es kommt darauf an, bei den 
entscheidenden Faktoren Bevölkerungszahl, Flächennutzung, Arten- und 
Biotoperhalt, Ressourcennutzung und Klima zu einem stabilen Gleichge-
wichtszustand zu kommen. Und das betrifft nicht nur die Wirtschaft, son-
dern die Lebensweise insgesamt.

Menschen das Geld fehlt, um neues Wachstum 
anzuschieben. Deswegen ist es für Ulrike Herr-
mann konsequent, dass die Degrowth-Bewegung 
die kommerzielle Lohnarbeit halbieren will. Die 
Flughäfen werden geschlossen, die Produktion 
von Autos drastisch reduziert. Dienstleistungen 
wie PR-Agenturen, Messelogistiker und Werbe-
grafiker werden wegfallen. Banken werden bis 
auf einen kleinen Rest zur Kontenverwaltung 
verschwinden. Auch die Chemiekonzerne wer-
den große Teile ihres Umsatzes einbüßen.

Die Autorin sieht aber bei diesem Szenario 
selbst ein Problem: Es würde dann eine Welt-
wirtschaftskrise ausbrechen mit katastrophalen 
politischen Folgen. Und es gibt leider noch keine 
ausgearbeitete Makroökonomie der Postwachs-
tumsgesellschaft. Denn in einem sind sich die 
beiden konträren Ökonomieschulen, die Neo-
klassiker und die Keynesianer einig: sie glauben 
an das „grüne Wachstum“. Einige Umwelttheo-
retiker versuchen diesem Dilemma zu entkom-
men, in dem sie kleine unmerkbare Schritte 
empfehlen. So sagt Harald Welzer: „Kleine Zu-
standsveränderungen haben eine ganz andere 
Poesie als die »große Transformation«“.

An dieser Stelle kommt Ulrike Herrmann 
mit einem überraschenden Vorschlag: Wir soll-
ten uns die britische Kriegswirtschaft von 1939 
bis 1945 zum Vorbild nehmen. Denn die Situa-
tion war so ähnlich wie heute: Die Briten lebten 
in einer Demokratie. Sie befanden sich in einer 
unfreiwilligen Notsituation. Die normale Wirt-
schaft musste in kürzester Zeit stark herunterge-
fahren werden, um in den Fabriken Militärgüter 
herzustellen. Die Lösung war eine Art „private 
Planwirtschaft“. Der Staat gab vor, was produ-
ziert wird, aber die Unternehmen blieben privat. 
Zur Steuerung wurde das BIP erfunden. Da die 
Arbeitskräfte knapp waren, wurde das „Man-
power Budget“ das zentrale Steuerungsinstru-
ment. Auch der Konsum wurde strikt geregelt: 
Milch und Eier nur für Kinder, Schwangere und 
stillende Mütter; Fleisch, Käse, Fett, Zucker, 
Tee und Seife wurden pro Kopf rationiert. Nur 
Kartoffeln, Mehl und Brot sowie Wild, Fisch 
und Gemüse durften frei verkauft werden. Für 
Süßigkeiten, Konserven, Möbel und Kleider 
gab es ein Punktesystem.
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Erstaunlicherweise war das System sehr be-
liebt, weil alle das gleiche bekamen und die 
„Unterschicht“ besser versorgt war als in Frie-
denszeiten. Der Konsum fiel um ein Drittel. 
Entsprechend schlägt Ulrike Herrmann vor, soll 
er auch jetzt in Deutschland fallen. Als wichtigste 
Erkenntnisse betrachtet sie deshalb die Notwen-
digkeit staatlicher Planung und Rationierung. 
Sind diese Überlegungen belastbar? Ich denke 
nicht. Denn die Überlegung, man könne die 
kommerzielle Lohnarbeit halbieren, geht von 
der Prämisse aus, dass Lohnarbeit überwiegend 
dazu dient, um Produkte zu produzieren. Die 
Autorin schreibt dazu: „… inzwischen machen 
Konsumgüter fast 80% der Wirtschaftsleistung 
aus.“ Tatsächlich beschäftigt der Produktions-
sektor einschließlich der Landwirtschaft heute 
aber nur noch 20 Prozent der Arbeitnehmer*in-
nen und produziert nur noch 24 Prozent des 
BIP. Wenn man ihn halbiert, fallen nur 10 Pro-
zent der Arbeitsplätze weg. Denn 80 Prozent 
der Arbeit sind Dienstleistungen – Tendenz 
wachsend. Diese wegfallenden 10 Prozent 
würden künftig ohne Probleme durch die wach-
senden Bereiche Gesundheitswesen, Bildung, 
Pflege, Kinderbetreuung und andere persön-
liche Dienstleistungen aufgenommen. Selbst 
wenn die Zahl der Geschäfte ebenfalls zurück 
geht, werden die Bereiche Freizeitgestaltung, 
Kultur, Restaurationen usw. mit Sicherheit 
ebenfalls zunehmen.

Aber es gibt noch einen zweiten Denkfehler: 
Denn der Umbau hin zu einer klimaneutralen 
Gesellschaft erfordert Millionen von zusätzli-
chen Arbeitskräften beim Ausbau der Erneuer-
baren Energien, beim Umbau der Industrie und 
den Aufbau einer Recyclingwirtschaft. Bis zu 
einer Million Menschen werden zusätzlich im 
Handwerk benötigt, um den gesamten Häuser-
bestand energetisch zu sanieren durch Däm-
mung und Umbau der Heizsysteme. Hundert-
tausende werden benötigt für die Umstellung 
auf ökologische Landwirtschaft, für die Auffors-
tung von zusätzlichen Wäldern auf 5 Prozent 
der Fläche Deutschlands und beim Umbau der 
bestehenden Wälder.

Daraus folgt aber: Um klimaneutral zu wer-
den, muss nicht die Wirtschaftsleistung um 30 
Prozent reduziert werden, sondern wir wer-

den alle Arbeitskräfte und Reserven brauchen, 
um die Wirtschaft, die Energieerzeugung, die 
Häuser, den Verkehr und die Landwirtschaft so 
schnell wie möglich umzubauen, um komplett 
CO2-frei zu werden. Wir dürfen dazu keine 
Zeit versäumen. Wenn man also tatsächlich 
das Einkommensniveau halbieren will und 
gleichzeitig die Gesellschaft sozialer gestalten 
möchte, dann kann man nicht die Arbeit re-
duzieren. Man muss dann bei gleicher Arbeit 
zumindest die Löhne der Besserverdiener*in-
nen halbieren. Das kann man machen – und 
dafür gibt es sicher auch gute Gründe, aber die 
ökologische Entlastung dürfte dadurch sehr 
begrenzt sein.

Als Fazit ergibt sich, dass eine Reduzierung 
der Arbeitsplätze für die Klimapolitik kontra-
pro-duktiv wäre. So wird Deutschland nicht 
schneller, sondern langsamer CO2-frei. Trotz-
dem ist „Großbritannien 1939“ ein durchaus 
spannendes Modell: Denn es zeigt – ebenso 
wie zurzeit die Maßnahmen in Folge des Krie-
ges in der Ukraine – was möglich ist, wenn eine 
Veränderung wirklich gewollt ist. Die Idee des 
Modells ist also eine Verknüpfung von „freiem 
Markt“ und „staatlicher Lenkung“. Wenn der 
Staat will, wenn es nötig ist, dann sind enorme 
Veränderungen in kurzer Zeit möglich. Ent-
scheidend ist, dass der Staat aktiv wird und eine 
lenkende Rolle einnimmt. Allerdings wurde da-
mit in Großbritannien weder der Kapitalismus 
beendet noch wurde die Arbeitszeit und das 
Einkommen halbiert.

Wenn heute die Maßnahmen für die 
„Transformation“ immer noch nicht aus-
reichend energisch in Angriff genommen 
werden, dann liegt das nicht daran, dass es 
nicht machbar ist. Es liegt an mangelnder 
Entschlossenheit großer Teile der Politik. 
Offensichtlich ist für viele die Not des Klima-
wandels und des Artensterbens noch nicht so 
akut, dass es Mehrheiten im Parlament gibt, 
die bereit sind, entschieden und rasch wirk-
same Maßnahmen dagegen zu ergreifen. Das 
liegt aber nicht daran, dass der Kapitalismus 
noch nicht abgeschafft ist, sondern dass die 
Mehrheit im Bundestag immer noch glaubt, 
freie Fahrt auf Autobahnen und billige Flüge 
seien wichtiger als das Klima.	 ■



Städte für alle erneuern – Perspektiven fortschrittlicher 
Stadtentwicklung
Einleitung zum Heftschwerpunkt

von Ole Erdmann und Sascha Howind1

ist die Großstadt gerade für junge Menschen 
nach wie vor attraktiv.

Corona und Homeoffice haben wiederum 
das Leben auf dem Land als Alternative inte-
ressanter gemacht. Seit 2014 sind die Netto-
wanderungssalden in verdichteten und dünn 
besiedelten Landkreisen wieder positiv, wäh-
rend die der kreisfreien Großstädte und städ-
tischen Kreise negativ sind.2 Dabei variiert die 
Situation stark, von dramatischer Entleerung 
in Teilen ländlicher ostdeutscher Regionen 
oder Abwanderung aus ärmeren Großstädten 
bis hin zur Zunahme in den angesprochenen 
verdichteten Landkreisen in der Nähe der gro-

2	 Wanderungen für verschiedene Raumtypen 1991-2018 — Nettowanderungs-
raten in Prozent (bpb).

1

Die Entwicklung der Städte in Deutschland 
ist derzeit sowohl von hohen Mieten und Im-
mobilienpreisen, verstopften Verkehrsadern 
wie auch Mängeln in der Infrastruktur generell 
und schleppender Energiewende bei Gebäu-
den geprägt. Soziale Unterschiede verbinden 
sich mit kulturellen Differenzen, in manchen 
Städten spitzen sich so Konflikt- und Prob-
lemlagen zu. Die Energiewende wird zu einem 
massiven Umbau der Bestandsgebäude führen 
müssen. Aber wer zahlt dafür? Und wer macht 
die Arbeit? Viele Gebäude, Brücken oder öf-
fentliche Räume sind in die Jahre gekommen 
und erfüllen soziale und ökologische Ansprü-
che von heute und morgen nicht. Dennoch 

1	 Ole Erdmann ist Dipl. Volkswirt und Mitglied der spw-Redaktion, Dr. Sascha 
Howind ist Sozialwissenschaftler und Chefredakteur der spw.
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ßen Ballungsräume3. Die Unterschiede in den 
politischen Positionen, den Problemwahrneh-
mungen und Interessenlagen zwischen Stadt 
und Land sind messbar, nicht zuletzt in Wahl-
ergebnissen4.

Die starke Tradition einer sozialdemo-
kratischen Politik der Stadtentwicklung steht 
also vor neuen Herausforderungen. Sollen 
große Wohnkonzerne enteignet werden? Wie 
kann die Energiewende in den gebauten, alten 
Städten unseres Landes vorangetrieben wer-
den, ohne dass massive soziale Verwerfungen 
damit einhergehen? Wie konsequent soll die 
Verkehrswende zulasten des individuellen Au-
toverkehrs vorangetrieben werden? Wie kann 
man neue Formen des Bauens und Wohnens 
über die bloße Eigentumsfragen hinaus för-
dern, so dass die Stadt ein Ort für alle sozialen 
Gruppen und Schichten bleibt beziehungswei-
se wieder wird?

Ernst Barkhoff und Günther Baumert skiz-
zieren in ihrem Beitrag die beeindruckende 
Entwicklung der mittlerweile seit 40 Jahren 
bestehenden gemeinnützigen Wohnungs-
genossenschaft „Selbsthilfe Linden eG“ in 
Hannover und bieten mit ihrem Ansatz der 
Schaffung von Wohnraum durch solidarische 
(und anpackende) Nachbarschaften konkrete 
Lösungsmöglichkeiten anhaltender Probleme 
im Bereich des städtischen Wohnungsbaus.

Sebastian Beck befasst sich mit „Stadtma-
chen“, fasst mit diesem akteursperspektivi-
schen Begriff die vielfältigen Formen gemein-
wohlorientierter Praxis zivilgesellschaftlicher 
Stadtentwicklungsinitiativen kompakt zu-
sammen und betrachtet dessen transformative 
Potenziale, die sich insbesondere aus damit 
verknüpften und zu verknüpfenden hand-
lungsleitenden Narrativen im Sinne sinnstif-
tender Erzählungen ergeben.

Birkan Görer stellt fest, dass die Preisent-
wicklung im Wohnungsmarkt Chancenun-
gleichheiten insbesondere für jüngere Men-

3	 Atlas der Stadt- und Regionalentwicklung 2022, BBSR 2022, Bonn.

4	 Vgl. ausführlich dazu: Haffert, Lukas: „Stadt, Land, Frust“, C.H.Beck-Verlag, 
2022.

schen erzeugt, die lebensphasenspezifisch 
noch nicht über einen auskömmlichen Zugang 
zum Arbeitsmarkt verfügen und sich die zu-
meist hohen Mieten in den für sie besonders 
attraktiven Stadtvierteln finanziell nicht leis-
ten können und befasst sich mit der Frage, wie 
diese vielfachen Schieflagen behoben werden 
können.

Franziska Drohsel schildert den Weg der 
Berliner Kampagne „Deutsche Wohnen & 
Co. Enteignen“ zur Vergesellschaftung großer 
privatwirtschaftlicher Wohnungsunterneh-
men vor dessen politischem und rechtlichem 
Hintergrund, von ihren Anfängen über den 
gewonnenen Volksentscheid im September 
2021 sowie den eher düsteren Perspektiven zu 
dessen Umsetzung angesichts des voraussicht-
lichen Endes von R2G und eines wahrschein-
lich aus CDU und SPD bestehenden Senats 
nach der Wahl im Februar.

Burkhard Drescher führt am Beispiel der 
Innovation City Bottrop aus, wie Energiewen-
de vor Ort im Zusammenspiel mit den Bürge-
rinnen und Bürgern gelingen kann. So hat es 
die Stadt Bottrop im Rahmen dieses Projekts 
mit einem partizipativen Ansatz geschafft, ih-
ren CO2-Ausstoss innerhalb von zehn Jahren 
zu halbieren.

Gordian Ezazi und Marc Herter berichten 
in ihrem Beitrag vom Wandel der ehemali-
gen „Kohlestadt“ Hamm zum Zentrum der 
Produktion von grünem Wasserstoff, einem 
erfolgreichen und wegweisenden energiepoli-
tischen Projekt, das die Ziele Versorgungssi-
cherheit, wirtschaftliche Dynamik, Wohlstand 
und Nachhaltigkeit in der Transformation bei-
spielhaft miteinander verknüpft.

Mit dem Heftschwerpunkt wollen wir ak-
tuelle Schlaglichter aus der Praxis fortschritt-
licher Stadtentwicklung und aktiver lokaler 
Strukturpolitik geben. Die Beiträge liefern 
Ansätze und Best-Practices für sozialistische 
und sozialdemokratische Ansätze kommuna-
ler Politik ebenso wie auch Hinweise für die 
Ausgestaltung überregionaler Politik, die die 
fortschrittliche Entwicklung unserer Städte 
und Gemeinden fördert.	 ■
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Gemeinwohlorientierung aus Prinzip – 
40 Jahre Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe Linden eG
von Ernst Barkhoff und Günther Baumert1

Gründung

Die Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe 
Linden wurde Anfang der 1980er Jahre im Stadt-
teilsanierungsprozess in Hannover-Linden aus 
Stadtteilinitiativen heraus gegründet. Im März 
1983 erfolgte die Eintragung beim Registerge-
richt. Es war die erste Genossenschaftsneugrün-
dung seit 25 Jahren im Bereich Niedersachsen 
und Bremen. Nach diesem Modell wurden in 
den Folgejahren in Hannover weitere zwei Ge-
nossenschaften in den Sanierungsgebieten Vah-
renheide-Sahlkamp und Nordstadt gegründet.

Ziel damals wie heute ist es, die Verdrängung 
der Stadtteilbewohner:innen durch Spekulation 
und Mietpreissteigerung zu verhindern. Vorrangig 
werden darum bei der Wohnungsvergabe Men-
schen aus dem Stadtteil mit B-Schein-Berechti-
gung bzw. niedrigem Einkommen berücksichtigt.

Gemeinwohlorientierung 
als Unternehmensziel

Gemeinwohl definiert sich über Werte. Zen-
tral sind neben der selbstverständlichen Ach-
tung der Menschenrechte die Werte Solidarität, 
Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit sowie Transpa-
renz und Mitbestimmung.

Im Wohnungssektor kommt es in erster Linie 
auf Solidarität an, denn bezahlbarer Wohnraum 
ist eine Grundbedingung solidarischer Lebens-
weise. Um ein preisgünstiges Wohnangebot be-
reitstellen zu können, ist es nötig, Wohnraum 
der Spekulation zu entziehen.

Tragbare Belastungen und Selbsthilfe

Um den Nutzenden der Wohnungen Zugang 
zu öffentlichen Sanierungsförderungen zu ver-

1	 Ernst Barkhoff war in den 1990er Jahren Vorsitzender des Stadtentwi-
cklungs- und Bauausschusses im Rat der Stadt Hannover sowie Mitgrün-
der und Aufsichtsrat der Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe Linden eG. 
Günther Baumert ist Aufsichtsrat der Wohnungsgenossenschaft Selbsthilfe 
Linden eG sowie Vereinsmitglied von Gemeinwohlökonomie.de.

schaffen, wurden vor allem in den ersten knapp 
20 Jahren der Wohnungsgenossenschaft Selbst-
hilfe Linden eG, in denen es noch die Stadtteil-
sanierung gab,

• bebaute Grundstücke vorrangig mit Erbpacht-
verträgen von der Stadt übernommen, um Ge-
bäude zum Restwert erwerben zu können.

• der notwendige Eigenkapitalanteil der 
finanzschwachen Genossenschaft durch Grup-
penselbsthilfe - „Muskelhypothek als Eigen- 
kapitalersatz“ - auf den Baustellen erbracht.

• Als Gegenleistung erhielten die Selbsthel-
fer:innen weitgehende Mitbestimmungsrechte 
bei ihrer Wohnungsplanung und Hausverwal-
tung sowie dauerhaft niedrige Mieten.

Solidarische Nachbarschaften

Die bunte Mischung von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft in Linden liegt der Ge-
nossenschaft nach wie vor am Herzen. Deshalb 
werden in den Häusern Nachbarschaften unter-
stützt, die sich als Hausgemeinschaft verstehen 
und sich um ihre Gemeinschaftsbereiche und 
Freiflächen nach Möglichkeit selbst kümmern. 

Im Jahre 2002 wurde die Wohnungsgenossen-
schaft Selbsthilfe Linden eG mit dem bundesweit 
ausgelobten Klaus-Novy-Preis geehrt. Das Thema 
des Wettbewerbs lautete „Vom Nebeneinander 
zum Miteinander“.

spw 1 | 202314

Generiert durch den spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

Schwerpunkt



Durch gemeinsame Aktionen und gegenseitige 
Unterstützung kann die Integration unter-
schiedlicher Alters- sowie Einkommensgruppen, 
Herkünfte, Haushaltsformen und Religionen 
am besten gelingen.

Soziale Nachhaltigkeit

Die nachhaltige Bewirtschaftung der Gebäu-
de ist mit sozialen Mieten und einem Dauer-
wohnrecht gekoppelt. Eigenbedarfskündigun-
gen sind ausgeschlossen. Gewinne werden 
komplett reinvestiert. Die Durchschnittsmiete 
liegt aktuell bei 5,90 Euro pro Quadratmeter. 
Wir entwickeln eine gemischte, bunte, verdich-
tete Stadt der kurzen Wege mit Neubauten und 
Bestandssanierungen, die hohe ökologische 
Standards erreichen.

Wachstumsschub

Von 1984 bis 2002 wurden insgesamt 18 Ge-
bäude mit 120 Wohnungen mit Selbsthilfe der 
Genossenschaftsmieter:innen modernisiert. Ab 
1986 erwarb die Genossenschaft von der Stadt 

Albertstr. 20 – vorher Selbsthilfehaus Albertstr. 20 - nachher

Neubauwohnungen mit Kita im Erdgeschoss 
Noltestr. 28

Stärkestr. 10

Selbsthilfehäuser Pestalozzistr. 6 und 8

Selbsthelfer in der Kochstraße 11
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Hannover 27 sogenannte Reprivatisierungs-
häuser. Die Stadt erfüllte damit ihre gesetzliche 
Verpflichtung, nach Ende der Sanierung ihren 
im Rahmen der Sanierung erworbenen Haus-
bestand wieder zu reprivatisieren. Zwischen 
1996 und 1998 wurden drei Mehrfamilienhäu-
ser im sozialen Wohnungsbau u.a. mit einer 
Kindertagesstätte gebaut.

Heute

Das Genossenschaftskonzept entwickelt sich 
weiter. Inzwischen ist die Genossenschaft auch 
für neue Baugruppen und bestehende Hausge-
meinschaften interessant.

Gemeinschaftliche Wohnprojekte

Seit einigen Jahren wächst das Interesse an 
Wohnprojekten, verstanden als ein Zusammen-
leben von Menschen, die in guter Nachbar-
schaft individuell, aber auch gemeinschaftlich 
leben wollen.

Baugemeinschaften werden gegründet, um 
sich ihre Nachbarschaft selbst aussuchen zu 
können und Zugang zu Frei- oder Gemein-
schaftsflächen zu bekommen. Beides ist weder 
im Mietwohnungsbau noch bei Bauträgerange-
boten zu verwirklichen. Die Baugemeinschaf-
ten gründen sich in der Regel in einem kompli-
zierten, langwierigen Verfahren. Sie sind damit 
häufig für den Grundstücksmarkt nicht schnell 
genug handlungsfähig. Während des Baus sind 
sie häufig noch als GbR konstituiert und damit 
hohen Haftungsrisiken ausgesetzt. In der Regel 

werden die Baugemeinschaften später zu Woh-
nungseigentümergemeinschaften, bei denen 
weder die Nachbelegung im Sinne der Nach-
barschaft noch der Spekulationsausschluss zu 
regeln sind. Damit sind Konflikte und Ärger 
vorprogrammiert.

Hier können Genossenschaften als gemein-
wohlorientierte Träger Baugemeinschaften 
Planungsbeteiligung und Mitbestimmung hin-
sichtlich Nutzung des Gebäudes und Nach-
belegung anbieten. Zudem sind Genossen-
schaftswohnungen vor einem spekulativen 
Weiterverkauf dauerhaft geschützt. Auch eine 
Vererbung von Einlagen ohne den Eingriff in 
die Wohnkultur ist möglich.

Im Jahre 2021 wurden 21 Genossenschafts-
Mietwohnungen in der Ohestraße für zwei 
Bauge-meinschaften bezogen. Die Finanzie-
rung erfolgt teilweise über Mieter:innendarle-
hen und nut-zungsbezogene Genossenschafts-
anteile.

Bereits 2015, als die Stadt Hannover das 
innerstädtische Areal mit einer Größe von 
etwa 7.000 Quadratmetern zur Bebauung 
ausschrieb, also vier Jahre vor der Grund-
steinlegung, begannen die Planungen. Im 
Bewerbungsverfahren war die Wohnungsge-
nossenschaft Selbsthilfe Linden eG mit zwei 
Projektgruppen erfolgreich, die beide gemein-
schaftliches Wohnen älterer Menschen an-
strebten. Neben diesen Häusern gehören zum 
neuen Quartier vier weitere Wohnprojekte 

Grundsteinlegung, „Ohe-Höfe“, 28.06.2019 Unser jüngster Neubau „Ohe-Höfe“ 
nach Bezug
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und zwei Mietwohnungsbauten der städti-
schen Baugesellschaft Hanova.

Es mussten Passivhausrichtlinien eingehal-
ten, die Dächer begrünt, PV-Anlagen installiert 
und Fernwärme angeschlossen werden. Diese 
Anforderungen waren aus Klimaschutzgrün-
den durchaus erwünscht, sie wurden jedoch 
zu Preistreibern und in Verbindung mit weite-
ren Kostenbelastungen zu Hemmnissen einer 
solidarischen Mietgestaltung. Ein Drittel der 
Wohnungen ist öffentlich gefördert, aber die 
Fördersumme ist angesichts der Baukosten 
zu gering, um die Wohnungen bei definierten 
Mietobergrenzen kostendeckend vermieten 
zu können. So ist der solidarische Ansatz eines 
hohen Anteils geförderter Wohnungen für die 
Genossenschaft auf Jahre zur Belastung gewor-
den. Der Zielkonflikt zwischen bezahlbarem 
Wohnraum für breite Bevölkerungsschichten 
und nachhaltigen Gebäudestandards ist auch 
ohne die besondere Situation durch die aktuelle 
Inflation unverkennbar. Das Spannungsfeld der 
verschiedenen Anforderungen lässt nur gerin-
gen Spielraum, wenn solidarische und nach-
haltige Zielvorstellungen zugleich realisiert 
werden sollen.

Hausgemeinschaften

Verkaufswilligen Hausbesitzer:innen, die 
nach dem Verkauf ihre Mieter:innen vor Miet-
explosion und Vertreibung verschonen wol-
len, wird eine faire, transparente Übernahme 
mit garantierter Fortführung der bestehenden 

Mietverträge angeboten. Bei Nachbelegung 
und Hausverwaltung haben die Hausgemein-
schaften individuell an ihre Bedürfnisse an-
gepasste Mitspracherechte und übernehmen 
eigene Verantwortung.

Heute hat die Wohnungsgenossenschaft 
Selbsthilfe Linden eG insgesamt 53 Gebäude mit 
378 Wohn- und 19 Gewerbeeinheiten sowie 412 
Mitglieder. Die Gründung der Genossenschaft 
ist ein Erfolg. Er war in diesem Ausmaß aber nur 
möglich aufgrund der besonderen finanziellen 
Bedingungen eines Sanierungsgebietes und des 
hohen Engagements der Mitwirkenden.

Morgen

Die Exzesse auf dem privaten Wohnungs-
markt vor allem in den Städten verletzen 
existenzielle Grundbedürfnisse vieler Men-
schen und bringen sie in Not. Wohnen ist ein 
Menschenrecht. Wohnungsnot überwinden 
braucht gemeinwohlorientierte Wohnungs-
unternehmen und Genossenschaften als Pro-
blemlöser und Mietenbremse. Dafür braucht 
es eine Renaissance der Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit.

• Sozialwohnungen, quasi als Zwischennutzung 
mit zeitlich befristeten Belegungs- und Miet-
bindungen, sind nicht nachhaltig. Öffentliche 
Bauförderung muss dauerhaften Nutzen zum 
Ziel haben. Auslaufende Sozialbindungen, die 
durch Wohnungsneubau ausgeglichen wer-
den sollen - aber tatsächlich bei weitem nicht 
werden, kosten auf lange Sicht der öffentlichen 
Hand ein Vielfaches.

• Verdichtungsreserven und Vorkaufsrechte 
auf innerstädtischen Grundstücken können 
im Rahmen des Stadtumbaus durch Stadtteil-
entwicklungskonzepte, Sanierungsgebiete, Sat-
zungsgebiete, städtebauliche Verträge sowie 
Auflagen bei Neuaufstellung von Bebauungs-
plänen genutzt werden. Dies zeigen positive 
Beispiele aus Frankfurt, Ulm, Münster, Berlin 
u.a. Die Weitergabe der so gewonnenen Grund-
stücke sollte auf Grundlage von Konzeptaus-
schreibungen an gemeinwohlorientierte Un-
ternehmen erfolgen. Diese sollen nicht in der 
Frage des Preises, sondern bei Art und Umfang 

„Villa Ahlem“ Yvette-Amiot-Weg 3 mit 
Hausgemeinschaft
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sozialer Bindungen miteinander konkurrieren. 
Die Übertragung sollte auf Grundlage von Erb-
pachtverträgen erfolgen, die dauerhafte soziale 
Bindungen ermöglichen.

• Im Koalitionsvertrag der Ampel heißt es: 
„Wir werden zeitnah eine neue Wohngemein-
nützigkeit mit steuerlicher Förderung und In-
vestitionszulagen auf den Weg bringen und so 
eine neue Dynamik in den Bau und die dauer-
hafte Sozialbindung bezahlbaren Wohnraums 
erzeugen.“ Sobald dieses Wahlversprechen 
umgesetzt ist, können sich kommunale Unter-
nehmen und „gemeinwohlorientierte“ Ge-

nossenschaften rechtlich wieder in „gemein-
nützige“ umwandeln und so neue finanzielle 
Handlungsmöglichkeiten gewinnen.

• Um als Partnerin und Akteurin der Stadtent-
wicklung stärker wahrgenommen zu werden 
und einen gemeinwohlorientierten Wohnungs-
sektor aufzubauen, gibt es eine Kooperation im 
Rahmen von Immovielien-Hannover mit an-
deren gleichgesinnten Genossenschaften und 
Stiftungen.

Quelle sämtlicher Fotos: www.selbsthilfe- 
linden.de.	  ■
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ber 1989 aufzuheben. Damit verloren etwa 
1.800 gemeinnützige Wohnungsbauunter-
nehmen ihre Steuerprivilegien und der 
Wohnungsmarkt kam ins Rutschen.

In der Folge privatisierten viele Kom-
munen ihren Wohnungsbestand. Und 
Jahr für Jahr schrumpfte der Bestand an 
Sozialwohnungen: Von 3,9 Millionen So-
zialwohnungen in 1989 sind derzeit nur 
noch etwa 1,1 Million übrig. Seitdem gehö-
ren immer mehr Wohnungsunternehmen 
großen Finanzinvestoren. Somit haben 
wir heute einen überwiegend profitorien-
tierten Wohnungsmarkt. Nur die meisten 
Genossenschaften und verbliebene kom-
munale Wohnungsgesellschaften machen 
da noch Ausnahmen. Da die private Woh-
nungswirtschaft überwiegend hochpreisige 
Wohnungen baut, trägt Neubau wenig zur 
Minderung der Wohnungsnot bei. Und 
ebenfalls kein Wunder: Gleichzeitig stiegen 
und steigen die Kosten für Wohngeld und 
Kosten der Unterkunft rasant.

Der Koalitionsvertrags der Ampelko-
alition aus SPD, Grünen und FDP sieht 
die Einführung einer neuen Wohnungsge-
meinnützigkeit vor. Ein Eckpunktepapier 
ist für März 2023 angekündigt.

Wohnungsgemeinnützigkeit
Von 1851 bis 1989 gab es in Deutsch-

land eine gemeinnützige Wohnungswirt-
schaft, die preiswerten Wohnraum für 
eine breite Schicht der Bevölkerung schuf 
und erhielt.

Als gemeinnützig galten Wohnungsun-
ternehmen, die sich auf Gewinnbegrenzung 
auf 4 Prozent, Zweckbindung der Mittel, 
Bauverpflichtung, Begrenzung auf Kosten-
miete und eine Geschäftsfeldbegrenzung 
auf Kleinwohnungen bis 120 Quadratmeter 
verpflichteten. Dafür, dass sie preisgünsti-
gen Wohnraum bereitstellten, erhielten sie 
dauerhafte Steuerbefreiungen bei Körper-
schaft-, Gewerbe-, Grund- und Grunder-
werbsteuer. Hierbei gilt das Prinzip: Einmal 
gefördert, immer sozial gebunden.

Sie unterscheiden sich vom Sozialen 
Wohnungsbau, der durch Darlehen oder 
Aufwendungszuschüsse gefördert wird, 
die zeitlich begrenzt sind. Miet- und Be-
legungsbindungen entfallen also beispiels-
weise nach 10 oder 20 Jahren.

Den Skandal um die Neue Heimat nahm 
die damalige CDU-FDP-Koalition unter 
Helmut Kohl als Vorwand, das Wohnungs-
gemeinnützigkeits-Gesetz zum 31. Dezem-



„Stadtmachen“: Social Entrepreneurship zwischen 
Impulsprojekten und transformativer Veränderung
von Sebastian Beck1

Vom Stadtmachen ist derzeit immer öfter 
die Rede, wenn es um Stadtentwicklung geht. 
Das Label hat in den letzten Jahren quasi die 
Charts der Stadtplanung erstürmt und steht für 
die gemeinschaftliche Praxis von in erster Linie 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, die einen Ort 
lebenswert gestalten möchten. Mit Bezügen zu 
einem Urban Design, das den Menschen zum 
Maß der Stadtplanung macht, wie es Jan Gehl 
in seinem Werk „Städte für Menschen“ (2015) 
postuliert, und in Anlehnung an Ideale einer 
egalitären und gegenüber Experimenten offe-
nen Stadtentwicklung, wie sie Richard Sennett 
mit dem Leitbild der „offenen Stadt“ (2018) ar-
tikuliert, hat sich das Stadtmachen – vor allem 
auf kommunaler lokaler Ebene – als Schlagwort 
einer modernen Stadtentwicklung etabliert. 
Sein Produktionsmodus über Gemeinwohl-
orientierung, Koproduktion und sozialer und 
ökologischer Nachhaltigkeit ist mittlerweile in 
zentrale Leitbilder der Stadt- und Regionalent-
wicklung adaptiert und spiegelt sich in aktuel-
len Politiken wider, wie etwa der „Neuen Leipzig 
Charta“ (BMI 2020a) und dem „Memorandum 
Urbane Resilienz“ (BMI 2021). Wie können die 
lokalen Impulse des Stadtmachens Eingang in 
Landes- und Bundespolitik finden und Stadt-
macher*innen die viel zitierte „Augenhöhe“ in 
den Diskursen großer Parteien, wie etwa der 
SPD, erreichen? Vielleicht kann dieser Beitrag 
über das Stadtmachen dazu beitragen, die Re-
zeption des Begriffs zu verbreitern und weitere 
progressive Unterstützerinnen und Unterstützer 
zu finden.

Stadtmacherinnen und Stadtmacher, 
sind wir das nicht alle?

Aus wissenschaftlicher und akteursfördern-
der Perspektive scheint klar, um wen es sich 
bei den Stadtmacher*innen handelt: „Zivilge-
sellschaftliche Stadtentwicklungsinitiativen, die 

1	 Sebastian Beck ist Sozialwissenschaftler und arbeitet als Seniorwissenschaft-
ler beim Bundesverband Wohnen und Stadtentwicklung (vhw) in Berlin.

in Zusammenarbeit mit anderen (etablierten) 
Akteur*innen der Stadtentwicklung auf loka-
ler Ebene Debatten und Projekte zum Umgang 
mit urbanem Raum anstoßen und damit einen 
Beitrag zu einer gemeinwohlorientierten Stadt-
entwicklung beitragen wollen“ (Beck 2021a: 
2). Während sich diese zivilgesellschaftliche 
Perspektive auf das Stadtmachen als gemein-
same Gestalten von Stadt zunehmend etabliert 
(vgl. BMI 2020b: 131), wird die Verwendung 
des Labels „Stadtmachen“ gleichzeitig zuneh-
mend beliebiger und verliert dabei mitunter 
seinen präzisen Bezug auf die gemeinwohl-
orientierte Praxis zivilgesellschaftlicher Stadt-
entwicklungsinitiativen. Im Ergebnis herrscht 
eine zunehmende Beliebigkeit, in der Stadtma-
cher*innen wechselseitig in unterschiedlichsten 
Bezügen verortet werden: Bürger*innenbeteili-
gung, Stadt-Marketing-Kampagnen, Reallabore 
von Hochschulen, top-down-initiierte kom-
munale Gestaltungsinitiativen, bottom-up-ent-
standene zivilgesellschaftliche Projekte, direkt-
demokratische Initiativen, Stiftungsprojekte zur 
Gestaltung von Stadt, Netzwerke von und für 
Stadtmacher*innen, Think Tanks, selbsternann-
te bzw. lokal oder auch überregional etablierte 
Expert*innen einer kooperativen Stadtentwick-
lung, Accelerator- bzw. Innovation-Camps/-
Hubs oder -Akademien, Stadtmachen-Festivals, 
Publikationen zum „Stadtmachen“, Projekte sei-
tens professioneller Architektur- oder Stadtpla-
nungsbüros.

Zutreffend hat u.a. Klaus Selle (2020) mit 
Blick auf das Stadtmachen zugespitzt, dass es 
sich beim Stadtmachen vor allem um ein „Stadt 
anders machen“ handelt. Denn es geht hier nicht 
nur darum, „selbst“ (DIY) oder „mit anderen“ 
(„do it together“) Stadt zu machen (vgl. Müller/
Werner 2015), sondern vielmehr darum, Alter-
nativen zu etablierten Herangehensweisen der 
Stadtentwicklung in Bezug auf Akteur*innen, 
Kooperationsformen und Entwicklungsziele 
anzustoßen (vgl. BMI 2019), wie sie mitunter 
in der neuen „Leipzig Charta“ (BMI 2020a) mit 
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dem Label der gemeinwohlorientierten Stadt-
entwicklung bzw. dem Leitbild des „macht 
Stadt gemeinsam“ artikuliert werden. Auch 
im Kontext der Debatte um die Gemeinwohl-
ökonomie (Felber 2018) spielt der Begriff des 
„anders Machens“ zudem seit einiger Zeit eine 
gewisse Rolle (vgl. BMI 2020a: 71). Ziel ist es, 
mit dem „anders machen“ Alternativen zu einer 
wachstumsorientierten Shareholder-Ökonomie 
aufzuzeigen. Auch das dem Stadtmachen ge-
widmete „Make City Festival“ in Berlin war üb-
rigens als Festival für‘s „Stadt anders machen“ 
konzipiert (vgl. Ferguson 2019). In diesem Sin-
ne scheint sich das „anders machen“ evtl. besser 
zu eignen, um das Stadtmachen zu framen, als 
der Begriff des „Stadtmachens“ selbst.

Stadtmachen weiterentwickeln

Die Praxis des Stadtmachens entwickelt sich 
zusehends zu einem professionellen Akteurs-
feld der Stadtentwicklung, das wertvolle und 
transformative Impulse für eine nachhaltige, 
gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung und 
eine Weiterentwicklung von Kooperationen 
zwischen Zivilgesellschaft, Kommune und loka-
ler Wirtschaft im Rahmen von „Urban Gover-
nance“ bieten kann (vgl. Beck 2021a und b). Das 
Stadtmachen zu unterstützen birgt dabei einen 
veritablen Mehrwert für die Stadt- und Regio-
nalentwicklung, weil es mehr darstellt als bloßes 
Engagement. Es ist nicht zuletzt eine Unterneh-
mung, bei der sich Stadtmacher*innen mit eige-
nen ökonomischen, kulturellen und sozialen 
Ressourcen dafür engagieren, eine soziale Ren-
dite, einen „Social Return on Invest“, für Nach-
barschaften und Städte zu erzeugen (vgl. Neu-
müllers u.a. 2017, S. 131 ff.).

Tatsächlich gibt es mittlerweile ein weites 
Feld von ressourcenstarken Akteur*innen (för-
dernde staatliche Institutionen auf Bundes- und 
Landesebene, politische Akteur*innen, Kom-
munalverwaltungen, Unternehmen, Start Ups, 
Stiftungen, Netzwerke, Privatpersonen etc.), 
die das Stadtmachen von zivilgesellschaftlichen 
Initiativen unterstützen und auch selbst die De-
batte über das Stadtmachen fördern und wei-
terentwickeln. Die Grenzen zwischen zivilge-
sellschaftlichen „Stadtmachen-Initiativen“ und 
diesem Feld unterstützender Akteur*innen sind 

dabei fließend, nicht zuletzt, weil die einzelnen 
Akteur*innen oft mehrere Hüte tragen, etwa 
im Spannungsfeld von Lokalpolitik und Stadt-
machen. Das Stadtmachen wird zunehmend 
auch als Handlungsfeld zwischen zivilgesell-
schaftlichen Initiativen und jungen Sozialunter-
nehmen betrachtet (vgl. Willinger 2022a). Das 
Forschungsprojekt „Lokale Politik und Beteili-
gung“ hat dieses spannungsgeladene Feld des 
Stadtmachens kürzlich untersucht (vgl. Förster 
u.a. 2021). Dabei ist eine Konvergenz der Rol-
len von Zivilgesellschaft, Intermediären, Politik, 
Verwaltung und Unternehmen zu beobachten, 
die auch zu neuen Konfliktlinien führt: „Das ist 
[etwa] der Fall, wenn Politikerinnen und Politi-
ker als Vorantreibende oder Machende in Pro-
jekten erscheinen, gegebenenfalls sogar vorbei 
an der Verwaltung in direktem Austausch mit 
anderen Stadtmachenden agieren oder wenn 
Intermediäre Prozesse des Agenda-Setting ini-
tiieren und diese mit einem Netzwerk von Part-
nern aus Zivilgesellschaft und Markt federfüh-
rend gestalten“ (ebd.: 86).

Zivilgesellschaftliche Initiativen und junge 
Sozialunternehmen, die sich aktiv als Stadt-
macher*innen engagieren, bringen prinzipiell 
eine große Bereitschaft zur Kooperation und 
zur Koproduktion von Stadt mit. „Do it Your-
self “ und „Do it Together“ sind Kernprinzipien 
ihrer stadtgestaltenden Praxen. Die Frage lautet 
allerdings, wie Projekte des Stadtmachens dazu 
in die Lage versetzt werden können, solche Ko-
operationen auch erfolgreich zu gestalten und 
zu verstetigen. Ähnlich hat es Elinor Ostrom 
(2011) einmal in Bezug auf das „Commoning“ 
bzw. die Produktion von Gemeingütern formu-
liert: „Die Frage ist nicht, ob Menschen koope-
rieren wollen, sondern wie ihnen geholfen wer-
den kann, das zu tun“ (ebd.: 11 ff.). So betrachtet 
liegt es dann auf der Hand, Fördermöglichkei-
ten für Stadtmacher*innen zu entwickeln. Ziel 
der „Stadtmachen Akademie“ ist es, einen sol-
chen Beitrag zu leisten.

Stadtmachen als Narrativ

Das Stadtmachen ist nicht nur eine stadt- und 
regionalgestaltende Praxis. Es scheint ebenso 
eine sinnstiftende und identitätsbildende Erzäh-
lung darstellen zu können, dass und wie solch 
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eine Transformation erfolgreich vorangetrie-
ben werden kann. Stadtmachen ließe sich auf 
diese Weise als Narrativ der Stadtentwicklung 
thematisieren. Der Begriff der Narrative geht 
auf Lyotards Studie „Das Wissen der Postmo-
derne“ (1979) zurück. Er bezeichnet die großen 
Strömungen der abendländischen Philosophie 
als „grands récits“, also als große Erzählungen, 
und postuliert deren Überwindung in der Post-
moderne. In den 1990er und 2000er Jahren hat 
das Konzept der Narrative allerdings wieder 
eine Renaissance erfahren, vor allem in den 
Kultur- und Geisteswissenschaften (vgl. Fahr-
enwald 2011: 82 ff.). Unter Narrativen werden 
dabei sinn- und identitätsstiftende Erzählungen 
verstanden. Wie ein „Zeitgeist“ stehen sie für 
mehr als für beliebige Geschichten. Es handelt 
sich um starke Erzählungen, denen auch eine 
gewisse Legitimität beigemessen werden kann 
(vgl. Umweltbundesamt 2021: 10 ff.).

In der aktuellen Debatte wird Narrativen 
in der Stadtentwicklung durchaus ein Poten-
zial für urbanen Wandel und für Transforma-
tionsprozesse zugeschrieben (vgl. Gadinger u.a. 
2022:20). Wobei festzuhalten wäre, dass auch 
die Narrative selbst einem gewissen Wandel un-
terliegen. So hatte Stephan Willinger im Glossar 
zur gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung 
(BMI 2020b) festgehalten: „Geschichten ändern 
sich. […] Vor dem Nachhaltigkeits-Narrativ 
gab es das Modernitäts-Narrativ – und vielleicht 
befinden wir uns gerade im Übergang zu etwas 
ganz anderem“ (ebd.:100). Aktuell wird über 
Neue Narrative der Koproduktion debattiert 
– insbesondere im Kontext des Stadtmachens 
(vgl. Willinger 2022b). Inwieweit stellt also das 
Stadtmachen ein neues Narrativ der Stadt- und 
Regionalentwicklung dar? Und welche Funkti-
on kann ein solches Narrativ für Stadtmacherin-
nen und Stadtmacher, wie auch für die Trans-
formation der Stadt- und Regionalentwicklung 
in Richtung Gemeinwohlorientierung, Kopro-
duktion und Nachhaltigkeit bieten?

Stadtmachen als Narrativ zu betrachten im-
pliziert, auch die Akteure des Stadtmachens als 
Koproduzenten dieses Begriffs anzuerkennen. 
Narrative sind fluide Konstruktionen, die Ak-
teuren ein relativ großes Repertoire an Deu-
tungsmustern zur Verfügung stellen, die sie als 

Framing bzw. als Handlungsrahmen für ihre 
Praxis nutzen können. Dabei spielen große Nar-
rative, die immer wieder wiederholt, erweitert 
und verdichtet werden, ebenso eine Rolle wie 
kleine Narrative, die Erzählungen aus der Pra-
xis einzelner (innovativer) Akteure bieten (vgl. 
BBSR 2022:8). Im Konzept des Narrativs erhält 
ein vielstimmiger Chor unterschiedlicher Stim-
men die Chance, sich zu artikulieren und in den 
Diskurs einzubringen: „„Hier geht es ums Zu-
hören, nicht ums Überstimmen, um die Entde-
ckung von Unerwartetem, das die Entwicklung 
bereichern und verändern kann, und um die 
Vielstimmigkeit einer dialogischen Rede, die die 
Linearität eines konstruierten Monologs durch-
brechen kann“ (Hebert 2018: 338).

Neue Narrative als transformative 
Entwicklungspfade

Nachhaltige Stadt- und Regionalentwick-
lung zielt darauf, die Organisation und Struktur 
ihrer Produktion und Nutzung – ihr sozio-tech-
nisches System – zu verändern. Mit Blick auf 
solche Transformationen hat sich unter dem 
Begriff der „Sustainable Transitions“ ein eigen-
ständiges Forschungsfeld entwickelt. Dabei 
werden im Ergebnis weitreichende Verände-
rungen der sozio-technischen, soziokulturellen 
und sozial-ökologischen Systeme als notwendig 
erachtet (vgl. Höcke/Schnur 2021). Wie kann 
eine solche „Große Transformation“ gelingen? 
Relativ prominent ist hier der Ansatz von Frank 
Geels (2004). In seiner Multi-Level-Perspekti-
ve beschreibt er die übergeordnete Ebene von 
Transformation als Landschaft. Transformative 
Innovationen verortet er demgegenüber auf der 
Mikro-Ebene von Nischen (Geels und Kemp 
2012). Sie werden als maßgebliche Inkubatoren 
von Innovationen betrachtet. Vermittelnd wirkt 
dabei die dazwischenliegende Ebene der Re-
gimes, der Strukturen, Regeln und Verfahren, in 
denen die einzelnen soziotechnischen Systeme 
produziert und reproduziert werden (vgl. ebd.).

Eine prominente Rolle in diesem Transfor-
mationsprozess wird explizit zivilgesellschaft-
lichen Akteuren zugeschrieben (vgl. Schnei-
dewind 2018:301 ff.) – als Mahner, Mittler vor 
allem aber Motor von nachhaltigen Verän-
derungen: „Schließlich sind es oft zivilgesell-
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schaftliche Organisationen, die Beispiele für 
neue Lösungen und Strukturen Schaffen und 
damit grundlegende Veränderungsprozesse 
vorantreiben“ (ebd.: 306). Solchen zivilgesell-
schaftlichen „Motor-Organisationen“ wird 
letztlich das Potenzial zugeschrieben, neue 
Regeln und Ressourcen für die „Große Trans-
formation“ aufstellen zu können, als „Change 
Agents“ (ebd.: 309) zu wirken – und damit auf 
der Geelschen Ebene der Regimes Impact zu 
erzielen. Die in diesen Kontexten Handelnden 
werden auch als Pionier*innen des Wandels 
herangeführt (ebd.: 456 f.). Die lokalen Prak-
tiken des Stadtmachens ließen sich letztlich 
als Motoren der Transformation bzw. als Pio-
nier*innen des Wandels betrachten, die in der 
Lage sind, auf der Ebene der Nische – und bis 
hin zur Ebene der Regimes – transformative 
Innovationen voranzutreiben.

Entscheidend für eine transformative Ver-
änderung von Städten und Gemeinden – eine 
im Geelschen Sinne transformative Verän-
derung der Landschaft – ist wohl nicht nur 
die Transformation der Organisationen und 
Strukturen ihrer Produktions-Regime. Ent-
scheiden kann auch die Art und Weise sein, 
wie über solche transformativen Veränderun-
gen gesprochen wird. Neuen Narrativen, die 
anschaulich und sinngebend aufzeigen, dass 
ein solcher Wandel zu schaffen ist, kann hier 
eine nicht zu unterschätzende Bedeutung zu-
kommen: weil diese Narrative motivieren und 
Ressourcen mobilisieren und damit kommu-
nale Handlungsspielräume erweitern können.

Aktuell hat das Umweltbundesamt (2021) 
eine Studie veröffentlicht, in der die Bedeu-
tung von Narrativen für eine erfolgreiche 
Transformation bekräftigt wird. Sie rekurriert 
auf die Zeitdiagnose der VUCA-Welt (Giles 
2018), die von Volatilität, Unsicherheit, Kom-
plexität und Ambiguität geprägt ist, und in 
deren Kontext positiven Leitbildern und Nar-
rativen eine zunehmende Bedeutung zukom-
me: nicht nur, um Orientierung und Hoffnung 
zu geben – sondern vor allem auch, um über-
haupt positive Zukunftsbilder zu produzieren. 
Entgegen dem nach dem Fall der Berliner 
Mauer ausgerufenen „Ende der Geschichte“ 
(Fukuyama 1989) oder der Intonierung eines 

„Endes des utopischen Zeitalters“ (Fest, 1991), 
konstatiert die Studie des Umweltbundesamtes 
aktuell wieder eine Hochkonjunktur positiver 
Utopien und Zukunftsbilder. Narrativen wird 
das Potenzial zugeschrieben Werte, Verhal-
tensmuster und Einstellungen zu verändern 
und zur Bildung von kollektiven Identitäten 
und gesellschaftlichem Bewusstsein beizutra-
gen (Umweltbundesamt 2021: 11). Transfor-
mationen und Narrative stehen dabei offenbar 
in einem gegenseitigen Wechselverhältnis. 
Hamann u.a. (2018) spitzen sogar zu: „Ins-
besondere wenn sich die großen politischen, 
technologischen, ökologischen und gesell-
schaftlichen Kontexte wandeln oder wandeln 
müssen, müssen auch entsprechende neue 
Narrative entstehen“ (ebd., S. 111).

Das Narrativ des Stadtmachens

Wenn sich die soziotechnischen Systeme 
der Stadt- und Regionalentwicklung ändern, 
oder ändern sollen, wie es im Rahmen aktuel-
ler Politiken avisiert wird, ist auch davon aus-
zugehen, dass hier neue Narrative entstehen, 
die ein mögliches sinn- und identitätsstiften-
des Framework für solche Transformationen 
bieten. Mit dem Stadtmachen zivilgesell-
schaftlicher Initiativen, das sich an ebendiesen 
Zielen orientiert, entwickelt sich eine Erzäh-
lung darüber, wie eine solche Transformation 
praktisch vorangetrieben werden kann. „Viele 
kleine Leute, die an vielen kleinen Orten viele 
kleine Dinge tun, können das Gesicht der Welt 
verändern“ (afrikanisches Sprichwort) – das 
Stadtmachen bietet weniger einen Masterplan 
für transformative Prozesse, sondern eher vie-
le kleine Geschichten über das mögliche Ge-
lingen einzelner transformativer Impulspro-
jekte – die daran anknüpfende transformative 
Prozesse anstoßen können. Dies ist anschluss-
fähig an die von Willinger (2019:102) angesto-
ßene Debatte zu einem in den letzten Jahren 
entstandenen neuen transformativen Narrativ, 
das sich mit den Begriffen von Postwachstum 
und Gemeinwohl umreißen ließe.

Mit Blick auf transformative Veränderun-
gen stellt sich die Frage, in wieweit ein Nar-
rativ des Stadtmachens in der Lage ist, auf 
den von Geels beschriebenen Ebenen von 
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Nische, Regime und Landschaft Wirkung zu 
entfalten. Willingers These lautet, dass diese 
Transformation im Kontext neuer Narrative 
der Koproduktion bereits begonnen hat und 
ausgehend von der Ebene innovativer Nischen 
bereits Teile stadt- und regionalentwicklungs-
politischer Regime prägt (Willinger 2022: 50). 
Wie also steht es um das Narrativ des Stadt-
machens und dessen Wirksamkeit?

Zur Frage der Erfolgschancen von Narrati-
ven haben sich zentrale Erfolgsfaktoren etab-
liert (vgl. Umweltbundesamt 2021: 11 f.): Le-
gitimität, Anschlussfähigkeit und Einbettung, 
Offenheit und Mehrdeutigkeit, Kohärenz und 
Verständlichkeit.

• �Mit der Verankerung zentraler Elemente des 
Stadtmachens in aktuellen Politiken ist die 
Legitimität des Ansatzes sicherlich positiv 
begleitet. Demokratietheoretisch ist sie aber 
nicht per se gegeben: Wie legitim ist es, die lö-
sungs- und umsetzungsorientierten Entwick-
lungsvorhaben des Stadtmachens anderen 
Nutzungen vorzuziehen? In den politischen 
Regimes vor Ort ist die Legitimität des Stadt-
machens nicht immer eindeutig geklärt… 

• �Die politische Legitimität der Begrifflich-
keit des Stadtmachens befördert dessen An-
schlussfähigkeit an lokale Praktiken der Pla-
nung. Insbesondere vor dem Hintergrund 
knapper kommunaler Ressourcen ist das 
Engagement von Stadtmachenden zudem 
eine Chance zur Erweiterung kommunaler 
Handlungsmöglichkeiten.

• �Der lösungsorientierte Ansatz des Stadtma-
chens impliziert gleichzeitig eine Offenheit 
für Interessenaushandlungen und Lernpro-
zesse, womit Offenheit und Mehrdeutigkeit 
prinzipiell angelegt sind.

• �Das Kriterium der Kohärenz ist prinzipiell 
eine große Herausforderung für das Stadt-
machen – weil es auf netzwerkartigen Ko-
operationen und Akteurskonstellationen 
beruht und von daher oft de- und rekodiert 
wird. Stadtmachen ist ein mehrdeutiger Ent-
wicklungsprozess, auf den sich klassische 
Regimes zunächst einlassen lernen müssen.

• �Verständlichkeit ist sicherlich ein großes Plus 
des Stadtmachens, weil dessen intermediäres 
Grundprinzip auf einer Vermittlungsfunk-
tion zwischen Interessierten und etablierten 
Profi-Akteuren basiert.

Potenziale eines neuen Narrativ des 
Stadtmachens

Mit Blick auf die aktuellen Entwicklun-
gen von Narrativen des Stadtmachens ist das 
Stadtmachen sicherlich ein „neues“ Narrativ, 
das an die von Willinger (2022) beschriebe-
nen Momente eines neuen Narrativs anknüpft, 
dass die aktuelle Dominanz des Nachhaltig-
keits-Narrativs ablösen oder transformieren 
könnte: zwischen Urban Planning und Urban 
Design steht das Stadtmachen für einen zi-
vilgesellschaftlichen Gestaltungsansatz, der 
vielleicht als solches nicht „neu“ ist, aktuell 
aber gefragter zu sein scheint, als dies in der 
Vergangenheit eventuell der Fall gewesen ist. 
Zumindest die gelingende Anschlussfähig-
keit und Einbettung eines Narrativs des Stadt-
machens an aktuelle Politiken der Stadt- und 
Regionalentwicklung scheint momentan recht 
vielversprechend.

Für Stadtmacher*innen kann es von Vorteil 
sein, das Stadtmachen als Narrativ zu begrei-
fen, weil es sie selbst zu Koproduzenten des 
Begriffs werden lässt. Neben der großen Er-
zählung über das Stadtmachen lässt das Kon-
zept des Narrativs nämlich viele Spielräume 
für die Präsenz und das Einwirken von kleinen 
Projekten des Stadtmachens auf dessen Konst-
ruktion und Wirksamkeit.

Für eine Transformation der Stadt- und Re-
gionalentwicklung in Richtung Gemeinwohl-
orientierung, Koproduktion und Nachhaltig-
keit kann das Stadtmachen ein Framework 
bilden, an dem sich nicht nur dessen Ma-
cher*innen, sondern auch Kooperationspart-
ner in Politik und Verwaltung orientieren kön-
nen, um zu verstehen, was das Stadtmachen 
ist, wie es funktioniert und wie es gemeinsam 
befördert werden kann.
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Bezahlbares Wohnen, wann? - Über die Möglichkeiten für 
und Unmöglichkeiten gegenüber jungen Menschen in der 
Wohnungspolitik
von Birkan Görer1

In Hinblick auf die Wohnungsfrage kommen 
viele soziale Ungerechtigkeiten zusammen. Der 
Wohnungsmarkt verdeutlicht mehr als andere Le-
bens- und Politikbereiche, dass Ungerechtigkeiten 
zwischen Vermögenden und Mittellosen, Älteren 
und Jüngeren und nicht-migrantisierten sowie 
migrantisierten Menschen verlaufen. Die vieler-
orts herrschende Knappheit und schwere Bezahl-
barkeit von Wohnraum betrifft deshalb vor allem 
diejenigen, die in weiten Teilen des sozialen Lebens 
benachteiligt sind. Wie relevant das Wohnen für 
ein selbstbestimmtes Leben der Einzelnen ist, kann 
dabei nicht überbetont werden. Sowohl die Knapp-
heit von Wohnraum als auch überhöhte Mieten be-
schränken die Lebensgestaltung in sensiblen Fragen 
wie der Möglichkeit, bestimmten Wohnraum zu 
mieten und in diesem auch bleiben zu können.

Die Preise am Wohnungsmarkt haben sich vor 
allem in Großstädten derart entwickelt, dass selbst 
gewöhnlicher Wohnraum wie Luxusware behan-
delt wird. Die Auswirkungen der stetigen Preis-
steigerungen können wir noch nicht vollends er-
ahnen. Hier geht es um mehr als die Verfügbarkeit 
von Wohnungen. Es geht um die konkreten Folgen 
von Armutsgefährdung, sinkender sozialer Mobili-
tät und der Chance, sich ein besseres Leben mit Er-
werbsarbeit ermöglichen zu können.

Gerade deshalb sind wir Jusos der Auffassung, 
dass die Wohnungsfrage die soziale Frage unserer 
Zeit ist. Die Spannungsfelder, die durch die Unge-
rechtigkeiten zwischen den Generationen geschaf-
fen werden, verdienen mehr Aufmerksamkeit, als 
es bisher der Fall ist. Denn es sind vor allem junge 
Menschen, die unter der aktuellen Wohnungsnotla-
ge leiden. Die Lebensrealitäten derjenigen, die gera-
de in den Arbeitsmarkt eintreten, zeigen dies beson-
ders deutlich. Viele von ihnen können es sich nicht 

1	 Birkan Görer ist Rechtsreferendar in Berlin und stellvertretender Juso-Bun-
desvorsitzender. Im Bundesvorstand ist er für die Themen Inneres, Migra-
tion, Antirassismus, Digitales und Wohnen zuständig.

leisten, in Großstädten eine Wohnung an einem 
präferierten Ort zu mieten und erlauben sich nicht 
einmal den Gedanken, Wohneigentum erlangen 
zu können. Obwohl dies auf viele ältere Menschen 
genauso zutreffen mag, gibt es einen wesentlichen 
Unterschied, der junge Menschen besonders frust-
riert: die Frage der Chancengleichheit.

Eine Frage der Chancengleichheit

Älteren Menschen wurde lange Zeit noch die 
Chance eingeräumt, Wohneigentum zu erlangen 
oder zur Miete an einem Wunschort zu wohnen. 
Aktuell ist das Studierenden, jungen Arbeitneh-
mer*innen und jungen Familien verwehrt. Ihnen 
war es nicht möglich, durch Arbeit ein Vermögen 
zu erreichen, das ihnen diese finanzielle Perspekti-
ve ermöglichte. Im Gegenteil, sie erlagen vielmehr 
durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
und der Inflation über Jahre finanziellen Unsicher-
heiten und konnten sich vor extremen Preissteige-
rungen – anders als viele der älteren Generation – 
nicht durch Wohneigentum oder alte Mietverträge 
schützen.

Dieser Gedanke kann um viele Ebenen erweitert 
werden und verdeutlicht umso mehr, dass es eine 
Generationenungerechtigkeit in der Wohnungsfra-
ge gibt. Insbesondere die anstehenden Folgen des 
Klimawandels – noch eine Last, die wiederum der 
jungen Generation aufgebürdet wird – verlangen 
umfassende Sanierungen von Bestandsgebäuden, 
die zur Wertsteigerung von Eigentum führen wird. 
Eigentum, das der älteren Generation zusteht und 
das Vermögensgefälle zwischen den Generationen 
verfestigen wird.

Zur Klarstellung sollte gesagt werden, dass 
selbstverständlich nicht alle älteren Menschen 
wohlhabend sind und in Eigentumswohnungen le-
ben, genauso wie sich eine gewisse Anzahl von jun-
gen Menschen in gut bezahlten Jobs befinden und 
nicht mittellos sind. Maßgeblich ist jedoch die ge-
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sellschaftliche Dimension, so dass Pauschalisierun-
gen erfolgen können. Es sollte jedoch unbestritten 
sein, dass junge Menschen durch die Wohnungs-
notlage eine Mehrbelastung erleiden. Dadurch wird 
ein Prinzip angegriffen, dessen Funktionieren als 
zwingende Notwendigkeit für das soziale Gefü-
ge gilt: der Generationenvertrag. Diesem liegt das 
Verständnis zugrunde, dass die junge Generation 
durch ihren Beitrag zum Sozialversicherungssystem 
die ältere Generation mit Renten, Gesundheitsver-
sorgung und anderen Leistungen im Austausch für 
den späteren Eigenbedarf versorgt. Auf diese Wei-
se soll eine faire und gerechte Solidarität zwischen 
den Generationen mit dem Ziel der gegenseitigen 
Unterstützung im Alter geschaffen werden.

An diesem Prinzip wird heftig gerüttelt. Wenn 
jungen Menschen in der Wohnungsfrage akut und 
perspektivisch so vieles verwehrt wird, stellen sie 
sich die Frage, wofür sie noch arbeiten und für wen 
sie in dieser Gemeinde oder Stadt einzustehen ha-
ben. Es liegt uns ein gesellschaftliches Problem vor, 
das keiner besonderen Überdramatisierung bedarf, 
um ihren Ernst zu verdeutlichen. Dieser Frust der 
jungen Menschen muss anerkannt werden.

Es braucht einen gemeinwohlorientierten 
Umgang mit Wohnraum

Um diesen Problemen zu begegnen, bedarf es 
eines gemeinwohlorientierten Umgangs mit Wohn-
raum. Zuallererst gilt: Bedarfsgerechtes und bezahl-
bares Wohnen ist ein Grundrecht. Daraus folgt die 
staatliche Pflicht, im Rahmen der Daseinsvorsorge 
sicherzustellen, dass ausreichender und angemesse-
ner Wohnraum zur Verfügung steht. Wohnen muss 
als soziale Absicherung und die Versorgung hiermit 
als sozialstaatliche Fürsorge verstanden werden. 

Beim gemeinwohlorientierten Umgang mit 
Wohnraum liegt das Augenmerk auf der Schaffung 
und Erhaltung von bezahlbarem Wohnraum. Ein 
solcher Umgang verbietet die Maximierung von 
Gewinnen durch Unternehmen, indem sie Wohn-
raum als Spekulationsobjekt missbrauchen. Das Ge-
meinwohl hat Profitinteressen stets voranzugehen.

Eine Forderung, die in diesem Zusammenhang 
besonders viel Aufmerksamkeit erlangt hat, ist der 
Volksentscheid „Deutsche Wohnen und Co. enteig-

nen.“2 Für uns Jusos stellte sich früh die Frage, ob 
es die Forderung des Volksentscheids braucht, um 
jungen Menschen ein gutes Leben zu ermöglichen.

Die Initiative stellte von Beginn an einen sinn-
vollen Diskussionsbeitrag zu den wohnungspoli-
tischen Problemen Berlins dar. Die Jusos Berlin 
haben in Zuge dessen von unserer (Landes-)
Partei ein Bekenntnis zur Vergesellschaftung als 
legitimen Eingriff in den Wohnungsmarkt ver-
langt.3 Denn die Lage in Berlin zeigt, dass trotz 
der Ingebrauchnahme von Vorkaufsrechten und 
dem Zukauf von Gebäuden durch die Stadt der 
Wohnungsmangel und massive Mietsteigerungen 
nicht gelindert werden konnten. Es ist deshalb zu 
begrüßen, dass sich eine Initiative aus der Zivil-
gesellschaft heraus gebildet hat, um (in diesem 
Fall in Berlin) die Folgen eines profitorientierten 
Wohnungsmarktes zu bekämpfen.

Der Initiative ist insoweit zuzustimmen, dass 
es für eine durchsetzungsstarke und gemeinwohl-
orientierte Wohnungspolitik weiterer Mittel be-
darf, um die Vergesellschaftung von Wohnraum 
voranzutreiben und Wohnraum dem Primat des 
Profits im kapitalistischen Wettbewerb zu ent-
ziehen. Maßgebliche Vorschrift ist hierbei Art. 
15 GG. Anders als es das bisherige Verhältnis von 
Vertreter*innen der SPD Berlin und der Initiati-
ve vermuten lässt, gehört die Forderung nach der 
Vergesellschaftung nicht allein der Initiative an. 
Sie ist auch ein wesentliches Mittel zur Verwirk-
lichung sozialdemokratischer Ziele.

Entscheidender Unterschied zwischen der In-
itiative und der sozialdemokratischen Sichtweise 
auf die Vergesellschaftung ist deshalb nicht die 
Zielbestimmung. Vielmehr geht es um die kon-
krete Umsetzung, die wir anders als die Initiative 
des Volksentscheids beantworten. Dafür bedarf 
es eines systemischen Verständnisses von Verge-
sellschaftungen: Ein gemeinwohlorientierter Um-
gang mit Wohnraum verlangt, dass Wohnraum als 
Daseinsvorsorge des Staates verstanden wird. Zur 
Daseinsvorsorge gehört die Notwendigkeit, dass ein 

2	 Zum Beschlusstext des Volksentscheids: https://www.berlin.de/wahlen/
abstimmungen/deutsche-wohnen-und-co-enteignen/artikel.1040424.
php#stimmzettelmuster (zuletzt abgerufen am 03.03.2023). Siehe auch den 
Beitrag von Franziska Drohsel in diesem Heft.

3	 Beschluss W2_1/19 der Jusos Berlin, S. 93, abrufbar unter: https://jusosber-
lin.de/wp-content/uploads/2022/03/LDK1.2019_Beschlussbuch.pdf (zuletzt 
abgerufen am 03.03.2023).
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wesentlicher Teil des Wohnraums und Baulands 
(!) in staatlicher Hand liegt und den Regeln des 
Marktes entzogen wird. Legitimes Mittel hier-
für ist die Vergesellschaftung, denn sie ist Teil 
der grundgesetzlichen Wirtschaftskonzeption. 
Da Art. 15 GG allerdings noch nicht angewandt 
wurde, bedarf es eines Maßstabes, der einer Ab-
wägung mit anderen Grundrechten (insbesondere 
dem Recht auf Eigentum) standhält und sich als 
insgesamt verhältnismäßig darstellt.

Das maßgebliche Kriterium kann aus diesem 
Grund nicht allein die willkürlich gesetzte Größe 
der Wohnungskonzerne sein. Es muss sich auf die 
Praktiken der Vermieter*innen beziehen. Hierfür 
sind Kriterien zu entwickeln, die entsprechende 
Objekte zur Vergesellschaftung priorisieren kön-
nen. Faktoren können sein: Gefahren für die Mie-
ter*innen wie Mietkündigungen, auslaufende So-
zialbindungen für mietpreisgebundene Wohnungen 
oder angekündigte Luxusmodernisierungen, die 
Mietpreisentwicklung oder die Sicherstellung so-
zialer Mischung im betreffenden Wohngebiet sowie 
die Potenziale zur Schaffung neuen Wohnraums 
oder sozialer Infrastruktur. Insbesondere Verstöße 
der Vermieter*innen gegen Instrumente der sozia-
len Stadtentwicklung und dem Mieter*innenschutz 
wie dem Mietspiegel, der Mietpreisbremse, dem (in 
einigen Städten geltenden) Zweckentfremdungs-
verbot oder der kooperativen Baulandentwicklung 
können Anhaltspunkte für ein Überwiegen des In-
teresses der Allgemeinheit an der Verfügbarkeit von 
bezahlbarem Wohnraum gegen das private Interes-
se auf Eigentum der Vermieter*innen sein.

In diesem Sinne sind entsprechende Konstruk-
te denkbar wie die Abwendungsvereinbarung bei 
gemeindlichen Vorkaufsrechten, die eine Verge-
sellschaftung des Wohnraums verhindern kann, 
wenn sich der*die Vermieter*in für einen lan-
gen Zeitraum zu sozialen Vermietungspraktiken 
nach den oben genannten Kriterien verpflichtet. 
Insbesondere Vermieter*innen, die sich ungern 
um die Belange ihrer Mieter*innen kümmern, 
sollte deutlich werden, dass ihr Recht auf Eigen-
tum nicht unbeschränkt gelten kann. Bereits die 
Androhung der Vergesellschaftung kann deshalb 
geeignet sein, um Vermietungspraktiken wie 
überhöhte Mieten zu verhindern und die Regeln 
für einen gemeinwohlorientierten Umgang mit 
Wohnraum durchzusetzen.

Die Zeit ruft nach konsequenten 
Lösungen

Ein ehrlicher Blick in die eigene Partei offen-
bart, dass sich nur Wenige für den Weg der Ver-
gesellschaftung begeistern können. Dabei werden 
im Grundsatz dieselben Probleme gesehen und 
Ansätze verfolgt. Gemeinsamkeit herrscht bei der 
Feststellung, dass es für eine gemeinwohlorientierte 
Wohnungspolitik Alternativen zu den bisherigen 
Marktmechanismen braucht. Dabei müssen so-
ziale Wohnungsbauten langfristig gesichert und 
Genossenschaften gestärkt werden. Konkrete Lö-
sungsansätze reichen von Mietkaufmodellen bis zu 
Steuervergünstigungen für Investor*innen, die sich 
zur Schaffung von mehr sozialem Wohnraum ver-
pflichten.

Doch für junge Menschen ist klar, dass es vor 
allem schnelle Lösungen braucht. Wo Wohnraum 
bezahlbar ist, muss dieser erhalten bleiben. Die 
inzwischen fast aufgegebene Mietpreisbremse 
muss wirksam gestaltet werden und nicht erst 
gerichtlich durchzusetzen sein. In besonders an-
gespannten Wohnungsmärkten bedarf es Mieten-
moratorien. Gerade jetzt – in Zeiten, in denen die 
Inflation täglich spürbar ist und besonders dieje-
nigen trifft, die kaum bis gar kein Vermögen vor-
zuweisen haben – kann es nicht genügen, Wohn-
gelder zu erhöhen, BaföG-Sätze nur behutsam 
anzuheben und mit Einmalzahlungen anzuneh-
men, dass damit die Betriebskosten erträglicher 
seien.

Für uns Jusos steht fest, dass zur Lösung der 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt die Ver-mö-
gensfrage gestellt werden muss. Bezahlbares 
Wohnen ist möglich, wenn sich Wohnungspolitik 
konsequent am Gemeinwohl orientiert. Hierzu 
gehört, auf die Prinzipien des Generationenver-
trages Acht zu geben und den Frust der jungen 
Menschen wahrzunehmen. Denn Vermögen ist 
nicht nur ungerecht verteilt, es ist auch zuallererst 
den Älteren vorbehalten. Wer der jungen Genera-
tion gänzlich die Chance verweigert, in einem ele-
mentaren Lebensbereich den eigenen Wünschen 
nachgehen zu können, greift zugleich die Aussicht 
auf einen langfristigen gesellschaftlichen Zusam-
menhalt an. An einer konsequenten Lösung soll-
ten deshalb alle interessiert sein.	 ■
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„Deutsche Wohnen & Co. enteignen“, 
Vergesellschaftung und die Situation der SPD in Berlin
von Franziska Drohsel1

Seit mittlerweile einigen Jahren spielt in Ber-
lin die Kampagne „Deutsche Wohnen & Co. ent-
eignen“ eine große Rolle in der politischen Aus-
einandersetzung. Die zentrale Forderung der 
Kampagne ist die Vergesellschaftung der Bestän-
de von privatwirtschaftlichen Wohnungsunter-
nehmen, die über mehr als 3.000 Wohnungen 
verfügen. Angestrebt wird die gemeinwirtschaft-
liche, d.h. nicht profitorientierte Verwaltung der 
Wohnungsbestände durch eine Anstalt des öffent-
lichen Rechts sowie eine Verwaltung der verge-
sellschafteten Bestände unter demokratischer Be-
teiligung von Stadtgesellschaft, Mieter*innen und 
Belegschaft. Die Kampagne hatte in einem ersten 
Schritt erfolgreich die erforderlichen Unterschrif-
ten für ein Volksbegehren gesammelt. Daraufhin 
wurde das Volksbegehren durchgeführt, das mit 
einer Zustimmung von 59,1 Prozent aller gültigen 
Stimmen in Berlin am 26. September 2021 erfolg-
reich war. Seither wird um die Umsetzung gerun-
gen.

In diesem Artikel soll zunächst der politische 
Hintergrund erläutert werden, der für das Ent-
stehen und den Erfolg der Bewegung eine Rolle 
gespielt hat. Danach sollen ein paar Schlaglichter 
auf die juristischen Fragen gerichtet werden, die 
bei der Diskussion um die Forderung nach Verge-
sellschaftung von Wohnungsbeständen bis heute 
einen großen Anteil in der öffentlichen Debatte 
einnehmen. Im letzten Teil wird die aktuelle Si-
tuation beschrieben und Perspektiven diskutiert.

Politischer Hintergrund

Die Kampagne um „Deutsche Wohnen & Co. 
enteignen“ lässt sich nur vor dem Hintergrund der 
Entwicklungen auf dem Berliner Wohnungsmarkt 
verstehen, die auch in vielen anderen Regionen zu 
beobachten sind und mit dem Begriff „Finanziali-
sierung des Wohnens“ beschrieben werden kön-

1	 Franziska Drohsel ist Stellvertretende SPD-Kreisvorsitzende Steglitz-Zeh-
lendorf, Vorstandssprecherin des Instituts Solidarische Moderne und ehe-
malige Juso-Bundesvorsitzende.

nen. 2 Zunehmend haben finanzmarktdominierte 
Akteur*innen Einfluss genommen, die Wohnun-
gen als Anlagekapital betrachten und bei denen 
Renditeerwartungen im Vordergrund stehen. Das 
führt zu Luxussanierungen in den besonders ren-
tablen Bereichen und zum Verfall, unzureichender 
Instandhaltung und ungenügender Sanierung in 
den weniger gewinnträchtigen Gegenden. Hinzu-
kommt, dass die soziale Ungleichheit immer stär-
ker in einer sozialräumlichen Polarisierung zu be-
obachten war und ist. Steigende Mieten haben in 
„angesagteren“ Gegenden zu einer Verdrängung 
von Menschen mit weniger Einkommen geführt 
und gleichzeitig werden diese Gegenden immer 
homogener hinsichtlich eines gehobenen Lebens-
stils mit entsprechenden Läden, Restaurants etc. 
Verdrängung, Gentrifizierung und Polarisierung 
haben die Konzentration von Armut in wiede-
rum anderen Gegenden und nicht selten auch 
Wohnungslosigkeit zur Konsequenz.3  Seit eini-
gen Jahren gab es in Berlin mehr und mehr Mie-
ter*innen-Proteste, die sich z.B. gegen Zwangsräu-
mungen oder gegen Prozesse der Gentrifizierung 
wehrten. In dieser Situation entstand dann auch 
die Initiative „Deutsche Wohnen & Co. enteig-
nen“, in der sich verschiedene Aktivist*innen zu-
sammenschlossen und die Forderung nach einer 
Vergesellschaftung von größeren Wohnungsbe-
ständen in den politischen Raum stellten.

Klar ist, dass auch die Vergesellschaftung eines 
erheblichen Anteils von Wohnungen die Prob-
leme auf dem Berliner Wohnungsmarkt nicht 
allein lösen wird können. Dafür braucht es noch 
weitere Instrumente wie ein Ende der Explosion 
der Mieten, effektive Regelungen zum Schutz der 
Mieter*innen, soziale Erhaltungsverordnungen 
etc. Aber es ist nicht zu unterschätzen, welcher 
Einfluss mit so einem so erheblichen Teil von 
Wohnungen genommen werden kann – durch 

2	 Vgl. hierzu Drohsel/Karnetzki/Siebert, SPW 4/19, S. 81 ff.

3	 S. a. Trautvetter/Bonczyk, Profitmaximierer oder verantwortungsvolle Ver-
mieter. Große Immobilienunternehmen mit mehr als 3000 Wohnungen in 
Berlin im Profil 2019, S. 8.
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eine entsprechende Vergabe von Wohnungen, der 
Höhe von Mieten, einer Politik der guten Instand-
setzungen etc. Es würde nicht zuletzt verhindern, 
dass große Immobilienkonzerne Profit durch den 
Anstieg der Mieten in diesen Wohnungen machen 
könnten. Der Gewinn für die Konzerne würde of-
fensichtlich entfallen, wenn diese vergesellschaftet 
sind. Die systematische Senkung der Miete oder 
zumindest nur moderate Mietsteigerungen hätten 
Auswirkungen auch auf den Rest des Wohnungs-
marktes. So hat die Forderung auch schnell viele 
Anhänger*innen gefunden und gleichzeitig insbe-
sondere Vertreter*innen der Immobilienbranche 
auf den Plan gerufen, die teils äußerst polemisch 
dagegen argumentieren.

Rechtliche Fragen rund um 
Vergesellschaftung

Gerade die rechtlichen Fragen werden oft vor-
gebracht, wenn behauptet wird, dass Vergesell-
schaftung weder möglich noch finanzierbar ist. 
Die große Relevanz der juristischen Diskussion 
liegt auch darin begründet, dass Art. 15 GG, auf 
den sich die Initiative beruft, zwar von Beginn an 
im Grundgesetz enthalten war, aber es keinen An-
wendungsfall in der bundesdeutschen Geschichte 
gegeben hat. Art. 15 S. 1 GG besagt, dass Grund 
und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel 
zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein 
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung 
regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen 
der Gemeinwirtschaft überführt werden können. 
Art. 15 GG war in der Entstehung des Grund-
gesetzes umstritten. Die SPD hat damals ihre 
Zustimmung zum Grundgesetz an diese Norm 
geknüpft. 4 Sie war und ist Ausdruck eines Kom-
promisses und lässt durch die Ermöglichung der 
Vergesellschaftung ganzer Wirtschaftsbereiche die 
Frage der sozioökonomischen Ausgestaltung der 
Gesellschaft für die Zukunft offen.

Bei der Frage der konkreten Umsetzung wer-
den viele rechtliche Fragen diskutiert, da es eben 
noch keinen Präzedenzfall gibt, an dem die Aus-
gestaltung eines entsprechenden Gesetzes sich 
orientieren könnte. Bei den Wohnungsbeständen 
dürfte es sich unstrittig um den Bereich Grund 
und Boden handeln, so dass eine Vergesellschaf-

4	 Depenheuer, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 15, Rn. 44.

tung grundsätzlich in Betracht kommt. Welche 
Voraussetzungen darüber hinaus vorliegen müs-
sen, ist teils umstritten. Hier soll mit Blick auf die 
Umsetzung des Volksbegehrens auf zwei Fragen 
eingegangen werden. Das ist zum einen die Frage 
der Anwendung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit und die Frage der Entschädigung.

Inwieweit der Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit bei einem konkreten Vergesellschaf-
tungsgesetz zu beachten ist, ist in der juristischen 
Fachliteratur umstritten. 5 Greift der Staat in ein 
Grundrecht ein, muss dieser Eingriff verhältnis-
mäßig sein. Das bedeutet, das Ziel des Eingriffs 
muss legitim sein und der Eingriff muss zum Er-
reichen dieses Ziels geeignet, erforderlich und an-
gemessen sein. Dabei geht es um Abwehrrechte 
gegen staatliches Handeln. Bei der Vergesellschaf-
tung handelt es sich nicht um ein Abwehrrecht, 
sondern um einen Gestaltungsraum des Gesetz-
gebers, den dieser nutzen oder eben auch nicht 
nutzen kann. Dieses wie bei einem Abwehrrecht 
daran zu knüpfen, dass ein anderer Zweck verfolgt 
werden muss, für dessen Verfolgung die Vergesell-
schaftung geeignet, erforderlich und angemessen 
ist, reduziert den Gestaltungsspielraum des Ge-
setzgebers und entspricht nicht dem Charakter 
des Art. 15 GG.

Hinsichtlich der Entschädigung verweist Art. 
15 S. 2 GG auf Art. 14 Abs. 3 S. 3 und 4 GG ent-
sprechend. In der öffentlichen Diskussion ist die 
Frage der Entschädigung oft so diskutiert worden, 
als sei es zwangsläufig, dass die Entschädigung 
mittels einer einmaligen Zahlung in Höhe des 
Verkehrswertes zu erfolgen habe. Das ist jedoch 
nicht zutreffend. Es dürfte davon auszugehen sein, 
dass die Abwägung zwischen den Interessen der 
Einzelnen und der Allgemeinheit bei der Verge-
sellschaftung zu anderen Ergebnissen als bei der 
Individualenteignung nach Art. 14 GG führt, 6 
aber selbst bei Art. 14 GG sieht das Bundesver-
fassungsgericht Spielraum hinsichtlich der Art 
und des Ausmaßes der Entschädigung. So hat das 
Bundesverfassungsgericht festgehalten, dass es 
in der Entscheidung des Gesetzgebers liegt, „ob 
die Entschädigung in Geld oder anderen Werten 

5	 Dagegen z.B.: Bryde, in: von Münch/Kunig, GG, Art. 15, Rn. 16; dafür z.B.: 
Depenheuer, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Rn. 39.

6	 Bryde, in: von Münch/Kunig, GG, Art. 15, Rn. 22.
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(z.B. Rechte, Ersatzland) bestehen soll und welche 
Bewertungsgrundlagen sowie welche Maßstäbe 
entscheidend sein sollen“. 7 Das bedeutet, dass es 
andere Möglichkeiten gibt als eine einmalige Zah-
lung und dass ein Modell wie z.B. das „Faire-Mie-
ten-Modell“ der Kampagne in Betracht kommt. 
Der Vorschlag der Initiative ist eine über einen 
längeren Zeitraum gestaffelte Rückzahlung aus 
den Mieteinnahmen. Die Höhe der Rückzahlung 
wird aus „fairen Mieten“ ermittelt, die sich eben 
nicht an einem überhitzten Wohnungsmarkt er-
geben, sondern sich zum Beispiel an 30 Prozent 
des Einkommens an der Armutsgrenze orientie-
ren. Auch hinsichtlich der Höhe hat das Bundes-
verfassungsgericht in seiner Rechtsprechung zu 
Art. 14 GG ausformuliert, dass das Grundgesetz 
dem Gesetzgeber keine „starre, allein am Markt-
wert orientierte Entschädigung“ auferlege. 8 Den 
Enteigneten muss keinesfalls „durch die Entschä-
digung stets ‚das volle Äquivalent für das Genom-
mene gegeben werden’“. 9 Wenn dies das Bundes-
verfassungsgericht für Art. 14 GG festgehalten 
hat, muss dies erst recht für Art. 15 GG gelten. 
Im Übrigen würde eine Entschädigung in Höhe 
des Verkehrswertes den Sinn und Zweck des Art. 
15 GG konterkarieren, da zu vergesellschaften-
de Wirtschaftsgüter dem Markt gerade entzogen 
werden sollen und dies nur nach Marktprinzipi-
en, nach dem Verkehrswert, zu ermöglichen, liefe 
dem zuwider. Dem Gesetzgeber steht folglich un-
ter der Abwägung der Interessen der Allgemein-
heit und Einzelner ein erheblicher Entscheidungs-
spielraum zu, eine Entschädigung zu bestimmen.

Aktuelle Situation der SPD

Nach der Wahl 2021 kam es zu Koalitions-
verhandlungen zwischen SPD, Grünen und 
Linkspartei in Berlin, in deren Rahmen sie sich 
hinsichtlich des Volksbegehrens „Deutsche Woh-
nen & Co. enteignen“ dazu entschieden, eine Ex-
pert*innen-Kommission einzusetzen, die Fragen 
der Umsetzbarkeit diskutieren und Empfehlungen 
aussprechen soll. In dieser Expert*innen-Kom-
mission sind 12 Personen vertreten, von denen 
drei Personen von der Initiative selber entsandt 
werden konnten. Hinzu kommt die Vorsitzende 

7	 BVerfGE 24, 367, 419.

8	 BVerfG, Urteil vom 18.12.1968 – 1 BvR 638, 673/64 und 200, 238, 249/65.

9	 BVerfG, Urteil vom 18.12.1968 – 1 BvR 638, 673/64 und 200, 238, 249/65.

Herta Däubler-Gmelin. An der Arbeit der Kom-
mission gibt es teilweise Kritik, was die Transpa-
renz und das Herstellen von Öffentlichkeit angeht. 
Nichtsdestotrotz tagt die Kommission regelmäßig 
und hat im Dezember 2022 einen Zwischenbe-
richt vorgelegt, in dem sie zu strittigen Fragen 
auch schon Stellung bezogen hat.10 Laut ihres Zeit-
plans will die Kommission im Mai 2023 ihre ab-
schließenden Empfehlungen veröffentlichen. Auf 
einem Landesparteitag 2022 hat sich ein Antrag 
der SPD durchgesetzt, nach dem sie das Volks-
begehren im Falle eines positiven Votums der 
Expert*innenkomission umsetzen will.11 Vorher 
hatte sich die SPD Berlin im Jahre 2019 mehrheit-
lich gegen das Volksbegehren positioniert,12 auch 
wenn von Beginn an viele Sozialdemokrat*innen 
die Forderung unterstützt und Unterschriften ge-
sammelt haben.

Allerdings hat das Landesverfassungsgericht 
die Wahlen vom 26. September 2021 für ungül-
tig erklärt, so dass die Wahl am 12. Februar 2023 
wiederholt wurde. Nach den Sondierungen von 
der SPD mit der Linkspartei und den Grünen und 
nach Sondierungen der CDU mit den Grünen 
und der SPD hat sich der SPD-Landesvorstand 
Berlin mit 25 zu 12 Stimmen für die Aufnahme 
von Koalitionsgesprächen mit der CDU ausge-
sprochen. Diese Entscheidung kann aus einer 
SPD-linken Sicht nur kritisiert werden, da Hand-
lungsmöglichkeiten für eine progressive Politik 
unnötig aus der Hand und in die Hand einer rück-
wärtsgewandten CDU gelegt werden. Dies gilt für 
zahlreiche Politikfelder aber eben auch für den 
hier in Frage stehenden Bereich der Mieten- und 
Wohnungsmarktpolitik. Das Ergebnis der Sondie-
rungen mit der CDU besagt, dass mit der CDU 
ein Vergesellschaftungsrahmengesetz beschlossen 
werden soll. Dies soll abstrakt Bereiche der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge wie z.B. den Bereich 
Wohnen, Gesundheit oder Energie benennen und 
Voraussetzungen definieren, unter denen Verge-
sellschaftungen in diesen Feldern möglich sein 
sollen. So symbolisch schön ein Gesetz ist, dass 
den Regelungsgehalt des Art. 15 GG in einem Lan-
desgesetz nochmals darlegt und näher erläutert, 

10	Zwischenbericht der Expertenkommission zum Volksentscheid „Vergesell-
schaftung großer Wohnungsunternehmen“ vom 14.12.2022.

11	Antrag 44/I/2022 auf dem Landesparteitag der SPD Berlin am 12.11.2022.

12	Antrag 304/II/2019 auf dem Landesparteitag der SPD Berlin am 26.10.2019.
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so steht in Frage, wie Voraussetzungen aussehen 
können, die für die doch sehr unterschiedlichen 
Bereiche des Wohnens, der Gesundheit und der 
Energie aussehen sollen. Vor allem aber erfolgen 
mit einem solchen Rahmengesetz keinerlei kon-
krete Vergesellschaft ungen, sondern es wird nur 
abstrakt festgehalten, dass das in Berlin möglich 
ist. Da zwischen Verkündung und Inkraft treten 
ein Zeitraum von zwei Jahren liegen soll, heißt das 
massive Verzögerung und dass es nach dem Wil-
len von SPD und CDU in dieser Legislaturperiode 
kein Gesetz geben soll, was das erfolgreiche Volks-
begehren umsetzt.

Das ist in demokratischer Hinsicht höchst kri-
tikwürdig, nimmt es doch ein geschaff enes Inst-
rument der demokratischen Partizipation nicht 
ernst. Aus einer sozialen Perspektive ist es höchst 
problematisch, da sich die Lage am Mietenmarkt 
weiterhin permanent zuspitzt und ein Vertagen 
sicherlich keines der Probleme löst, sondern die 
Situation nur weiterhin verschärfen wird. Das 
trifft   mittlerweile auch viele Menschen aus der 

Mittelschicht, die in der Innenstadt keine bezahl-
bare Wohnung mehr fi nden, aber es trifft   natür-
lich am stärksten Menschen mit wenig Geld und 
geringem Einkommen. Menschen, für die die 
SPD eigentlich Politik machen sollte. Auch wenn 
die Lage gegenwärtig aus einer SPD-linken Sicht 
sehr enttäuschend ist, weil sich zumindest im SPD 
Landesvorstand eine Mehrheit für den Weg mit 
der CDU entschieden hat, gibt es Hoff nung. Zum 
einen ist nicht ausgemacht, dass die Mitglieder-
befragung auch das Ergebnis haben wird, dass ein 
Koalitionsvertrag mit der CDU bei den Mitglie-
dern auf Zustimmung stößt und damit der Weg 
für Rot-Rot-Grün und eine Umsetzung des Volks-
begehrens wiedereröff net wäre. Zum anderen hat 
die Bewegung rund um „Deutsche Wohnen & Co. 
enteignen“ so viel Kreativität und Potential ent-
falten können, dass damit zu rechnen ist, dass sie 
auch auf diese äußerst ungünstige Konstellation 
mit Ideen und Kraft  reagieren wird. Denn eines ist 
klar: Das Volksbegehren muss umgesetzt werden 
und Deutsche Wohnen und Co. gehören verge-
sellschaft et! ■
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Energiewende von unten: Nachhaltige Stadtentwicklung 
am Beispiel der Innovation City Bottrop
von Burkhard Drescher1

Bottrop, die ehemalige Kohlestadt mitten in 
der Metropole Ruhr, hat ihren CO2-Ausstoß in-
nerhalb von zehn Jahren halbiert. Dieser Erfolg 
lässt sich auf das Modellprojekt „InnovationCity 
Ruhr I Modellstadt Bottrop“ zurückführen, das 
der Initiativkreis Ruhr angestoßen und die In-
novation City Management GmbH erfolgreich 
umgesetzt hat. Das Ziel der Klimaneutralität 
steht mittelfristig für alle Kommunen im Fokus 
und wird abhängig von ihrer Struktur und Grö-
ße eine enorme Herausforderung. Mit den Er-
fahrungen und der Expertise aus dem Pilotpro-
jekt Bottrop können Städte nachhaltig gestaltet 
und zukunftsfähig aufgestellt werden. Dabei ist 
der zentrale Schlüssel zum klimagerechten Um-
bau von Stadtquartieren der Ansatz einer Ener-
giewende von unten, der Partizipation an obers-
te Stelle bringt und die Bürger:innen selbst zum 
Motor des Wandels macht.

Was 2021 bereits ein großer Erfolg war, ist 
heute umso zukunftsweisender. Angesichts 
steigender Energiepreise, Gasknappheit und 
der Abhängigkeit von Erdgas- und Erdöl-Im-
porten und der Folgen des Klimawandels, rückt 
die nachhaltige Stadtentwicklung immer weiter 
in den politischen Fokus. Das Erfolgsmodell 
Bottrop beweist, dass eine Energiewende von 
unten möglich ist und dass dies kein Einzelfall 
bleiben sollte. Deshalb ist es nur konsequent, 
dass die Innovation City Management GmbH 
(ICM), die die Transformation der ehemaligen 
Kohlestadt zur Klima-Vorreiterin Deutschlands 
umgesetzt hat, inzwischen in ganz Deutschland 
tätig ist. Und auch Bottrop ist längst nicht am 
Ende der Bemühungen. Nächster Schritt: Kli-
maneutralität bis 2035.

1	 Burkhard Drescher ist seit Oktober 2011 Geschäftsführer der Innovation 
City Management GmbH (ICM), die für klimagerechten Stadtumbau bun-
desweit steht. Stationen vor Burkhard Dreschers Zeit bei der ICM waren 
unter anderem BDC Consulting, RAG Immobilien AG und Stadt Oberhau-
sen. Für letztere stand der gebürtige Neusser 14 Jahre lang im Dienst, als 
Oberstadtdirektor und Oberbürgermeister.

Immer mehr Kommunen setzen sich ambi-
tionierte Klimaziele. Ein wichtiges Werkzeug im 
Bereich der Stadtentwicklung ist dabei das KfW-
Programm 432 „Energetische Stadtsanierung 
– Klimaschutz und Klimaanpassung im Quar-
tier“, mit dem sowohl die Erstellung von ener-
getischen Quartierskonzepten als auch deren 
Umsetzung durch ein Sanierungsmanagement 
mit inzwischen 75 Prozent bezuschusst werden. 
Auch in Bottrop konnten so zentrale Projekt-
elemente gesteuert und erfolgreich umgesetzt 
werden. Mit den Programmteilen 201 und 202 
werden gebäudeübergreifende und infrastruk-
turelle Versorgungssysteme investiv unterstützt. 
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen stellt die Fördermittel 
für den energetischen Sanierungsprozess vom 
Einzelgebäude hin zum Quartier aus dem Ener-
gie- und Klimafonds (EKF) bereit.

Zum Projekt „Innovation City Bottrop“

In einem Pilotgebiet aus mehreren Stadt-
teilen Bottrops mit insgesamt 70.000 Einwoh-
ner:innen sollte innerhalb von nur zehn Jahren 
der Ausstoß von Treibhausgasen um die Hälfte 
verringert werden. Und das ohne Verzicht auf 
wirtschaftliches Wachstum, ohne Neubaupro-
jekte auf der grünen Wiese und hauptsächlich 
mit Geld aus der Privatwirtschaft. Die Idee für 
das Projekt stammt von Initiativkreis Ruhr (IR) 
– umgesetzt hat es die dafür gegründete Inno-
vation City Management GmbH gemeinsam 
mit allen Akteuren der Stadt, von Politik über 
Wirtschaft bis zur Bürgerschaft. Das Projekt 
wurde vom Initiativkreis Ruhr ins Leben ge-
rufen, bewerben durften sich alle Kommunen 
im Ruhrgebiet. Das Wirtschaftsbündnis schrieb 
den Städtewettbewerb „Blauer Himmel, grüne 
Stadt“ aus, in dem Bottrop unter 16 Bewerbern 
das Rennen machte, um Impulse in der Ener-
gieregion Ruhrgebiet zu setzen und ihre Inno-
vationskraft unter Beweis zu stellen. Bottrop be-
kam damals den Zuschlag als Modellstadt und 
konnte das Ziel mit Unterstützung der Innova-
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tion City Management im Jahr 2020 erfolgreich 
erreichen.

Laut Berechnungen der ICM konnte der 
CO2-Ausstoß von 2009 bis 2020 um rund 50 
Prozent gesenkt werden. Das Wuppertal Insti-
tut für Klima, Umwelt, Energie hat für das Jahr 
2020 mit bundesweiten Prognosewerten kalku-
liert und kommt auf eine Minderung von 47 bis 
49 Prozent und bestätigt damit, dass die ange-
strebte Halbierung erreicht worden ist. Die im 
Jahr 2009 erhobenen Daten bilden die Basis für 
die wissenschaftliche Evaluation des Projektzeit-
raums von 2010 bis 2020.

Lehren aus der Innovation City: 
Hebel der Energiewende

1) Gebäudesanierung

Ein zentraler Hebel für die Energiewende ist 
die Gebäudesanierung. Deutschland ist gebaut. 
Wir haben 19 Millionen Wohngebäude im Be-
stand und liegen bundesweit bei einer energe-
tischen Modernisierungsrate von unter einem 
Prozent – in Bottrop bei mehr als drei Prozent. 
Dieser Hebel – CO2-Einsparungen im Gebäu-
desektor – muss besonders gemeinsam mit den 
Hausbesitzer:innen und den Wohnungsunter-
nehmen umgelegt werden.

Die Bestände der Wohnungswirtschaft in 
den Städten sind meist groß und befinden sich 
in einem räumlich engen Zusammenhang. 
Dadurch bilden sich nicht selten eigene Quar-
tiere, die in der Verantwortung eines einzigen 
Eigentümers liegen. Entschließen sich diese 
Akteure, ihre Quartiere „anzupacken“ und zu 
modernisieren, besteht die große Chance, das 
Erscheinungsbild und die Energieeffizienz eines 
Viertels signifikant zu verbessern, damit das 
Klima zu schützen und die Lebens- und Aufent-
haltsqualität für die Menschen zu steigern. Viele 
Gebäude befinden sich in Privatbesitz: Um hier 
zu sanieren, müssen die Bürger:innen aktiviert 
werden. Der Anreiz: Mit einer Gebäudesanie-
rung kann man den Energieverbrauch um 80 
Prozent senken. Aber auch schon kleinere Maß-
nahmen, wie Fenster- oder Türenaustausch zah-
len auf das eigene Konto und das der Umwelt 
ein. Um Hausbesitzer:innen gezielt zu erreichen 

betreibt die ICM sogenannte Quartiersbüros als 
direkte Anlaufstelle für Ratsuchende, so auch in 
Bottrop. Informationen rund um Energiefragen 
gibt es dort kostenfrei und unabhängig. Neben 
einer Beratung vor Ort muss es auch besondere 
Anreize geben.

Durch Beratung und Fördermittel konnten 
maßgebliche Erfolge erzielt werden: Die von 
Wohngebäuden ausgehenden CO2-Emissionen 
sind im Bund von 2010 bis 2020 um 19 Prozent 
zurückgegangen – in Bottrop mit der Energie-
beratung um 47 Prozent. Die Energetische Mo-
dernisierungsrate liegt bundesweit bei unter 1 
Prozent, in Bottrop bei über 3 Prozent. Die von 
Wohngebäuden ausgehenden CO2-Emissionen 
sind im Bund von 2010 bis 2020 um 19 Prozent 
zurückgegangen. In der InnovationCity gingen 
die Emissionen sehr viel deutlicher zurück: um 
47 Prozent.

2) Ausbau Erneuerbarer Energien

Ein weiterer Hebel ist der Ausbau Erneuerba-
rer Energien, hier wurde in Bottrop angepackt: 
Die Bürger:innen Bottrops haben ihre Dächer 
begrünt, Wärmepumpen und Speicher instal-
liert. So wurde Bottrop von der Kohlestadt zur 
Klimastadt. Hierzu haben Kommune und Land 
Vorhaben der Bürger:innen mit Fördermitteln 
unterstützt. Begleitet wurden die Vorhaben 
nicht nur finanziell, sondern auch praktisch mit 
individueller und kostenfreier Energieberatung.

Das Ergebnis von langfristiger Förderung 
und Beratung lässt sich sehen: Laut Markt-
stammdatenregister der Bundesnetzagentur ist 
die Leistung der Photovoltaikanlagen auf Dä-
chern und Flächen in Bottrop weiterhin so groß 
wie in keiner anderen Großstadt in NRW. Zum 
Stichtag 31. Dezember 2022 listet das Markt-
stammdatenregister der Bundesnetzagentur 
insgesamt 1.759 Photovoltaikanlagen in Bottrop 
auf. Sie verfügen über eine Nennleistung von 
36.883,4 Kilowatt-Peak (kWp), umgerechnet 
auf die 117.388 Bottroper:innen entfallen rund 
314,2 Wp auf jeden Bottroper – ein Spitzenwert, 
den keine andere kreisfreie NRW-Stadt erreicht. 
Auch im Vergleich der Nennleistung bezogen 
auf die Fläche des Stadtgebietes hat Bottrop die 
Spitzenposition eingenommen: Mit ca. 366,6  
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Kilowatt-Peak pro Quadratkilometer liegt Bott-
rop vorne, gefolgt von Mönchengladbach mit 
275,9  Kilowatt-Peak pro Quadratkilometer und 
Krefeld mit 268,9 Kilowatt-Peak pro Quadratki-
lometer. Hagen schließt die Liste mit 112,4 Kilo-
watt-Peak pro Quadratkilometer.

Die insgesamt 1.759 PV-Anlagen im Betrieb 
in Bottrop mit einer Nennleistung von ca. insge-
samt 36.883,38 Kilowatt-Peak produzieren jähr-
lich rund 35 Millionen Kilowattstunden Strom. 
Dies entspricht der Versorgung von gut 12.000 
Vierpersonen-Haushalten. Außerdem können 
etwa 12.824 Tonnen CO2 im Jahr eingespart 
werden.

Die Stadt und das Quartier sind die kom-
munikativ erreichbare Ebene. Auf dieser Ebe-
ne muss man Bürger:innen befähigen, Energie 
einerseits mit erneuerbaren Technologien selbst 
zu erzeugen und andererseits Energie durch Ge-
bäudemodernisierungen einzusparen.

3) Fördermittel

Die Stadt Bottrop hat sich maximal für die 
Energie- und Klimawende eingesetzt und ver-
schiedene Förderrichtlinien aufgesetzt, mit 
denen zum Beispiel Aufwendungen im Haus-
aus- und -umbau von der Stadt Bottrop direkt 
bezuschusst wurden. Dabei sind immer zentral: 
Die unbürokratische Antragstellung für Förder-
programme, die konstante Verbreitung von In-
formationen offline und online und in einfacher 
Sprache und das intensive Beratungsangebot 
zur energetischen Modernisierung und Stei-
gerung der Energieeffizienz mit direkten An-
sprechpartner:innenn vor Ort, die auch regel-
mäßige Informationsveranstaltungen anbieten.

Damit Menschen investieren, muss diese In-
vestition attraktiv werden: Das funktioniert mit 
gezielten, leicht abrufbaren Fördermitteln und 
individueller, kostenloser Beratung. In Bottrop 
und vielen weiteren Kommunen wurden kom-
munale Fördertöpfe zur Verfügung gestellt, die 
Anwohner:innen bei dem Umbau ihrer Be-
standsgebäude unterstützt haben. So haben die 
Stadt Bottrop und die ICM beispielsweise eine 
Solaroffensive aufgesetzt, dabei werden jährlich 
nicht nur Gelder, sondern auch Expertise gebo-

ten. Über die „Solaroffensive Bottrop“ wird seit 
2019 die Errichtung von Photovoltaikanlagen 
unterstützt. Bisher konnten über das Förder-
programm 160 Anlagen gefördert werden. Der 
Bau einer neuen Solaranlage wird mit 150 Euro 
je Kilowatt-Peak (kWp) gefördert, maximal liegt 
der Zuschuss bei 1.000 Euro je Anlage. Auch 
energetische Modernisierungsmaßnahmen 
wurden gefördert: Mit dem Förderprogramm 
der Stadt Bottrop konnten Mittel für energeti-
sche Sanierungsmaßnahmen im Pilotgebiet di-
rekt an die Hauseigentümer:innen ausgeschüttet 
werden. Abhängig von den jeweiligen Maßnah-
men betrug die Förderquote bis zu 25 Prozent.

Die Investitionen wurden dabei unmittel-
bar an Bottroper Privatleute ausgezahlt, die ihre 
Immobilie sanieren möchten. Darüber hinaus 
konnte man die Zuschüsse komplementär zu 
anderen Fördermitteln beantragen. Wer bei-
spielsweise bereits Hilfen von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) oder aus dem städ-
tischen Haus- und Hofflächenprogramm be-
kommt, hat dennoch die Chance auf Mittel aus 
dem neuen Topf. Im Gegensatz zu anderen För-
derprogrammen sieht die neue Förderung auch 
eine Bezuschussung von Einzel- und Teilmaß-
nahmen vor. Eigentümer:innen haben so die 
Möglichkeit, ihr Haus schrittweise über mehrere 
Jahre energetisch zu modernisieren.

4) Partizipation

Ein Schlüssel zum Erfolg: Partizipation. The-
menabende rund um Fördermittel und Technik 
befähigen Bürger:innen sich im Fördermittel-
dschungel zurecht zu finden und integrieren sie 
in den Stadtentwicklungsprozess.

Der ICM-Ansatz einer Energiewende von 
unten nimmt alle mit: Stakeholder aus Politik 
und Wirtschaft und die Öffentlichkeit. Hierzu 
gab es in Bottrop regelmäßige Projekttische, bei 
denen alle an einen Tisch geholt werden: Ober-
bürgermeister, Stadtverwaltung, Energiever-
sorger, Immobilienunternehmen, Wissenschaft, 
Bürgerschaft und Projektverantwortliche.

Das ZIB, das Zentrum für Information und 
Beratung und die Zentrale der ICM ist außer-
dem die Anlaufstelle für Bürger:innen, hier 
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wurden bereits mehr als 4.000 Energieberatun-
gen durchgeführt und insgesamt mehr als 30 
Prozent aller Einzeleigentümer:innen beraten. 
Dazu wurden mehr als 450 Veranstaltungen 
mit fast 12.000 Teilnehmer:innen durchge-
führt, in Ideenwerkstätten hatten die Bottroper 
Bürger:innen die Möglichkeit ihre Ideen und 
Visionen zum Masterplan für einen klimage-
rechten Stadtumbau einzubringen. Knapp 700 
Schüler:innen haben in 30 Veranstaltungen das 
Projekt und Energiesparmethoden kennenge-
lernt. So wurden über 300 Projekte initiiert und 
insgesamt 241 Projekte mit 732 Millionen Euro 
umgesetzt.

Von Bottrop in die Welt: Über die 
Innovation City Management GmbH

Und wie sieht es im Rest Deutschlands aus? 
Hier wird von Bottrop gelernt! Die Maßnah-
men, die die ICM bei dem Modellprojekt ge-

sammelt hat, werden inzwischen weit über das 
Ruhrgebiet hinausgetragen. Mit der Expertise 
aus Bottrop unterstützt die ICM Kommunen 
und Bürger:innen seit nun mehr als zehn Jahren 
bei dem nachhaltigen Stadtumbau: In über 30 
Städten in NRW und mit 16 Quartiersmanage-
ment-Büros direkt vor Ort in den Kommunen 
ist die ICM aktiv. Dabei gibt das Unternehmen 
Antworten auf die Herausforderungen des Kli-
mawandels und die Möglichkeiten nachhaltiger 
Energiegewinnung.

Das Projekt „Innovation City Bottrop“ hat 
bewiesen, dass sich Klimaschutzmaßnahmen 
volkswirtschaftlich auszahlen. Mit dem erprob-
ten ICM-Ansatz einer Energiewende von unten 
kann das Unternehmen bundesweit unsere 
Städte zukunftsfähig machen. Und auch in Bott-
rop geht es weiter: Nächster Schritt in Bottrop ist 
Klimaneutralität bis 2035.	 ■

• �Bottrop belegt unter allen Großstädten 
in NRW den Spitzenplatz bei der Photo-
voltaik-Dichte pro Einwohner:in.

• �Die von Wohngebäuden ausgehenden 
CO2-Emissionen (CO2-Äquivalente 
CO2[äq] = THG Treibhausgase) sind im 
Bund von 2010 bis 2020 um 19 Prozent 
zurückgegangen. In der InnovationCity 
gingen die Emissionen sehr viel deutli-
cher zurück: um 47 %.Prozent

• �Im Sektor Arbeit / Industrie ist der CO2-
Ausstoß (THG) von 2009-2020 auf Bun-
desebene um 5,3 Prozent gesunken, in 
der InnovationCity um 56 Prozent.

• �Der CO2-Ausstoß pro Kopf (THG, ohne 
den Sektor Verkehr) lag 2020 im Bott-
roper Modellgebiet bei 2,44 Tonnen pro 
Jahr (t/a), bundesweit bei 6,11 t/a.

• �3.657 Wohngebäude wurden moderni-
siert – das sind rund 36 Prozent des ge-
samten Bestandes. Die jährliche energe-
tische Modernisierungsrate liegt in der 
InnovationCity bei 3,3 Prozent, d.h. im 
Durchschnitt sind pro Jahr 3,3 Prozent 
der Wohngebäude teilweise oder kom-
plett energetisch modernisiert worden.

• �2,7 Millionen Euro Modernisierungsför-
derung stießen Gesamtinvestitionen von 
mehr als 20 Millionen Euro an.

• �3.954 Energieberatungen wurden bis 
31.12.2020 durchgeführt und damit 
mehr als 30 Prozent aller Einzeleigentü-
mer erreicht.

• �11.355 Menschen nahmen an 437 Ver-
anstaltungen der ICM teil.

Das sind die wichtigsten Ergebnisse 
nach Berechnungen der ICM:�
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An der „grünen Steckdose“ in Hamm. Transformation im 
westfälischen Ruhrgebiet
von Gordian Ezazi und Marc Herter1

Die Herstellung und Nutzung von grünem 
Wasserstoff ist für die Transformation der 
Wirtschaft von herausragender Bedeutung.2 
Das Praxisbeispiel Hamm verdeutlicht, welche 
Impulse Kommunen beim Einstieg in die Was-
serstoffwirtschaft setzen können und was vor 
Ort benötigt wird, damit Transformation ge-
lingt. Dabei wird auch deutlich, dass diese ent-
scheidende Frage der Zukunft das Brot- und 
Buttergeschäft der Sozialdemokratie berührt: 
Wie verbindet man wirtschaftliche Dynamik, 
Wohlstand für die Vielen und Nachhaltigkeit?

Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und 
Umweltverträglichkeit

Die Transformation von Wirtschaft und 
Energie voranzutreiben, ist eine der zentra-
len Herausforderungen der Ampel-Koalition. 
Dazu gehören auch der Weg hin zu einer kli-
maneutralen Wirtschaft und die Treibhaus-
gasneutralität bis zum Jahr 2050. Um diese 
erreichen zu können, sind die Herstellung und 
der Einsatz von grünem Wasserstoff (H2) eine 
unabdingbare Voraussetzung.

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
und die damit verbundene Energiekrise, die 
noch nicht überwunden ist, haben den Blick 
auf Versorgungssicherheit durch gesicherte 
Leistung verstärkt. Wasserstoff ist in der Mitte 
der Gesellschaft angekommen und wird zu-
nehmend als zentraler Bestandteil einer un-
abhängigeren Energieversorgung identifiziert 
(vgl. Die Bundesregierung 2020). Fakt ist aber 
auch: Der deutsche Wasserstoffbedarf ist aktu-
ell größer als die Energiemenge, die Deutsch-
land aus erneuerbaren Energien selbst produ-
zieren kann. Das gilt insbesondere für grünen 

1	 Dr. Gordian Ezazi ist Referatsleiter im Büro des Oberbürgermeisters der 
Stadt Hamm. Marc Herter ist Oberbürgermeister der Stadt Hamm und stell-
vertretender Vorsitzender der NRW-SPD.

2	 Grüner Wasserstoff wird durch die Elektrolyse von Wasser hergestellt. Der 
für die Herstellung benötigte Strom wird aus erneuerbaren Energiequellen 
gewonnen.

Wasserstoff, der aufgrund der Bedingungen 
(mehr Sonnenstunden, kräftigere Windstär-
ken) in anderen Ländern günstiger produziert 
werden kann (vgl. BMBF 2023). Damit sich 
Geschichte mit der Abhängigkeit von einzel-
nen Importländern nicht wiederholt, muss die 
heimische Produktion von Wasserstoff zügig 
hochgefahren werden. Diese Entwicklung 
muss zwingend mit dem Ausbau der Erneuer-
baren Energien – vor allem Windkraft– und 
Photovoltaikanlagen – einhergehen.

Der Energieträger Wasserstoff lässt sich gut 
und im Vergleich zu Strom lange speichern, 
ist in vielen Bereichen einsetzbar und Me-
dium der Sektorenkopplung. Um nur einige 
wenige Beispiele zu nennen: Mit Wasserstoff 
können Fahrzeuge und Maschinen betrieben 
oder Werkstoffe wie Stahl fast klimaneutral 
hergestellt werden (vgl. Rößiger 2022). Für die 
Stahlerzeugung sind große Mengen Wasser-
stoff notwendig. Thyssenkrupp in Duisburg ist 
ein prominentes Musterbeispiel für die Neu-
ausrichtung dieser Schlüsselindustrie.

Der industrielle Bedarf an Wasserstoff ist 
bekannt und auch der Berliner Koalitionsver-
trag ist gespickt mit Handlungsempfehlungen 
zur Förderung von grünem Wasserstoff. Der 
Koalitionsvertrag formuliert zudem das Ziel, 
die im Jahr 2020 unter der damaligen Bundes-
umweltministerin Svenja Schulze erarbeitete 
Nationale Wasserstoffstrategie zu aktualisie-
ren. Maßstab der Strategie und somit auch an 
die Produktion und breitflächige Nutzung von 
grünem Wasserstoff ist die voraussetzungs-
volle Trias aus „Versorgungssicherheit, Be-
zahlbarkeit und Umweltverträglichkeit“ (Die 
Bundesregierung 2020: 2).

Die Strategie des Bundes liefert den theore-
tischen Überbau, setzt die Rahmenbedingun-
gen für Förderprogramme oder internationale 
Kooperationen und benennt Handlungsfelder 
und Zukunftsmärkte im Bereich des Wasser-
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stoffclusters. Die Kommunen sind der Ort, an 
dem aus der Wasserstoffstrategie Wirklichkeit 
wird: Hier werden bereits heute Elektrolyseu-
re und Wasserstofftankstellen projektiert, sind 
Leitungen zu legen und Transportwege zu pla-
nen. Städte wie Hamm werden Impulsgeber 
für den Einsatz von Wasserstoff und die Trans-
formation der Wirtschaft. Aus den Erfahrun-
gen der kommunalen Praxis können wieder-
um Rückschlüsse für weitere Initiativen und 
Maßnahmen der Bundes- und Landespolitik 
gezogen werden.

Von der Kohlewirtschaft zur Wasserstoff-
produktion

Die Stadt Hamm ist ein historisch gewach-
sener Energiestandort, an dem viele Jahre lang 
Steinkohle abgebaut und kohlebefeuerte Kraft-
werke betrieben wurden. Die Nähe zum Stein-
kohleabbau und die Lage am für Kühlwasser 
benötigten Fluss, der Lippe, bildete die Basis 
für die spätere Ansiedlung energieintensiver 
Industrie. Die Energiewirtschaft stand und 
steht für gut qualifizierte Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze mit einem entsprechenden Lohn-
niveau. Die Wertschöpfung aus der Energie-
wirtschaft betrug zuletzt allerdings nicht mal 
mehr ein Prozent der in Hamm erbrachten 
Wirtschaftsleistung. Mit der Schließung des 
Kraftwerks Westfalen zum 31. Dezember 2020 
endete die auf Steinkohle basierte Energiepro-
duktion in Hamm.

Hamm ist kein Sonderfall, sondern Teil ei-
nes gesamteuropäischen – vornehmlich west-
europäischen – Strukturwandels. Das Ruhrge-
biet steht pars pro toto für diese Prozesse des 
Niedergangs alter Industrien – also die weit-
gehende Erosion industrieller Produktion in 
den Bereichen Stein- und Braunkohle, Stahl, 
Eisen oder Textil (vgl. Raphael 2019). Die so-
zialen Folgen dieses seit den 1970er-Jahren an-
dauernden Strukturwandels waren gravierend 
und wirken bis heute nach. Als Vergleichs-
maßstab mag dienen, dass von den vormals 
600.000 Arbeitsplätzen im Steinkohlenberg-
bau kein einziger mehr existiert.

Der Rückzug aus der Steinkohleverstro-
mung und der damit einhergehende Verlust 

von Arbeit und Wertschöpfung in Hamm 
und der Region verlangen einen nachhal-
tigen Umbau der Wirtschaftsstruktur. Er-
klärtes Ziel ist es, Hamm weiterhin als Ener-
gie- und Industriestandort zu entwickeln 
und die für die Energiewende notwendige 
Transformation auf Basis einer starken pro-
duzierenden Wirtschaft zu schaffen. Bei der 
Entfesselung neuer regionalwirtschaftlicher 
Dynamik geht es darum, Wertschöpfung zu 
sichern, Wertschöpfungsketten zu initiieren 
und gute, sichere Arbeitsplätze im Bereich 
der Energiewirtschaft und angrenzenden 
Industriezweigen zu schaffen. Der Treibstoff 
dieser modernen, klimaneutralen Produk-
tion ist Wasserstoff. Grüner Wasserstoff soll 
in Hamm hergestellt und von dort aus für 
Unternehmen und andere Städte und Ge-
meinden zur Verfügung gestellt werden.

Bausteine der „Wasserstoffwende“ 
in Hamm

Hamm gehört zu den fünf Standorten in 
Nordrhein-Westfalen, die vom Ausstieg aus 
der Steinkohleverstromung und dem damit 
einhergehenden Strukturwandel am stärksten 
betroffen sind. Die Bundesregierung unter-
stützt diese ehemaligen Steinkohle-Standorte 
– neben Hamm sind das Duisburg, Gelsen-
kirchen, Herne und der Kreis Unna – bis zum 
Jahr 2038 mit maximal 662 Millionen Euro. 
Das 5-Standorte-Programm fördert Investitio-
nen in innovative Projekte, die zur regionalen 
Wertschöpfung beitragen, bestehende Arbeits-
plätze sichern und neue schaffen.

Und Hamm bietet exzellente Voraussetzun-
gen für die Erzeugung von grünem Wasser-
stoff. Sofort verfügbare, für die energiewirt-
schaftliche Nutzung gewidmete Flächen sowie 
die aufgrund der Kraftwerkstandorte gute 
Einbindung in die Energienetze bilden die Ba-
sis – das wesentliche Standortplus hingegen 
ist im Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG) zu 
finden: die neue Höchstspannungs-Gleich-
strom-Übertragung (HGÜ) Korridor B / 
Leitungsbauvorhaben 49 (Wilhelmshaven – 
Hamm) überträgt ab voraussichtlich Anfang 
der 2030er-Jahre große Mengen Off-Shore-
Windstrom direkt und bruchlos an den Stand-
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ort Hamm-Uentrop.3 Mit dem Konverter auf 
dem Gelände des ehemaligen Steinkohlekraft-
werks entsteht so die „grüne Steckdose“ für 
Wasserstoff.

Die Wasserstoffwende in Hamm steht auf 
drei institutionellen Fundamenten. Mit der 
„Wasserstoffallianz Westfalen“ (A) sollen zu-
sammen mit der örtlichen Wirtschaft und 
anderen Kommunen bestehende Wasserstoff-
projekte koordiniert oder neue gemeinsam 
auf den Weg gebracht werden. Die Allianz 
richtet sich vor allem an kleine und mittlere 
Unternehmen in der Region, die Wasserstoff 
herstellen oder nutzen möchten, etwa in der 
industriellen Produktion oder für den Be-
trieb von Nutzfahrzeugen. Bereits zur Mitte 
des Jahrzehnts soll in Hamm zudem grüner 
Wasserstoff produziert werden. Der von der 
„Wasserstoffzentrum Hamm GmbH“ (B) pro-
duzierte Wasserstoff findet seine Abnehmer 
zunächst in den kommunalen Verkehrs- und 
Abfallwirtschaftsbetrieben sowie bei den re-
gionalen Gashändlern. Mit dem „Institut für 
Sektorenkopplung“ (C) an der Hochschule 
Hamm-Lippstadt (HSHL) werden praxisnahe 
Lösungen zur Umsetzung der Energiewende 
und damit auch zur Nutzung von Wasserstoff 
erarbeitet. Wasserstoff ist für die Sektoren-
kopplung als Energieträger und Energiespei-
cher von herausragender Bedeutung.

A) Impulsgeber und Netzwerk: 
Die Wasserstoffallianz

Die Wasserstoffallianz Westfalen wird ge-
tragen von der Stadt Hamm und dem Kreis 
Unna und sieht ihre Tätigkeit in der gesam-
ten Region Westfalen. Mit der Allianz sollen 
die Potenziale der Stadt Hamm als Zentrum 
der Wasserstoffwirtschaft für die Region ge-
hoben und zu einer regionalwirtschaftlichen 
Strategie für Wertschöpfung und Beschäf-
tigung verdichtet werden. Die Allianz soll 
Produzent:innen und Abnehmer:innen so-
wie Infrastrukturdienstleister und Ausrüster, 
Kommunen, Forschung und Politik an einen 

3	 Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung-Leitungen, kurz HGÜ-Leitun-
gen, sind Hochspannungsleitungen zur Übertragung elektrischer Energie 
mit hoher Gleichspannung.

Tisch bringen. Eine Hauptaufgabe der Allianz 
besteht in der Vernetzung und Beratung von 
Unternehmen, verbunden mit dem Ziel, Was-
serstoffprojekte zu konzeptionieren und in die 
Praxis umzusetzen.

Die Frage nach den Nutzungsmöglichkei-
ten für die mittelständische Unternehmer-
schaft steht dabei im Mittelpunkt: Inwiefern 
profitiert die (industrielle) Produktion des Un-
ternehmens davon, grünen Wasserstoff einzu-
setzen? Von wem kann der grüne Wasserstoff 
bezogen werden und auf welchen Wegen wird 
er vor die „Werkstore“ transportiert? Inwiefern 
lässt sich der Bau eines eigenen Elektrolyseurs 
auf dem Werksgelände realisieren? Welche 
Kosten sind mit einem Umstieg der Produkti-
onsprozesse auf Wasserstoff verbunden? Wel-
che Fördermöglichkeiten gibt es? Neben der 
Unterstützung ansässiger Unternehmen liegt 
die Arbeit der Allianz darin, die Ansiedlung 
von innovativen Start-ups und Unternehmen 
mit Wasserstoffbezug entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette zu forcieren.

Die Rahmenbedingungen für die Herstel-
lung, den Vertrieb und den Einsatz von Was-
serstoff sind in Westfalen und im Ruhrgebiet 
nahezu ideal: Laut einer Studie des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln (IW) rangiert 
das Ruhrgebiet im Vergleich mit acht deut-
schen Wasserstoff-Regionen im Spitzenfeld 
(vgl. IW Consult 2020). Zudem gehört das 
Ruhrgebiet laut einem Ranking der Interna-
tionalen Energieagentur (IEA) und des Euro-
päischen Patentamts zu den weltweit inno-
vativsten Regionen für die Entwicklung von 
Wasserstoff (vgl. Hauser 2023).

Die regionale Verbundenheit des Vorha-
bens „Wasserstoffallianz Westfalen“ kommt 
nicht nur durch den Namen der Gesellschaft, 
sondern auch im Beirat zum Ausdruck, in dem 
alle regionalen Akteure eingebunden sind.

Ein erstes zentrales Projekt der Wasserstoff-
allianz ist die Westfälische Wasserstoffkonfe-
renz, die im Jahr 2023 in Hamm stattfinden 
wird. Die Wasserstoffkonferenz soll jährlich 
stattfinden und zwischen den drei Standorten 
rotieren. Die Konferenz ist ein Ergebnis des 
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zwischen den Städten Hamm und Dortmund 
sowie dem Kreis Unna im November 2022 ge-
schlossenen Kooperationsabkommens zum 
Thema Wasserstoff.

Weitere Akteure, Städte und Gemeinden, 
Unternehmen oder Wirtschaftsförderungsver-
bände, Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen, unterstützen die Allianz bereits durch 
Absichtserklärungen (Letter of Intent). Insge-
samt 50 solcher Absichtserklärungen wurden 
unterzeichnet. Die Beratung durch die Exper-
ten:innen der Wasserstoffallianz steht prinzi-
piell allen Unternehmen im Umkreis offen.4

Ziel der Vernetzung und Kooperation ist 
es, eine ganzheitliche Wasserstoffwertschöp-
fungskette im westfälischen Raum aufzubau-
en. Durch die Kooperation über die Stadt- und 
Kreisgrenzen hinweg werden zudem perso-
nelle und finanzielle Ressourcen gebündelt, 
um Doppelstrukturen zu vermeiden. Insbe-
sondere beim Thema des infrastrukturellen 
Aus- und Aufbaus der Wasserstoffwirtschaft 
(z.B. der Elektrolyseure oder Transportinfra-
struktur) wird auch die interkommunale Zu-
sammenarbeit relevant.

B) Pionier Kommunalwirtschaft:  
Die Wasserstoffzentrum Hamm GmbH

Das ehrgeizige Ziel: In Hamm wird ab dem 
Jahr 2025 grüner Wasserstoff hergestellt. Die 
neu gegründete Wasserstoffzentrum Hamm 
GmbH projektiert dafür einen 20 MW-Elekt-
rolyseur am Standort des Gas- und Dampftur-
binenkraftwerks in Hamm-Uentrop. Das Joint 
Venture der Stadtwerke Hamm und der Tria-
nel GmbH ist im Januar noch um die Stadt-
werke Bochum erweitert worden.

Der für die Elektrolyse benötigte Strom 
stammt aus erneuerbaren Energien und wird 
zunächst über Power-Purchase-Agreements 

4	 Die an Hamm grenzenden Kreise Warendorf und Soest werden Mitglied im 
Beirat der Wasserstoffallianz. Auch regionale, besonders energieintensive 
Unternehmen wie der Zementhersteller Phoenix Zement aus Beckum (Kreis 
Warendorf) oder das Abfallunternehmen Remondis aus Lünen (Kreis Unna) 
sind am Einsatz von grünem Wasserstoff interessiert und unterstützen die 
Wasserstoffallianz mit Absichtserklärungen. Der Kreis Unna ist sogar ge-
sellschaftsrechtlich an der Wasserstoffallianz Westfalen GmbH beteiligt und 
wird in Zukunft einen der beiden Geschäftsführer bestellen.

(kurz: „PPAs“) gesichert. Ab dem Jahr 2030 
kann die Elektrolyse über die geplante Höchst-
spannungs-Gleichstrom-Übertragung (HGÜ) 
von Wilhelmshaven nach Hamm mit noch 
größeren Mengen erneuerbaren Stroms aus 
der Nordsee auch physisch versorgt werden. 
Die Produktionskapazitäten am Standort kön-
nen entsprechend skaliert werden.

Mit dem lokal produzierten Wasserstoff 
fahren in wenigen Jahren 30 der 60 Hammer 
Stadtwerkebusse und bis zu 20 Müllsammel-
fahrzeuge der kommunalen Abfallwirtschaft. 
Eine Wasserstofftankstelle entsteht und inter-
essierte Industrie- und Logistikunternehmen 
aus Hamm und Umgebung werden bei der 
Umstellung auf wasserstoffbasierte Technolo-
gien durch die Stadtwerke Hamm unterstützt.

C) Wissenschaftliche Expertise: 
Das Institut für Sektorenkopplung

Das an der Hochschule Hamm-Lippstadt 
(HSHL) verortete „Institut für Sektorenkopp-
lung in der Energiewende“ soll Unternehmen 
und Privatpersonen dabei unterstützen, kli-
mafreundlichere Lösungen beim Energieein-
satz zu identifizieren und umzusetzen. Dazu 
gehört die Kopplung von Sektoren (Elektri-
zität, Wärmeversorgung und Mobilität/Ver-
kehr). Wasserstoff ist ein wesentliches Element 
der Sektorenkopplung.  In einem Experience 
Center soll der Einsatz der einzelnen Sekto-
renkopplungsverfahren demonstriert werden. 
Das Institut will dabei helfen, klimafreundli-
che Lösungen der Sektorenkopplung kennen-
zulernen, auszuprobieren und wo möglich, 
auch schneller in die betriebliche Produktion 
oder betrieblichen Abläufe zu implementie-
ren. Der Aufbau des Instituts wird ebenfalls 
aus dem Fünf-Standorte-Programm gefördert.

Worauf es jetzt ankommt

Eine passgenaue Regulation der Energie-
märkte und deren industriepolitische Einbet-
tung sind entscheidend dafür, ob der beschrie-
bene Umbau der Wirtschaftsstruktur gelingt. 
Welche Wirkmächtigkeit staatliches Handeln, 
marktliberalen Zweifler:innen jedweder Cou-
leur zum Trotz, entwickeln kann, haben nicht 
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zuletzt die infolge der Corona-Pandemie und 
Energiekrise auf den Weg gebrachten Unter-
stützungsmaßnahmen verdeutlicht. Bidens 
„Inflation Reduction Act“ (IRA) weist den 
Weg darüber hinaus. Ebenso wichtig wie der 
Staat ist die strategische Kooperation mit Un-
ternehmen, die den Bau von Elektrolyseuren 
vorantreiben und den hergestellten Wasser-
stoff für ihre Produktion oder ihre Mobilität 
nutzen. Unsere kommunalen Erfahrungen zei-
gen, dass kleinere und mittlere Unternehmen, 
und eben nicht nur die großen Industrieunter-
nehmen, in klimafreundliche Technologien 
investieren wollen. Dazu gehört ganz zentral 
der Einstieg in die Wasserstoffwirtschaft.

Die Kommunen können aus naheliegenden 
Gründen nur einen kleinen investiven Bei-
trag beim Aufbau einer nachhaltigen Wasser-
stoffinfrastruktur leisten. Das Beispiel Hamm 
zeigt, wie wichtig staatliche Investitionspro-
gramme wie das 5-Standorte-Programm sind. 
Doch wir müssen größer denken: Deshalb be-
darf es eines finanziell ambitionierten Investi-
tionsprogramms in Transformation und in die 
Wasserstoffinfrastruktur, das die Ansiedlung 
und Entwicklung von Ausrüstern der unter-
schiedlichen Wasserstofftechnologien und 
die vorgelagerte Windkraft- und Solaranla-
genproduktion fördert. Für den Aufbau einer 
nachhaltigen Elektrolyseur-Industrie müssen 
europäische Technologielieferanten gezielt 
gefördert werden (vgl. Quitzow et al. 2023). 
Dazu gehört auf EU-Ebene auch, die Regionen 
in die Lage zu versetzen, Prozesse nicht nur zu 
moderieren, sondern diese in einem gesetzten 
Förderrahmen auch gestalten zu können, was 
Fragen des Beihilferechts betrifft. Zuletzt gilt 
es, das Genehmigungsrecht für priorisierte 
Vorhaben der Energiewende, insbesondere 
der Wasserstoffwirtschaft, wie jüngst bei den 
LNG-Terminals zu beschleunigen.	 ■
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Die aktuelle Zahl
von Michael Reschke1

95,7 beträgt der Wert des Nationa-
len Wohlfahrtsindex (NWI) 

für das zuletzt ausgewiesene Jahr 20202. Ver-
glichen mit dem Jahr 2019 ist der NWI dem-
nach um 3,5 Punkte gefallen. Der NWI bie-
tet sich als Alternative zum hergebrachten 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) an. Er erweitert 
die Perspektive um relevante ökonomische, 
ökologische und soziale Aspekte und nimmt 
die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt in den 
Blick.

Der NWI besteht aus 21 Komponenten. 
Sechs davon haben wohlfahrtssteigernde 
und fünfzehn wohlfahrtsmindernde Wir-
kung, sie werden monetarisiert und im Zeit-
verlauf in der Indexbildung verarbeitet. Der 
Index berücksichtigt als wohlfahrtssteigernd 
beispiels-weise die privaten Konsum- und 
staatlichen Ausgaben, Wertschöpfung durch 
Haus- und Familienarbeit oder Ehrenamt 
sowie Schätzungen zur Wirkung von Maß-
nahmen zum Erhalt der biologischen Viel-
falt und von Wohlfahrtsgewinnen durch 
Digitalisierung. Als wohlfahrtsmindernd 
berücksichtigt der NWI ökonomische Un-
gleichheit, Verkehrsunfälle, Kriminalität, 
Alkohol-, Tabak- und Drogenkonsum und 
umweltpolitische Größen wie Umweltschä-
den, Wasser-, Boden- und Luftqualität oder 
Treibhausgasemissionen.

Seit 2014 stieg der NWI kontinuierlich 
an. Der Rückgang im Jahr 2020, dem ersten 
Pan-demie-Jahr, geht vor allem auf den deut-
lich schwächeren privaten Konsum zurück, 
ver-schärft noch dadurch, dass dahinter der 
ausgeprägte Rückgang von Bildungs- bzw. 
Kultur- und Freizeitausgaben stand. Wohl-
fahrtssteigernde Effekte resultierten allerdings 
aus dem geringeren Verbrauch fossiler Ener-
giestoffe und geringerer Treibhausgasemissio-

1	 Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redaktion und 
lebt in Berlin.

2	 Held, Benjamin; Rodenhäuser, Dorothee; Diefenbacher, Hans (2022): NWI 
2021 - Rück-gang der Wohlfahrt in der Corona-Pandemie, IMK Policy Brief 
Nr. 115.

nen. Diskussionswürdig ist die Ungleichheits-
entwicklung: der NWI weist trotz steigendem 
Gini-Koeffizienten einen Rückgang der Un-
gleichheit auf, da die privaten Konsumausga-
ben insgesamt so stark zurück gegangen seien, 
dass die zunehmende Lohn- und Vermögens-
spreizung relativiert worden sei. Die Studie 
weist zudem darauf hin, dass im Ausnahme-
zustand Pandemie der NWI es aktuell nicht 
vermag beispielsweise die Entwicklung des 
Umfangs und der Qualität von Sozialkontak-
ten oder Freiheitsrechte abzubilden.

Auch der NWI ist also nicht perfekt und hat 
seine Grenzen. Ein Vergleich mit dem Verlauf 
des BIP unterstreicht aber die Differenziertheit 
des NWI. Für den NWI liegen Daten für den 
Zeitraum 1991-2020 vor. Das BIP vermittelt 
einen stetigen Anstieg. Einzig die Finanzkrise 
2009 und die beginnende Pandemie in 2020 
stellten Ausreißer nach unten dar. Der Ver-
lauf des NWI ist da deutlich wechselhafter und 
lässt sich in markantere Phasen unterteilen. 
Der stärkste Einbruch geschah beispielsweise 
2001/2002 wegen steigender Ungleichheit bei 
konstant hohen Umweltkosten und konstan-
tem Konsum.

Die Kritik am BIP wird selbst in Deutsch-
land mittlerweile breit getragen. Dessen 
Schlichtheit ist dabei sowohl Schwäche als 
auch Stärke. Schwäche, da das BIP eben nur ei-
nen (einseitigen) Ausschnitt der Entwicklung 
abbildet und sozial wie ökologisch „blind“ ist. 
Diese Einfachheit ist aber auch insofern die 
Stärke des BIP, da dieser methodisch etabliert 
und ohne große Aufwände zu kommunizieren 
ist. Dementsprechend prominent im öffentli-
chen Diskurs ist das BIP. Ein neues Messinst-
rument hat es da schwer. Der NWI ist als offe-
nes System konzipiert und lädt zum weiteren 
Feinschliff ein. Er ist komplex – aber so ist die 
Gesellschaft und sind die mannigfaltigen He-
rausforderungen. Der Vergleich mit dem BIP 
hat aber gezeigt, wie wertvoll eine differenzier-
tere Perspektive auf die gesellschaftliche Ent-
wicklung ist.	 ■
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Kritische Infrastruktur – gut genug gesichert?
von Arne Heise1

Hacker dringen in die Computersysteme 
von Unternehmen oder Behörden ein und 
bringen damit die Energieversorgung ganzer 
Städte und Regionen zum Zusammenbruch 
oder den Personennah- und -fernverkehr zum 
Erliegen. Solche oder ähnliche Nachrichten 
sind bereits Realität oder werden zumindest 
verstärkt als Szenarien für Planspiele verwen-
det, um mögliche Auswirkungen solcher Er-
eignisse auf die Lebensbedingungen der Bür-
ger einschätzen zu lernen. Damit tritt etwas in 
den Blickpunkt, was bisher eher Sicherheits-
experten interessiert hat: die Kritische Infra-
struktur (KRITIS) moderner Gesellschaften.

Natürlich hat es immer Gefahren gegeben, 
die das friedliche Zusammenleben der Men-
schen unterminierten: Kriege, Naturkatastro-
phen oder Sabotageakte beispielsweise. Und 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
doch sind die Gefährdungspotentiale moder-
ner Gesellschaften aufgrund des zunehmen-

1	 Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Hamburg.

den Grades an Vernetzungen und Interde-
pendenzen sehr viel größer als früher und der 
mögliche Schaden ungleich höher: Fehlerhaf-
te Risikoeinschätzungen können die Finanz-
systeme kollabieren lassen, mangelnde oder 
technisch überforderte Warnsysteme können 
die Auswirkungen von Naturkatastrophen er-
heblich vergrößern und Hackerangriffe mö-
gen künftig den Ausgang von demokratischen 
Wahlen im Zeitalter des E-Governance beein-
flussen.

Der notwendige Schutz kritischer Infra-
struktur wird seit Mitte der 1990er Jahre in 
der Bundesrepublik verstärkt diskutiert, 1997 
wurde auf Initiative des Bundesinnenminis-
teriums die ressortübergreifende Arbeits-
gemeinschaft „Kritische Infrastruktur“ (AG 
KRITIS) geschaffen, was 2004 in die Gründung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
des Bundesamtes für Bevölkerungschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) mündete. Dort wur-
de zunächst festgelegt, was unter KRITIS zu 
verstehen ist und welche Bereiche der KRI-
TIS zuzuordnen sind. Das BBK hat KRITIS 

Abbildung 1: Bereiche der KRITIS

Quelle: BBK (2020)
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dabei „als Organisationen und Einrichtun-
gen mit (lebens-)wichtiger Bedeutung für 
das staatliche Gemeinwesen definiert, bei 
deren Ausfall oder Störungen für größere 
Bevölkerungsgruppen nachhaltig wirkende 
Versorgungsengpässe oder andere dramati-
sche Folgen eintreten“2. Die Aufgabe dieser 
Organisationen und Einrichtungen ist die 
Bereitstellung „Kritischer Dienstleistungen“, 
deren Ausfall zu den genannten, weitrei-
chenden – das System „Gemeinwesen“ ge-
fährdenden – Auswirkungen führen könnte. 
Hierfür werden folgende 10 Bereiche iden-
tifiziert (vgl. Abb. 1): Energie, Ernährung, 
Finanz- und Versicherungswesen, Gesund-
heit, Informations- und Telekommunika-
tionstechnik, Medien und Kultur, Siedlungs-
abfallentsorgung, Staat und Verwaltung, 
Transport und Verkehr, Wasser. Einerseits 
erscheint die Auswahl so umfassend, dass 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 kaum ein Bereich ausgespart ist und die prio-
risierende Bedeutung des „kritisch“ (im Sin-
ne von systemrelevant) unersichtlich bleibt, 

2	 BBK; 10 Jahre „KRITIS-Strategie“.Einblicke in die Umsetzung der Natio-
nalen Strategie zum Schutz Kritischer Infrastrukturen. Praxis im Bevölke-
rungsschutz Bd. 21, Bonn 2020.

anderseits kann sicher kritisiert werden, dass 
z. B. die Bereiche „Wohnen“ und „Bildung“ 
unerwähnt bleiben. Und die Bereitstellung 
kritischer Dienstleistungen erfolgt auch – 
aufgrund der sehr weiten Fassung – in sehr 
unterschiedlicher Form: es sind gleicherma-
ßen öffentliche Organisationen und Einrich-
tungen darunter subsummiert wie etwa im 
Bereich der Energie- oder Wasserversorgung, 
wie aber auch private Unternehmen etwa im 
Bereich des Finanz- und Versicherungswe-
sens und natürlich auch Mischformen wie im 
Bereich der Gesundheit oder der Informati-
ons- und Telekommunikationstechnologien.

Die Identifikation der KRITIS ist aber na-
türlich nur ein erster Schritt, es geht in erster 
Linie darum, die Kritische Infrastruktur zu 
schützen. Dem Schutz vorgelagert ist die Be-
reitstellung, d. h. bevor etwas zu schützen ist, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
muss es – in ausreichendem Maße – vorhan-
den sein. Hier könnte die Diskussion um den 
Mangel an öffentlichen Investitionen z. B. im 
Verkehrsbereich (aber eben auch im Bereich 
Wohnen und im Bildungsbereich) und die Si-
cherstellung lokaler Produktion privater Güter 
z. B. im Bereich der Energieproduktion, von 

Abbildung 2: Schutzkonzept der KRITIS

Quelle: BBK (2020)
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Arzneimitteln und Impfstoffen, aber auch von 
Chips ansetzen – für diesen Artikel aber auch 
zu weit führen.

Das Schutzkonzept des BBK (vgl. Abb. 2) 
sieht zunächst präventive Maßnahmen vor, 
die je nach Bereich rein physischer (z. B. poli-
zeilicher oder militärischer Schutz), technolo-
gischer (z. B. IT-Schutzlösungen) oder regula-
tiver Art (z. B. Eigenkapitalbestimmungen im 
Finanzbereich) sein können, deren Umsetzung 
im zweiten Schritt erfolgen und ggf. auch stän-
dig überprüft werden muss. Im Störungsfall 
muss es dann zu einer Reaktion kommen, die 
ebenfalls je nach Bereich sehr unterschiedlich 
ausfallen muss: Im Falle einer Naturkatastrophe 
müssen technische Warn- und Notfalldienste 
greifen und ggf. vorhandene Redundanzen (z. 
B. Doppelstrukturen für die Energie- oder Mo-
bilitätsversorgung) eingesetzt werden – es geht 
letztlich darum, die Resilienz der systemrele-
vanten Strukturen zu stärken. Schließlich muss 
im Nachgang der gesamte Ablauf überprüft und 
ggf. weiterentwickelt werden.

Die Bundesregierung hat Ende des letzten 
Jahres ein neues „KRITIS-Dachgesetz“ ange-
kündigt. Damit soll einerseits einer erwarteten 
EU-Richtlinie Rechnung getragen werden, 
aber auch identifizierten Mängeln beim bis-
herigen Schutz des KRITIS begegnet werden. 
Diese Mängel werden in einer klaren Defini-
tion der KRITIS, mangelnder Risikoanalyse 
und mangelhaftem Schutzniveau im Bereich 
von Prävention und Umsetzung, aber auch im 
Risikomanagement und dem allgemeinen ins-
titutionellen Rahmen gesehen3. Angesichts der 
Geschichte der Bemühungen um den Schutz 
Kritischer Infrastruktur in Deutschland und 
der konzeptionellen Möglichkeiten und Vor-
leistungen des BBK erscheint diese Einschät-
zung erstaunlich. Angesichts der sektoralen 
Breite der KRITIS müssen sicher Priorisie-
rungsrichtlinien entwickelt werden, die den 
unterschiedlichen „Kaskadenpotentialen“, also 
der gesellschaftlichen Wirkungstiefe eines be-
troffenen Sektors, Rechnung tragen könnten. 
So zeigt sich, dass das Kaskadenpotential des 

3	 Vgl. BMI; Eckpunkte für das KRITIS-Dachgesetz; einsehbar unter: Eck-
punkte für das KRITIS-Dachgesetz (bund.de).

Teilsektors „Elektrizität“ etwa 80 mal so hoch 
ist wie des Teilsektors „Binnenschifffahrt“4.

Klar muss allerdings sein, dass der KRITIS-
Schutz einer Versicherungsleistung vergleich-
bar ist: Es geht nicht nur darum, die Frage 
nach den Schutzbemühungen mit ja oder nein 
zu beantworten, sondern auch das gewünsch-
te Schutzniveau zu bestimmen. Denn es ist 
ja klar, dass jede Schutzmaßnahme – egal ob 
physischer, technischer oder regulativer Art 
– mit Kosten verbunden ist, die entweder von 
den Gewährleistern (Staat), Anbietern (Staat 
und/oder Unternehmen) oder Nutzern (pri-
vate Haushalte und Unternehmen) zu tragen 
sind – über Höhe und Verteilung der Kosten 
scheint es bisher noch keinerlei konkrete Vor-
stellungen zu geben. Und die Kosten-Nut-
zen-Analysen dürften innerhalb des Gemein-
wesens recht unterschiedlich ausfallen und 
können deshalb keine rein technokratischen 
Entscheide bleiben, sondern müssen verstärkt 
Teil der demokratischen Beschlussfassung 
werden.	 ■

4	 Vgl. Schmitt, H.C.; Systemisches Kaskadenpotential von KRITIS-Teilsekto-
ren; in: Informationen zur Raumentwicklung, H. 4, 2019, S. 48–61.

spw 1 | 202344

Generiert durch den spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

Analyse & Strategie



Zwischen Wortergreifung und Wortverlust – Industrielle 
Leidarbeit als Grundlage moderner Klassenkonstitution
von Slave Cubela1

Wenn ich in diesem Text das klassentheoreti-
sche Konzept der industriellen Leidarbeit umreiße, 
welches Grundlage meines kürzlich erschienenen 
Buches über die Geschichte der modernen Arbei-
terklassen ist2, dann muss ich mit dem ungewöhn-
lichen Anstoß zur Formulierung dieses Konzepts 
beginnen. Denn dieser Anstoß bestand nach der 
Lektüre von Wolfgang Hiens Buch „Die Arbeit des 
Körpers“3 darin, sich eingestehen zu müssen, dass 
ich trotz einer jahrzehntelangen Beschäftigung mit 
dem Phänomen der modernen Arbeiterklassen4 
mich einer gigantischen Ignoranz schuldig ge-
macht hatte. Oder anders: Hiens beeindruckende 
Studie über die Verwundungen, die der Arbeits-
prozess im gesamten 20.Jahrhundert in Deutsch-
land und Österreich nach sich zog, rüttelte mich 
auf, da sie mir als langjährigem Betriebsrat und 
Gewerkschaftsorganizer vor Augen führte, wie viel 
Arbeitsleid auch in entwickelten Ländern der west-
lichen Welt die Arbeitswelt prägte.

Ebenso wichtig wie dieses Eingeständnis, wa-
ren die sich daran anschließenden Fragen, vor al-
lem: Wenn Hiens Buch darauf hinwies, wie sehr 
Arbeiter im Arbeitsprozess als Subjekte nicht nur 
geprägt, sondern auch erschüttert werden, hatten 
diese deformierenden Prägungen womöglich weit-
reichende soziale Folgen? Denn schüttelten Arbei-
ter diese Erfahrungen in ihren Kämpfen ab und 
leisteten dort gewissermaßen „bedingungslosen“ 
Widerstand? Oder wirkte das Arbeitsleid auf den 
sozialen Widerstand ein, nicht zuletzt deshalb, weil 
es diese Menschen resignieren ließ?

1	 Slave Cubela, geb. 1972, Studium der Politikwissenschaft/Germanistik in 
Frankfurt am Main, seit 2003 Mitarbeit bei „express. Zeitung für sozialisti-
sche Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit“ (Frankfurt), diverse Publikationen 
zu den Themenfeldern Klassen- und Klassenkampftheorie, ab 2009 haupt-
berufliche Arbeit als Organizer für eine große deutsche Gewerkschaft.

2	 Slave Cubela, Wortergreifung, Worterstarrung, Wortverlust. Industrielle 
Leidarbeit und die Geschichte der modernen Arbeiterklassen, Münster 
2023.

3	 Wolfgang Hien, Die Arbeit des Körpers von der Hochindustrialisierung bis 
zur neoliberalen Gegenwart, Wien 2018.

4	 Slave Cubela, Klasse gemacht! Beiträge zur Aktualität der Klassentheorie, 
Wien 2014; Slave Cubela, Anger – Hope – Action? Organizing und soziale 
Kämpfe im Zeitalter des Zorns, Berlin 2021.

Das Konzept der industriellen Leidarbeit

Das Ergebnis dieses Anstoßes durch Wolfgang 
Hien ist nun das Konzept der industriellen Leid-
arbeit, dessen wesentliche Aspekte die folgenden 
sind. Erstens: wenn Hiens Buch die Bedeutung des 
Arbeitsprozesses für das Leben von Arbeitern her-
vorhebt, dann stellt das Konzept der industriellen 
Leidarbeit diesen Arbeitsprozess folgerichtig in den 
Mittelpunkt seiner klassentheoretischen Überle-
gungen. Das mag trivial anmuten, denn schließlich 
ist es allgemein bekannt, dass „Arbeit das halbe Le-
ben“ ist. Allein, wie Hegel klug anmerkte, nur weil 
etwas bekannt ist, ist es darum noch nicht erkannt! 
Wirft man einen Blick in die Forschungsliteratur 
zum Phänomen Arbeiterklasse, dann wird deutlich, 
wie aktuell Hegels Bemerkung ist, da diese Literatur 
sehr verschiedene Aspekte wie Löhne, Arbeitszei-
ten, Beschäftigungsquoten, Wohnkulturen, Frei-
zeitverhalten etc. von Arbeitern thematisiert. Allein 
die komplexen psychophysischen Dynamiken im 
Arbeitsprozess werden häufig genug nicht erwähnt 
oder stellen nur einen Faktor neben anderen dar.5

Zweitens: wenn Hiens Buch herausarbeitet, 
wieviel Leid Arbeiter in ihrem Arbeitsleben bis 
ins 21.Jahrhundert hinein zu durchleben haben, 
so unterstellt das Konzept der industriellen Leid-
arbeit, dass die Erfahrung von Arbeitsleid bei der 
Subjektprägung von Arbeitern eine gewichtige 
Rolle spielt. Zwar soll damit nicht behauptet wer-
den, dass dieses Leid alle Arbeiter gleichermaßen 
trifft, denn allein schon, weil sie Individuen sind, 
sind Arbeiter unterschiedlich resilient. Aber wenn 
wir uns vergegenwärtigen, dass der bürgerliche 
Produktionsprozess durchzogen ist von Arbeits-
prozessen, in denen Unternehmen tendenziell ein 

5	 Insofern verwundert es nicht, dass beispielsweise Harry Braverman in sei-
nem Klassiker über „Die Arbeit im modernen Produktionsprozess“ gegen 
Ende der 1960er Jahre verwundert hervorhebt, dass seit Marx kein Marxist 
den Arbeitsprozesses eingehender analysiert habe (Harry Braverman, Die 
Arbeit im modernen Produktionsprozss, Frankfurt am Main/New York 
1985, S.17). Und auch der Historiker Jürgen Kocka sieht sich 2015 in seinem 
Buch „Arbeiterleben und Arbeiterkultur“ in Richtung seiner eigenen Zunft 
genötigt, eigens hervorzuheben, dass das Leben der Arbeiter durch Arbeit 
bestimmt war und ist (Jürgen Kocka, Arbeiterleben und Arbeiterkultur: Die 
Entstehung einer sozialen Klasse, Bonn 2015, S.336).
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Maximum an Arbeitskraft für den Arbeitslohn 
herauszupressen suchen, da sie sonst unter Kon-
kurrenzbedingungen ins Hintertreffen geraten 
würden, so hat Arbeitsleid ohne Zweifel eine so-
zialepidemische Dimension.6

Drittens: Marx hat betont, dass es gilt, Arbeiter 
nicht nur als passive Wesen zu sehen, die ihrem 
Elend ausgeliefert sind und die deshalb notwendig 
Hilfe von außen brauchen. Das Konzept der indus-
triellen Leidarbeit nimmt diesen Marxschen Hin-
weis auf, indem es Arbeitsleid als Prozess betrach-
tet, in dem Arbeiter ebenso aktiv sind wie ihre sog. 
Arbeitgeber. Um das zu unterstreichen, um also 
grundsätzlich klar zu machen, dass Arbeiter auch 
in ihrer Lohnarbeit und dem Leid, dass sie in ihr 
erfahren, Subjekte bleiben, spreche ich von indust-
rieller Leidarbeit, d.h. jeder Arbeiter macht eigen-
ständige Leiderfahrungen, indem er beständig 
Formen des Umgangs mit diesem Leid etabliert, 
er also mit dem Leid psychodynamisch „arbeitet“.7

Viertens: das Konzept der industriellen Leid-
arbeit geht davon aus, dass es keine Arbeit ohne 
sprachliche Sinnzuschreibungen gibt, d.h. in jeder 
menschlichen Gesellschaft etabliert sich ein Ar-
beit-Sprache-Nexus. Dieser Nexus ist in doppelter 
Hinsicht von entscheidender Bedeutung. Auf der 
einen Seite stabilisiert er herrschende Produk-
tionsverhältnisse, indem dieser Nexus etwa in der 
bürgerlichen Welt Arbeitern „erklärt“, warum sie 
freiwillig arbeiten müssen, warum sie dabei diszi-
pliniert zu arbeiten haben und warum sich pro-
duktive Arbeit für sie lohnt. Solange die Arbeiter in 
diesem Arbeit-Sprache-Nexus gefangen sind und 
damit dessen Begriffe und Narrative verinnerli-
chen, solange leisten sie keinen Widerstand, solan-
ge kompensieren sie ihr Arbeitsleid und empfin-
den es allenfalls als individuelles Versagen. Allein: 
industrielle Leidarbeit, also der aktive Umgang mit 
dem tagtäglich durchlebten Leid, kann sich durch-

6	 Um dies nur kurz zu illustrieren: wenn WHO und ILO im Jahr 2016 davon 
ausgingen, dass durch arbeitsbedingte Krankheiten und Verletzungen global 
knapp 1,9 Millionen Menschen sterben, dann erscheint dieses vordergrün-
dig harmlose Jahr plötzlich in einem anderen Licht. Man könnte sagen: wenn 
in den vier Jahren des Ersten Weltkriegs knapp 9 Millionen Soldaten starben, 
dann tobt in der bürgerlichen Arbeitswelt des 21.Jahrhunderts ein verborge-
ner Produktionskrieg mit auf vier Jahre hochgerechnet ähnlichen Verlusten 
bei den „Arbeits-Soldaten“.

7	 Diese industrielle Leidarbeit kann dabei sehr verschieden daherkommen: 
kleine Gespräche unter Kollegen, situative Fluchten im Arbeitsalltag, an-
onyme Sabotageakte, spontane Arbeitsniederlegungen, gewerkschaftliche 
Aktivitäten usw.

aus gegen den herrschenden Arbeit-Sprache-Ne-
xus kehren. In Gesprächen gelingt es Arbeitern 
untereinander Empathie zu zeigen und sich Mut 
zu machen. Diese Gespräche werden intensiver 
und Arbeiter beginnen den herrschenden Arbeit-
Sprache-Nexus direkt zu hinterfragen (z.B. ob der 
Arbeitgeber wirklich ihnen die Arbeit „gibt“). In 
Akten der Selbstaufklärung beginnen Arbeiter-
gruppen alternative Sinnzuschreibungen für ihre 
gesellschaftliche Stellung zu formulieren. Und je 
mehr Kontinuität diese alternativen Sprechakte 
haben, je größer die Widerstandspraxen durch sie 
werden und je erfolgreicher die Arbeiter in diesem 
Widerstand sind, umso deutlicher treten sie als so-
zialer Akteur in Erscheinung.

Das Zeitalter der Wortergreifung

Damit habe ich die Kernaspekte des Konzepts 
der industriellen Leidarbeit erläutert und es stellt 
sich jetzt die Frage, wie sich vor dem Hintergrund 
dieses Konzepts die Entstehung und Entwicklung 
der modernen Arbeiterklassen darstellt. Kurz ge-
sprochen: aus der Perspektive des Konzepts der in-
dustriellen Leidarbeit teilt sich die Geschichte der 
modernen Arbeiterklassen in drei große Epochen: 
das Zeitalter der Wortergreifung, der Worterstar-
rung und des Wortverlustes.

Beginnen wir mit dem Zeitalter der Worter-
greifung, also der proletarischen Klassenbildung 
im ursprünglichen Sinne im Verlauf des 19.Jahr-
hunderts. Ich denke, dass ich die tiefe Leiderfah-
rung, die der bürgerliche Arbeitsprozess in dieser 
Periode über die Arbeiter brachte, nicht ausführen 
muss. Denn, dass der Arbeitsprozess in dieser Zeit 
durch harte körperliche Arbeit geprägt war, dass 
überlange Arbeitszeiten vorherrschten, dass ein 
Arbeitsschutz kaum existierte usw. ist zur Genüge 
bekannt.8 Um nun den Prozess der Klassenbildung 
vor dem Hintergrund dieses Leiderlebens nachzu-
vollziehen, sind meines Erachtens drei Aspekte von 
besonderer Bedeutung. Erstens: Arbeiter lebten im 
19.Jahrhundert in Parallelgesellschaften, d.h. in 
ihrem Leben außerhalb der Fabrik und ihrer Kom-

8	 Um die verheerenden Folgen der Primärindustrialisierung zu illustrieren, 
verweist Gerd Koenen u.a. auf die „Tatsache, dass die Körpergröße der zwi-
schen 1820 und 1850 geborenen Rekruten der britischen Armee um mehrere 
Zentimeter schrumpfte, ein klarer Indikator für die chronische Mangeler-
nährung und für andere, die physische Substanz angreifende Lebensumstän-
de der Unterschicht. “ (Gerd Koenen, Die Farbe Rot, S.258)
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munikation blieben sie weitestgehend unter sich. 
Für die industrielle Leidarbeit der Arbeiter hatte 
dies einen hohen Grad an Autonomie zur Folge. 
Man hatte eigene soziale Treffpunkte wie die Arbei-
terkneipe. Man hatte eigene Arbeiter-Intellektuelle, 
die sich oftmals wie die Drucker aus dem Hand-
werk rekrutierten. Man las Arbeiter-Zeitungen 
gerne zusammen, auch weil ein Arbeiter anderen 
vorlesen musste. Man konnte in diesem geschütz-
ten Räumen offen auch radikale Überlegungen 
formulieren. Zweitens: es verwundert nicht, dass 
die industrielle Leidarbeit im 19. Jahrhundert mit 
der Zeit auch der Frage nachzugehen begann, wa-
rum die Arbeiter dieses Leid in ihrer Arbeit zu 
durchleben hatten. Und entsprechend verwundert 
es auch nicht, dass die politische Ökonomie als 
„People´s Science“9 in die industrielle Leidarbeit 
zunächst der englischen Arbeiter hineingezogen 
wurde. Das Besondere hieran war, dass die Arbei-
ter damit nicht nur die ideologische Vorherrschaft 
religiöser und politischer Erklärungsversuche des 
eigenen Arbeits-Elends durchbrachen. Mit der Re-
zeption der Arbeitswerttheorie konnte zudem ein 
neuartiges, soziales Selbstbewusstsein der Arbeiter 
als der eigentlich produktiven Klasse entstehen, 
so dass sich die Arbeiter bis Mitte des 19.Jahrhun-
derts in Ländern wie England, Frankreich aber 
auch Deutschland zunehmend als Arbeiter-Klasse 
zu verstehen begannen. Drittens schließlich ist da 
noch der oft übersehene Umstand, dass im 19.Jahr-
hundert das Arbeitermonopol über das produktive 
Wissen der Gesellschaft intakt war. D.h. trotz ers-
ter Mechanisierungsprozesse war es das Knowhow 
der Arbeiter, das letztlich den Produktionserfolg 
sicherte. Dies untermauerte, wie man sich denken 
kann, nicht nur das Selbstbewusstsein als pro-
duktive Klasse. Auch die Selbstbefreiung aus den 
Fängen der bürgerlichen Gesellschaft erschien den 
Arbeitern keineswegs als ferne Utopie. Im Gegen-
teil: das 19. Jahrhundert ist ein Jahrhundert voller 
militanter Kämpfe, utopischer Kommunengrün-
dungen und einer nahen Revolutionserwartung, 
die in der Pariser Kommune gipfelte.

Das Zeitalter der Worterstarrung

Um das Jahr 1900 herum betreten wir mit dem 
Konzept der industriellen Leidarbeit eine zweite 

9	 Noel Thompson, The people´s science. The popular political economy of ex-
ploitation and crisis 1816 – 34, Cambridge 2002.

Epoche, nämlich das Zeitalter der Worterstarrung. 
Erneut kann ich nur einige wichtige Punkte her-
vorheben. Da ist zuallererst der Umstand, dass 
die Verwissenschaftlichung der Produktion und 
die zunehmende Verbreitung großer technischer 
Systeme in der Produktion tatsächlich mit einer 
Arbeits-Leidwelle einherging wie in der Primärin-
dustrialisierung im 19.Jahrhundert. Das Ende des 
Arbeiter-Monopols des Produktionswissens, die 
Zergliederung des Produktionsablaufs in einzelne 
Schritte durch Management und Ingenieure, die 
genaue Messung, optimierte Taktung und Kompo-
sition dieser Schritte durch die gleichen technokra-
tischen Eliten, die Verlängerung von Maschinen-
laufzeiten, der Alltag einer oftmals repetitiven und 
monotonen Arbeit, die schnelle Austauschbarkeit 
des einzelnen Arbeiters, die Anonymität der Groß-
fabrik – diese und andere Aspekte der wissen-
schaftlichen Fabrik sorgten dafür, dass gerade in 
Leitindustrien wie der Auto- oder Konsumgüter-
industrie die Arbeiter einen hohen gesundheitli-
chen Preis zu zahlen hatten.10

Entscheidend ist nun: mit der wissenschaft-
lichen Fabrik beginnt ein Dualismus die Welt der 
Arbeiter im 20.Jahrhundert zu durchziehen. Einer-
seits gelingt es den Arbeitern durch die Fortexis-
tenz ihrer parallelgesellschaftlichen Lebenswelt 
nach wie vor industrielle Leidarbeit bis hin zum 
offenen Klassenkampf erfolgreich „von unten“ 
zu initiieren und das meint auch: der Begriff der 
Arbeiter-Klasse wird den Arbeitern nicht fremd. 
Aber gleichzeitig legt sich eine zweite erstarrte Dis-
kursschicht über diese industrielle Leidarbeit der 
Arbeiter. Nationale, bürgerliche Eliten aber auch 
die Funktionärsschicht der wachsenden Arbeiter-
organisationen- und Staaten geben nämlich ab 
dem 20. Jahrhundert unterstützt durch neue Mas-
senmedien der entfremdeten Arbeit in der wis-
senschaftlichen Fabrik verbreitet einen höheren, 
teleologischen Sinn. So wurde innerhalb der Lin-
ken die Produktivkraftentwicklung zum notwen-
digen Schritt, um in der Zukunft wirtschaftsde-
mokratische, sozialistische oder kommunistische 

10	Noch 1978, also sechs Jahrzehnte nach der Produktionsrevolution von Tay-
lor und Ford, war der damalige IG Metall-Bezirksleiter Franz Steinkühler so 
geschockt über Berichte des Arbeitsalltags beim Daimler, dass er in seinem 
Nachwort zu dem entsprechenden Buch fragte: „Ist das alles, was gewerk-
schaftliche Ziele und Kämpfe erreicht haben? Haben wir an den unmensch-
lichen Arbeitsbedingungen so wenig ändern können?“ (Franz Steinkühler, 
Nachwort, in: Paul Schobel, Dem Fließband ausgeliefert. Ein Seelsorger er-
fährt die Arbeitswelt, Mainz/München 1981, S.150.)

spw 1 | 2023 47

Generiert durch den spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

Analyse & Strategie



Verhältnisse herbeiführen zu können. In vielen 
Ländern sorgte der Sozialdarwinismus dafür, dass 
Arbeitern gegenüber betont wurde, dass ihre harte 
Arbeit notwendig sei, damit ihre Nation im Da-
seinskampf der Völker bestehen könne. Aber auch 
in einem eher liberaldemokratischen Land wie den 
USA konnte die alte Manifest-Destiny-Vorstellung 
aktiviert werden und harte Arbeit galt dabei als be-
sonders sicherer Weg, um den impliziten amerika-
nischen Traum zu leben. Mit anderen Worten also: 
trotz gravierender politischer Unterschiede sind 
es im Kern doch immer geschichtsphilosophische 
Durchhalteparolen, die den Arbeitern entgegen-
schlagen und die versuchen eine tiefgreifende Kon-
formität der Arbeiter im Hier und Jetzt zu schaffen, 
indem sie die Arbeiter mit einer besseren Zukunft 
trösten.11

Wichtig ist allerdings: so sehr diese Anrufungen 
die Arbeiter zu einer passiven Machtressource zu 
machen suchten, es darf nicht unterschlagen wer-
den, dass diese schematischen Fortschritts-Narra-
tive deshalb glaubhaft waren, weil nicht zuletzt die 
Arbeiter in ihrem Arbeitsalltag sahen, welche tech-
nischen Wunderwerke zu Beginn des 20.Jahrhun-
derts entstanden. Es wäre zudem falsch zu unter-
schlagen, dass die soziale Win-Win-Rechnung der 
unablässigen, wissenschaftlichen Produktivitäts-
steigerung, die Fredrick Taylor erstmals deutlich 
formuliert hatte, nach dem 2.Weltkrieg in der Tat 
aufging, d.h. neben den Unternehmen profitieren 
auch die Arbeiter in den entwickelten Industrie-
ländern sowie sogar im Realsozialismus von den 
gigantischen Produktionserfolgen der wissen-
schaftlichen Fabrik. Und auch das gilt es zu beto-
nen: in den 1970er Jahren konnte man als Arbeiter-
funktionär Stolz auf die eigenen Positionen und die 
mit ihnen einhergehenden Erfolge sein. In vielen 
Ländern fuhren linke Parteien große Wahlerfolge 
ein. Die Mitgliederzahlen von Arbeiter-Parteien 
und Gewerkschaften verzeichneten Höchststände. 
Das realsozialistische Entwicklungsmodell hatte 
zudem außerhalb der westlichen Industriestaaten 
noch nichts von seiner Attraktivität eingebüßt. 
Mit anderen Worten: zwar trug das Zeitalter der 

11	Eine Konformität, die deshalb so wichtig war und mit Nachdruck verfolgt 
wurde, weil sich in den Augen der gesellschaftlichen Eliten die große Geo-
politik des frühen 20.Jahrhunderts nicht mehr auf dem Schlachtfeld, son-
dern in der Fabrik entschied. Einerseits waren nämlich die neuen und teuren 
Produktionssysteme ungeheuer komplex und damit für militante Arbeiter 
leicht angreifbar bzw. sabotierbar - und andererseits hing aber von diesen 
Systemen alles ab, da Kriege Materialkriege geworden waren.

Worterstarrung einen Dualismus in die Arbeiter-
klassen hinein, in dem die industrielle Leidarbeit 
der Arbeiter zunehmend als proletarischer „Eigen-
Sinn“12  von der großen Bühne der Arbeiterpolitik 
mit ihren produktivistischen Fortschrittslosungen 
getrennt wurde. Gleichzeitig jedoch kulminierte 
das Zeitalter der Worterstarrung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg in einer Art rotem Imperium des 
kleinen Arbeiter-Glücks, d.h. in großen Teilen der 
Welt sorgte der beharrliche Einfluss großer Arbei-
ter-Organisationen dafür, dass viele Arbeiter plötz-
lich ein kleines materielles Glück genießen konn-
ten, über das ihre Vorfahren nur hätten staunen 
können.

Das Zeitalter des Wortverlusts

Allerdings: dieses Imperium war nicht von lan-
ger Dauer und insbesondere die 1970er Jahre kön-
nen als tragischer Umschlagpunkt der Geschichte 
der modernen Arbeiterklassen gelten. Um dieses 
Jahrzehnt und das mit ihm einsetzende Zeitalter 
des Wortverlustes zu verstehen, ist es wesentlich 
vier Prozesse auseinanderzuhalten. Erstens: der 
Dualismus innerhalb der Arbeiterklassenkultur 
im Zeitalter der Worterstarrung sorgte im 20. 
Jahrhundert dafür, dass das Verhältnis zwischen 
Arbeiter-Organisationen und der eigenen Basis 
konfliktgeladen blieb. Diese Konflikte gingen im 
sog. Realsozialismus am weitesten, nämlich dann, 
wenn selbsterklärte Arbeiterstaaten mit offener 
Gewalt gegen Arbeiter vorgingen. Aber auch in 
westlichen Ländern wurde Organisations- und 
Arbeitsdisziplin bisweilen mit brutalen Bandagen 
hergestellt.13  Zweitens: diese Spannungen inner-
halb des Arbeiterklassen-Dualismus werden ab 
Ende der 1960er Jahre zu einer regelrechten Ent-
gegensetzung innerhalb der Arbeiterklassen. Dabei 
sind es vor allem junge Arbeiter, die in Ländern wie 
den USA, Italien oder Frankreich die Arbeitsbe-
dingungen in der wissenschaftlichen Fabrik nicht 
mehr wie ihre Väter hinnehmen wollen, so dass das 
Schlagwort von der „Krise der Fabrik“ alsbald für 

12	Alf Lüdtke, Eigen-Sinn. Fabrikalltag, Arbeitererfahrungen und Politik vom 
Kaiserreich bis in den Faschismus, Münster 2015.

13	Man denke nur an eine Figur wie Fritz Olah, der als Gewerkschafter nicht 
nur auf streikende Arbeiter in Österreich einknüppeln ließ, sondern der im 
Anschluss sogar eine kleine, geheime Sondereinheit gründete, die - bestens 
ausgestattet - stets bereit stand, gegen zu rote Arbeiter vorzugehen. Vgl. 
Manfred Lechner, Olah im Herbst 1950 – Das Sonderprojekt als Folge der 
Streikereignisse, in: Michael Ludwig u.a. (Hg.), Der Oktoberstreik 1950. Ein 
Wendepunkt der Zweiten Republik, Wien 1991, S.77-92.

spw 1 | 202348

Generiert durch den spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

Analyse & Strategie



öffentliche Aufmerksamkeit sorgt. Dieses oftmals 
militante Eintreten für eine „Humanisierung der 
Arbeit“ trifft jedoch auf bestehende Arbeiter-
bewegungs-Strukturen, die zumeist von älteren 
Arbeitern geführt werden. Diese stehen dem An-
liegen und dem Engagement der jungen Arbeiter 
verständnislos gegenüber und sie halten an den 
überkommenen Narrativen und Praxen des Pro-
duktivismus fest. Statt zu einer Erneuerung der 
Klassenkultur, zu einer neuen Wortergreifung 
durch einen breiten Prozess industrieller Leid-
arbeit kommt es deshalb zu einem Riss innerhalb 
der Arbeiterklassen und ihrer Organisationen, 
insofern ein Teil dieser Klassen keinen Grund er-
kennen kann, die jahrzehntelange Orientierung 
am Produktivismus aufzugeben, während der an-
dere Teil sich gegen das Schicksal auflehnt, ähn-
lich wie ihre Vorfahren zu einem stumpfen Rad 
in einem großen Getriebe degradiert zu werden. 
Drittens: dieser Riss innerhalb der bestehenden 
Arbeiterkulturen wiegt umso schwerer, da ab den 
1970er Jahren das parallelgesellschaftliche Fun-
dament dieser Klassenkulturen erodiert. Arbei-
terviertel beginnen sich durch Wegzüge aufzu-
lösen, das Eigenheim wird auch unter Arbeitern 
verbreiteter. Damit beginnen die sozialen Treff-
punkte und Räume wie die Vereine und Kneipen 
zu sterben. Die Bildungsexpansion gibt immer 
mehr Arbeiterkindern die Möglichkeit der harten 
Arbeit ihrer Väter zu entkommen und entfrem-
det diese zugleich von ihrer Herkunftsklasse. Das 
Massenmedium Fernsehen kommt endgültig in 
den Arbeiterhaushalten an und wird wie in Italien 
alsbald privatisiert zum Spielball populistischer 
Figuren wie Berlusconi. Viertens noch: ab den 
siebziger Jahren beginnt der Siegeszug des „auto-
ritären Liberalismus“14, d.h. immer weitere Kreise 
der herrschenden Klassen engagieren sich offen 
für eine aggressive Politik, um das rote Imperium 
des kleinen Arbeiterglücks zu zerstören. In Län-
dern wie Chile, den USA oder Großbritannien 
werden dabei gewachsene Klassenkulturen mit 
offener Gewalt angegriffen. Die beginnende Glo-
balisierung sorgt zudem ab den 1980er Jahren für 
die De-Industrialisierung der USA oder Groß-
britanniens, ebenso sterben nach 1989 große Tei-
le der Industrien der realsozialistischen Länder 

14	Gregoire Chamayou, Die unregierbare Gesellschaft. Eine Genealogie des 
autoritären Liberalismus, Berlin 2019.

einen schnellen Tod.15 Und als es im Verlaufe der 
1990er Jahre zu Wahlerfolgen sozialdemokrati-
scher Parteien in den USA, Großbritannien oder 
Deutschland kommt, sind es diese ehemaligen 
Arbeiter-Parteien, die für ihre frühere Klientel 
nur noch eine kalte Politik des Forderns und För-
derns übrig haben.

Das Ergebnis dieser vier Entwicklungen ist das 
Zeitalter des Wortverlustes und dieses beschrei-
ben Stephane Beaud und Michel Pialoux wie folgt:

„Die lange Phase, in der die Arbeiterklasse für alle 
sichtbar existierte, ist offenbar vorbei. Die ‚Arbei-
terklasse‘ als solche ist unter dem Einfluss verschie-
dener zentrifugaler Kräfte auseinandergebrochen: 
Deindustrialisierung des Wirtschaftsraums, Ver-
lust der traditionellen Hochburgen, forcierter Ein-
satz der Informatik in der Produktion, massiver 
Einbruch bei der Nachfrage nach nicht qualifizier-
ter Arbeit, geographische Fragmentierung der ‚Ar-
beiter-Räume‘, geschlechtliche Differenzierungspro-
zesse, anhaltender und rasanter Niedergang der 
PCF, Verlust der kollektiven Hoffnung und damit 
Erosion des Klassenzugehörigkeitsgefühls, ganz zu 
schweigen vom unverhohlenen Desinteresse der In-
tellektuellen an allem, was die Welt der Arbeiter be-
trifft. Die Arbeiter verwandeln sich letztlich in eine 
passive Gruppe, der man sukzessive die Kampf-
werkzeuge wegnimmt und die kaum noch etwas 
anders als Verachtung oder Mitleid auslöst. Die so-
zialen Bindekräfte sind negativer Natur: das Al-
tern, die Angst vor Arbeitslosigkeit und sozialer De-
klassierung. Die ‚alten politischen Haltungen‘ sind 
genauso in Misskredit geraten wie der politische 
Sprachgebrauch. Viele Arbeiter distanzieren sich 
heute von allem, was zu sehr nach ‚Arbeiter‘ 
riecht.“16

Am Ende der Geschichte?

Zu Beginn des 21.Jahrhunderts hält das Zeit-
alter des Wortverlustes an. Denn auch wenn der 
Klassenbegriff in der Öffentlichkeit eine Renais-
sance erfährt17, so ist ein erneuter Prozess der 

15	Vgl. Lutz Raphael, Jenseits von Kohle und Stahl. Eine Gesellschaftsgeschichte 
Westeuropas nach dem Boom, Berlin 2019.

16	Stephane Beaud, Michel Pialoux, Die verlorene Zukunft der Arbeiter. Die 
Peugeot-Werke in Sochaux-Montbéliard, Konstanz 2004, S.322.

17	Man denke nur an die intensiven Debatten, die die Veröffentlichungen Tho-
mas Pikettys zur Folge hatten.
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Wortergreifung innerhalb der globalen Arbeiter-
schaften kaum in Sicht, gelingt es industrieller 
Leidarbeit nur noch vereinzelt dem Klassenbe-
griff „von unten“ jene identitätsstiftende und stol-
ze Bedeutung zu geben, den er bei Arbeitern bis 
in die 1970er Jahre hinein hatte. Doch nicht nur 
das. Einige Anzeichen sprechen dafür, dass das 
Leid der neoliberalen Arbeitswelt erhebliche Teile 
der globalen Arbeiterschaft regelrecht verzweifeln 
lässt. Dafür spricht das verbreitete Phänomen des 
Selbstmords am Arbeitsplatz, welches seit den 
1980er Jahren nicht nur in Japan um sich greift.18 
Dafür spricht das Phänomen des Amoklaufes am 
Arbeitsplatz.19 Dafür spricht die Fluchtbewegung 
aus der Arbeit, die während der Corona-Krise 
nicht nur in den USA, sondern sogar in China 
um sich griff.20 Dafür spricht schließlich auch der 
Umstand, dass das gigantische informelle Pro-
letariat der globalen Slums ein wichtiger Träger 
religiöser Extremismen wie des Islamismus oder 
des Evangelikalismus ist.21

Dass eine Linke diesen Zustand nicht auf sich 
beruhen lassen kann, falls es ihr mit dem öko-
logischen Erhalt der Welt ernst ist, liegt aber auf 
der Hand. Denn Menschen, die jeden Tag ihre 
erste Natur auszubeuten lernen, die es also ge-
wohnt sind, ihren Körper und ihre Gefühle im 
Prozess der Lohnarbeit verletzt zu sehen, solche 
Menschen werden sich über die Zerstörung der 
uns umgebenden Natur kaum entsetzen. Die 
politische Linke hat am Ende eine einfache Wahl. 
Sie kann mit den Arbeitern einen erneuten An-
lauf nehmen, um durch eine Humanisierung der 
Arbeit auch ein neues, emanzipatives Naturver-
ständnis sozial breit zu verankern. Oder der Lin-
ken bleibt am Ende nur die schale Hoffnung, dass 
eine technokratische Revolution „von oben“ im 
Sinne eines „Green New Deal“ unsere Probleme 
löst.	 ■

18	Vgl. Christophe Dejours, Neue Formen von Verknechtung und Selbsttö-
tung, in: ders. (Hrsg.), Psychopathologien der Arbeit, Klinische Fallstudien, 
Frankfurt 2012, S.119-148.

19	Der Amoklauf am Arbeitsplatz ist in den USA inzwischen sprichwörtlich 
geworden, denn der Ausdruck „Goin´ Postal“ meint nicht etwa den Gang 
zum Postamt, sondern trägt dem Umstand Rechnung, dass diese Amokläufe 
zu Beginn gegen Ende der 1980er Jahre häufig in US-Postämtern stattfan-
den. Vgl. dazu Marc Ames, Going Postal. Rage, Murder and Rebellion: From 
Reagan´s Workplaces to Clinton´s Columbine and Beyond, New York 2005.

20	Mark Siemons, Stille Kündigung: Flachliegende aller Länder, vereinigt Euch!, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Online vom 29.1.2023 (https://www.faz.
net/aktuell/feuilleton/debatten/quiet-quitting-pandemie-laesst-an-bishe-
riger-arbeitskultur-zweifeln-18633835.html (24.2.2023)).

21	Mike Davis, Planet der Slums, Berlin 2007.
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Friedenspolitisches Stichwort 
Wie und warum bestimmte Kriegswaffen 
geächtet wurden
von Ute Finckh-Krämer1

Die Idee, die schlimmsten Auswüchse und 
Folgen von Kriegen durch völkerrechtliche 
Verträge zu begrenzen, ist über hundertfünf-
zig Jahre alt. Durch die Haager Landkriegsord-
nung von 1899 und die seit 1864 entstandenen 
Genfer Konventionen ist inzwischen ein „Völ-
kergewohnheitsrecht“ entstanden, auf das sich 
auch Staaten bzw. Bürger*innen von Staaten 
berufen können, die den entsprechenden Ab-
kommen nie förmlich beigetreten sind.

In der Haager Landkriegsordnung und 
den Genfer Konventionen sind Regeln für be-
waffnete Konflikte (Humanitäres Völkerrecht) 
festgelegt worden, die die Grundlage für die 
Definition von „Kriegsverbrechen“ bilden: ein 
Kriegsverbrechen ist, grob gesagt, ein Verstoß 
gegen das Humanitäre Völkerrecht. Es regelt 
nicht nur den Umgang mit der Zivilbevölke-
rung und mit Kriegsgefangenen oder Kriegs-
verletzten, sondern begrenzt auch Angriffs-
mittel und Angriffsziele. Da es in den beiden 
Weltkriegen eine Vielzahl von Verstößen 
gegen das Humanitäre Völkerrecht gab, die 
nicht geahndet werden konnten oder wurden, 
wurden die Genfer Konventionen nach dem 
Zweiten Weltkrieg überarbeitet und durch 
Zusatzprotokolle ergänzt. Das 1863 gegrün-
dete Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) hat die Entwicklung des Humanitären 
Völkerrechts angeregt und mitgestaltet. Das 
Humanitäre Völkerrecht ist die völkerrechtli-
che Grundlage für die Arbeit des IKRK.

Auch das Biowaffenübereinkommen von 
1972, das Übereinkommen über bestimmte 
konventionelle Waffen von 1980, das Chemie-
waffenübereinkommen von 1993, das Otta-
wa-Übereinkommen über Antipersonenmi-

1	 Dr. Ute Finckh-Krämer ist ehemalige Bundestagsabgeordnete der SPD (2013 
bis 2017) und Co-Vorsitzende des SprecherInnenrates der Plattform Zivile 
Konfliktbearbeitung und lebt in Berlin.

nen von 1997 und das Übereinkommen über 
Streumunition von 2008 sind Teil des Huma-
nitären Völkerrechts.

Im Völkerrecht gibt es neben dem vertrag-
lich geregelten Recht das Völkergewohnheits-
recht, das bestimmte Normen (z. B. das Ver-
bot von Folter oder das Genozidverbot) als 
rechtsverbindlich anerkennt, ohne dass alle 
Staaten entsprechende Verträge unterzeichnet 
haben. Die Ächtung von Antipersonenminen, 
die Ächtung des Einsatzes von Brandbomben 
auch gegen „militärische“ Ziele oder die Äch-
tung der meisten Formen von Streumunition 
fallen nach Ansicht vieler Expert*innen in-
zwischen unter das Völkergewohnheitsrecht. 
Daher können Staaten wie Russland und die 
Ukraine, aber auch die USA sich nicht dar-
auf berufen, dass sie dem Ottawa-Überein-
kommen über Antipersonenminen oder dem 
Übereinkommen über Streumunition nicht 
beigetreten sind oder Brandbomben nur gegen 
militärische Ziele einsetzen wollen.

Unabhängig davon ist bei Antipersonen-
minen und Streumunition zu bedenken, dass 
sie – ebenso wie nicht explodierte Bomben 
oder Artilleriegeschosse - jahrzehntelang 
Menschen in Lebensgefahr bringen und da-
her Gebiete, in denen sie eingesetzt werden, 
mühsam geräumt werden müssen. Ihr Einsatz 
behindert dadurch sowohl die Rückkehr von 
Geflüchteten als auch die Landwirtschaft in 
den entsprechenden Gebieten, manchmal auf 
viele Jahre. Leider gibt es noch kein Abkom-
men gegen den Einsatz von Bomben, Raketen 
und Artillerie in Wohngebieten – Organisa-
tionen wie handicap international setzen sich 
aber seit Jahren dafür ein, und es ist zu hoffen, 
dass wir irgendwann sagen können, dass auch 
die Ächtung des Einsatzes von Explosivwaffen 
in Wohngebieten Teil des Völkergewohnheits-
rechts geworden ist.	 ■
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Rezension 
von Ute Finckh-Krämer

Hans-Joachim Gießmann, 
Peter Brandt, Götz Neuneck (Hrsg.)
„...aber eine Chance haben wir“. 
Zum 100. Geburtstag von Egon Bahr. 
Verlag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn 2022
568 Seiten, 36 €

Der Titel des Buches ist ungewöhnlich: ein 
Halbsatz in Anführungsstrichen. Er macht 
neugierig auf das vollständige Zitat. Es stammt 
aus einem Interview mit Egon Bahr von 2012, 
in dem er auf die Frage „Ist die Welt noch zu 
retten?“ nach längeren Ausführungen zur da-
maligen aktuellen Weltsituation sagte: „Die 
Aussichten stehen fifty fifty, dass die Welt über-
lebt. Mehr nicht, aber eine Chance haben wir.“ 
Diese Aussage wiederum macht neugierig auf 
das Buch. Denn Egon Bahr hat sich einen gro-
ßen Teil seines langen Lebens darum bemüht, 
einen dritten Weltkrieg zu verhindern, der zu 
Zeiten des Kalten Krieges mit großer Wahr-
scheinlichkeit überwiegend in Europa und mit 
Atomwaffen ausgetragen worden wäre und 
damit vielleicht nicht zum Ende der Welt, aber 
doch zum Ende Europas geführt hätte. Auch 
nach dem Ende des Kalten Krieges hat sich 
Egon Bahr bis zu seinem Tod am 19. August 
2015 mit der Frage befasst, wie die Chancen 
erhöht werden können, dass unsere Welt über-
lebt. Vor allem, aber nicht nur nukleare Ab-

rüstung und Rüstungskontrolle spielten dabei 
eine große Rolle.

Das Buch ist nicht chronologisch, sondern 
thematisch gegliedert. Es kommen Wissen-
schaftler, Politiker*innen und Menschen aus 
seinem persönlichen Umfeld zu Wort. Zentra-
le Kapitel sind die historische und politische 
Einordnung des Wirkens von Egon Bahr, der 
Themenkomplex „Gemeinsame Sicherheit, 
Rüstungskontrolle und Abrüstung“ und das 
Kapitel „Von der Vereinigung zur Einheit“, in 
dem ausschließlich Autor*innen mit ostdeut-
scher Perspektive zu Wort kommen. Im letzten 
Kapitel des Bandes beleuchten fünf Autoren, 
was aus den Konzepten und Denkansätzen 
von Egon Bahr heute noch politisch gelernt 
werden kann.

Durch den russischen Angriffskrieg auf die 
gesamte Ukraine seit dem 24. Februar 2022 
ist die Frage „Ist die Welt noch zu retten?“ 
nochmals aktueller geworden. Auch wenn die 
meisten Beiträge vor dem 24. Februar 2022 
entstanden sind: die Beiträge in den Kapiteln 
„Gemeinsame Sicherheit, Rüstungskontrolle 
und Abrüstung“ und „Für eine neue Ostpoli-
tik: »Kooperative Sicherheit«“ beziehen die 
Völkerrechtsverletzungen durch die russische 
Annexion der Krim und die Unterstützung der 
Separatisten in der Ostukraine sowie die Ero-
sion von Rüstungskontrolle, Abrüstung und 
Vertrauensbildung im Verhältnis zwischen 
Russland und den USA bzw. Russland und der 
NATO schon ein. Die Vorschläge, die einige 
Autoren in diesen Kapiteln wohl in der Hoff-
nung gemacht haben, den befürchteten vollen 
Angriffskrieg noch aufhalten zu können, sind 
von der Realität überholt worden – die Ana-
lyse der Entwicklungen der letzten 10, 20, 30 
Jahre sowie die in Jahrzehnten gewonnenen 
Erkenntnisse dazu, was eine an der Reduzie-
rung von Krieg und Gewalt orientierte Außen-
politik beachten muss, bleiben aktuell und le-
senswert.

So schreibt Rolf Mützenich, der Vorsitzen-
de der SPD-Bundestagsfraktion, in seinem 
Beitrag mit dem Titel „Egon Bahrs Vermächt-
nis. Rüstungskontrolle, Abrüstung und Ver-
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trauensbildung als Voraussetzung kooperati-
ver Sicherheit“ (S. 298 - 308): „Eine der großen 
Stärken Egon Bahrs war, dass er beide Seiten 
kannte. Die Mühen der Ebene des außenpoli-
tischen Praktikers, das mühsame Verhandeln, 
das Bohren dicker Bretter ebenso wie die theore-
tischen Konzepte des Wissenschaftlers, die sich 
in der Praxis beweisen müssen. Damals wie 
heute muss Außenpolitik das Gespräch auch mit 
Autokraten und Diktatoren suchen, deren kon-
krete Politik Empörung hervorruft. Sie muss den 
Status quo anerkennen, um ihn zu verändern. 
Das ist mühsam und gibt keine gute Presse: 
»Hört auf zu reden, handelt endlich!« Wer ver-
spürt angesichts der Massaker in Afrika und in 
Syrien und angesichts der Proteste und Mensch-
rechtsverletzungen in Belarus nicht den Wunsch 
nach schnellen Lösungen? Im Gegensatz zu 
denen, die das Privileg haben, Analysen und 
Handlungsempfehlungen auf dem Reißbrett 
und ex post zu entwerfen, müssen Außenpoliti-
ker*innen in einer konkreten Situation handeln. 
Verabredungen mit illegitimen und undemo-
kratischen Herrschern sind unvermeidbar; aber 
man sollte versuchen, sie so zu gestalten, dass sie 
auf Öffnung und Transformation zielen. Selbst-
bewusste Außenpolitik muss sich nicht zwischen 
Regime und Gesellschaft entscheiden.“

Und dort, wo der Blick über Europa hin-
aus reicht, sind auch die konkreten Vorschlä-
ge noch aktuell. Nochmals ein Zitat von Rolf 
Mützenich: „Die Prinzipien der Ostpolitik, 
Vertrauensbildung, Abrüstung und kooperati-
ve Sicherheit können sich auch gegenüber dem 
aufsteigenden und zunehmend aggressiver agie-
renden China bewähren. Dies sind zugleich 
die Prinzipien im Dekalog der Schlussakte von 
Helsinki – Ablehnung von Grenzverschiebungen 
und Einflusssphären-Politik, die europäische Ei-
nigkeit – das alles ist hoch aktuell, etwa im Streit 
um Taiwan. Gefragt ist, so gesehen, nicht nur 
eine neue Ostpolitik gegenüber Russland, son-
dern eine neue Fernostpolitik gegenüber China 
– in enger Abstimmung und unter Federführung 
der USA. Warum sollte Biden und Scholz gegen-
über Peking nicht das gelingen, was Brandt und 
Kennedy gegenüber Moskau erreichten.“.

Michael Staack, Professor an der Helmut-
Schmidt-Universität der Bundeswehr, resü-
miert in seinem Artikel „Egon Bahr und die 
großen Mächte“ (S. 162 - 175) in sechs Stich-
punkten, was aufbauend auf Egon Bahrs Le-
benswerk heute zu berücksichtigen ist: „(1) 
Strategisches Denken ist unverzichtbar, nicht 
nur in der Außen- und Sicherheitspolitik. (…) 
(2) Die großen Mächte bleiben groß und wich-
tig. Nuklearwaffen sind eine zentrale Macht-
währung im internationalen System. (…) Ein 
auf Großmachtkonkurrenzen reduziertes Welt-
verständnis ist heute unterkomplex, denn die 
Welt ist multipolar, der Globale Süden drängt 
auf mehr Gerechtigkeit und mehr Mitbestim-
mung, kapitalistische Wirtschaften formen 
internationale Entwicklungen und Gesellschaf-
ten können ihre Staaten verändern. (3) Staaten 
folgen ihren Interessen. Diese Interessen be-
inhalten immer auch Wertvorstellungen (…). 
Interessen lassen sich ausgleichen. Für Werte 
gilt das nicht. Der Frieden und das Überleben 
der Menschheit sind das grundlegende Interesse 
aller. (4) Die Interessen der Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Europäischen Union sind 
nicht deckungsgleich. (…) (5) Die Europäische 
Union verfügt – noch über das Potenzial, sich 
zu einem eigenständigen Pol der Weltpolitik zu 
entwickeln. (…) (6) Sicherheit kommt nicht von 
selbst. Sie kann gewonnen und sie kann verspielt 
werden.“

Wie schon erwähnt ist das Thema nuklea-
re Abrüstung und Rüstungskontrolle zentral 
für den Versuch, die Welt zu retten, und Egon 
Bahr hat an das Gefahrenpotenzial von Atom-
waffen immer wieder erinnert, auch nach 
Ende des Kalten Krieges. Denn neben der 
Erderwärmung stellt ein eventueller Einsatz 
von Nuklearwaffen – sei es absichtlich, sei es 
auf Grund von technischen Fehlern oder Un-
fällen – das größte Risiko für das Überleben 
der Menschheit dar. So verweist der Friedens- 
und Konfliktforscher Götz Neuneck in sei-
nem Aufsatz „Egon Bahr - »Vergesst nicht die 
Atomwaffen!«“ (S. 265 - 285) auf die Dooms-
day-Uhr des Bulletin of the Atomic Scientists, 
die 2020 auf 100 Sekunden vor Mitternacht 
gestellt worden war mit der Begründung, die 
internationale Sicherheitslage sei jetzt gefähr-
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licher denn je. Am 23. Januar 2023 wurde sie 
übrigens – auch auf Grund des russischen An-
griffskrieges auf die gesamte Ukraine - noch-
mals vorgestellt, jetzt auf 90 Sekunden vor 
Mitternacht. Insofern sind die Ausführungen 
von Neuneck dazu, worüber dringend verhan-
delt werden muss, aktueller denn je. Und Paul 
F. Walker, stellvertretender Vorsitzender der 
US-amerikanischen Arms Control Associati-
on, erinnert in seinem Aufsatz „Auf der Suche 
nach Gemeinsamer Sicherheit und kooperati-
ver Bedrohungsbekämpfung“ (S. 237 - 249) an 
die Abrüstungsverpflichtung der Atomwaffen-
staaten in Artikel VI des Nichtverbreitungs-
vertrags und stellt fest: „Ein wichtiger Schritt 
nach vorn im Rahmen von Artikel VI des NVV 
wäre auch, wenn sowohl die USA als auch Chi-
na den Vertrag über das umfassende Verbot von 
Nuklearversuchen (Comprehensive Nuclear-
Test-Ban Treaty, CTBT) ratifizieren würden.“ 
Die drei anderen offiziellen Atomwaffenstaa-
ten (Frankreich, Großbritannien, Russland) 
haben dies längst getan.

Hans-Joachim Gießmann, ehemaliger Di-
rektor der Berghof Foundation, schaut in sei-
nem Beitrag mit dem Titel „»Wandel durch 
Annäherung« – ein Zukunftskonzept?“ (S. 535-
553) auch auf innerstaatliche Konflikte. Er 
schreibt: „Zunächst mit Erstaunen, so später 
doch auch sehr bewusst, habe ich festgestellt, 
dass Egon Bahrs Ideen keineswegs nur für die 
Vergangenheit beziehungsweise für Beziehun-
gen zwischen Staaten und Bündnissen wertvoll 
sein können. Aus Einblicken in sehr unter-
schiedliche Friedensprozesse vor allem inner-
halb von Staaten habe ich die Einsicht gewon-
nen, dass Wandel durch Annäherung und 
Gemeinsame Sicherheit und die daraus abge-
leiteten Schlussfolgerungen für politisches Han-
deln unter bestimmten Voraussetzungen auch 
für innerstaatliche Konfliktkontexte wertvolle 
Anregungen bereithalten.“ Er beschreibt dann, 
welche Einsichten er für den auf den ersten 
Blick sehr anders gelagerten Konflikt in Af-
ghanistan gewinnen konnte.

Der Festband zum 100. Geburtstag eignet 
sich – wie viele Sammelbände – eher dazu, 
einzelne Aufsätze in einer selbstgewählten 
Reihenfolge und sukzessive zu lesen, als es 

gemäß der Seitennummerierung durchzu-
arbeiten. Für friedenspolitisch Aktive sind die 
Rückblicke auf die Ost- und Entspannungs-
politik der siebziger Jahre aktuell vielleicht 
weniger wichtig, als die immer noch gültige 
Bahr’sche Erkenntnis, dass man über Interes-
sen verhandeln kann, über Werte aber nicht. 
Wer sich für die Person Egon Bahr interessiert, 
findet im Abschnitt „Persönliche Begegnun-
gen mit Egon Bahr“ Erinnerungen, die bis in 
seine Schulzeit in Torgau zurückreichen von 
einer damaligen Klassenkameradin im Gym-
nasium. Der Bericht, den sie als 99-Jährige ge-
geben hat, ist gleichzeitig ein Bericht über zwei 
Menschen, die sich als Kinder und Jugendli-
che gekannt haben, durch Krieg und deutsche 
Teilung den Kontakt zueinander verloren und 
sich dann nach der Wiedervereinigung wieder 
getroffen und genauso gut verstanden haben 
wie in der gemeinsamen Schulzeit.

Weniger harmonisch sind die Erinnerun-
gen von Klaus-Uwe Benneter an die Zeit von 
Egon Bahr als Bundesgeschäftsführer der SPD 
1976 bis 1981, die nicht ohne Grund unter 
dem Titel „Bewährung durch die Disziplinie-
rung der Jusos“ stehen (S. 401 - 406). Schließ-
lich hatte Egon Bahr entscheidend daran 
mitgewirkt, dass Benneter 1977 nach seiner 
Wahl zum Juso-Bundesvorsitzenden aus der 
SPD ausgeschlossen wurde (für seine Wieder-
aufnahme 1983 sorgte ein gewisser Gerhard 
Schröder). Wobei Benneter seinen Text mit 
folgender Erinnerung beschließt: „Ein Vier-
teljahrhundert später, als ich dann in Egons 
Bahr damaligem Amt im Willy-Brandt-Haus 
agierte, jetzt mit dem Titel »Generalsekretär«, 
trafen Egon Bahr und ich uns gelegentlich dort, 
wo er weiterhin ein Büro für seine weltweiten 
friedenspolitischen Aktivitäten zur Verfügung 
gestellt bekommen hatte. Es waren stets ange-
nehme Gespräche, und wir waren uns auch in 
diesem Punkt einig: Wenn ich damals in seiner 
Position gewesen wäre, hätte ich nicht anders 
als er handeln können.“

Hubertus Heil, auch er als Generalsekretär 
mehrere Jahre Amtsnachfolger von Egon 
Bahr, fasst seine persönlichen Erinnerungen 
(S. 430-437) mit den folgenden Sätzen zusam-
men: „Für ihn war wichtig: Man kann die Dinge 
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nehmen, wie sie sind, aber man sollte sie nicht 
so lassen. Lieber den einen Schritt gehen, der 
das Leben der Menschen besser macht, anstelle 
den vermeintlich einfachen Lösungen der Popu-
listen hinterherzulaufen, lieber anpacken, an-
statt nur von dem großen Wurf zu träumen, den 
man am Ende doch nie macht. Wir sollten da-
her Egon Bahrs politisches Denken im Kopf be-
halten und bewahren, wenn wir in unserer 
schnellen, komplexen und manchmal unüber-
sichtlichen Welt etwas verändern wollen.“

Das Buch sollte eigentlich zum 100. Ge-
burtstag von Egon Bahr am 18. März 2022 
veröffentlicht werden. Fast alle Beiträge, die 
es enthält, sind bis Ende 2021 verfasst wor-
den, also vor dem umfassenden russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine. Nach dem 
24. Februar 2022 wurde dann kurzfristig ent-
schieden, die Buchveröffentlichung aufzu-
schieben, um zumindest im Vorwort und in 
einem Abschnitt auf die aktuellen Ereignisse 
eingehen zu können. Daher enthält das Buch 
auch einige Reden vom Festsymposium am 18. 
März 2022, die eine Würdigung des Lebens-
werkes von Egon Bahr mit Reaktionen auf den 
Krieg verbinden und die Erklärung vom 1. Juli 
2022 des Willy-Brandt-Kreises, den Egon Bahr 
1996 als bewusst ost-westdeutschen und über-
parteilichen Gesprächskreis ins Leben gerufen 
hatte, zum russischen Angriffskrieg in der Uk-
raine.

Leider ist es den Herausgebern nicht ge-
lungen, Beiträge aus osteuropäischen Ländern 
zu gewinnen, obwohl sie sich intensiv darum 
bemüht haben. Die Gründe dafür sind un-
klar. Dass unter den ca. 50 Autor*innen nur 
fünf Frauen sind, spiegelt dagegen eindeutig 
die politischen Realitäten der deutschen und 
internationalen Politik bis weit in dieses Jahr-
tausend wider.

Egon Bahr war übrigens auch Autor der 
spw und hat in Heft 108 im Jahr 1999 Folgen-
des zu Friedensschlüssen geschrieben: „Frie-
den zu schließen ist ein Begriff, der im Laufe 
dieses (d. h. des 20., UFK) Jahrhunderts seinen 
Charakter verändert hat. Normalerweise wurde 
ein Krieg mit einem Friedensvertrag beendet. 
Sieger und Verlierer standen fest. Die Machtpro-

be war entschieden. Gewinn und Verlust wur-
den durch Territorien und Reparationen festge-
legt. Und dann begann das Spiel von neuem. Im 
europäischen Maßstab hatten wir in Versailles 
und mit den Vorort-Verträgen (gemeint sind die 
insgesamt fünf Verträge nach dem Ende des Ers-
ten Weltkriegs, die nach Pariser Vororten hei-
ßen, UFK) einen solchen Friedensschluß letzt-
malig. Diese Verträge trugen den Keim ihres 
Scheiterns schon in sich, entweder weil sie den 
Verlierern auferlegt waren - und die blieben 
nicht immer so schwach, oder weil ihre Fehler 
Langzeitwirkungen hatten und neue Konflikte 
hervorriefen. Vom Nahen Osten bis nach Jugo-
slawien ist das zu studieren.“ Es ist zu hoffen, 
dass Egon Bahrs Erkenntnisse von all denjeni-
gen berücksichtigt werden, die in den nächs-
ten Jahren über Friedensabkommen für die 
Kriege und Bürgerkriege verhandeln, die uns 
derzeit beschäftigen.	 ■
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Sammelrezension: 
Die USPD, Paul Levi und Arthur Crispien
von Thilo Scholle1

Hartfrid Krause
Arthur Crispien. 
Vom Spartakusanhänger zum sozial-
demokratischen Reformsozialisten
Verlag Westfälisches Dampfboot,  
Münster 2022
269 Seiten, 28 €

Ders., Die USPD 1917 – 1931. 
Spaltungen und Einheit
Verlag Westfälisches Dampfboot, 
Münster 2021
640 Seiten, 48 €

Paul Levi
Sozialdemokratie: heimatlos daheim, 
1923 – 1930
Schriften, Reden Briefe. Band II/ 3
Herausgegeben von Jörn Schütrumpf
Karl Dietz Verlag, Berlin 2022
993 Seiten, 49,90 €

Rosa Luxemburg/ Paul Levi
Die Russische Revolution
Herausgegeben und eingeleitet von 
Jörn Schütrumpf
VSA Verlag, Hamburg 2022
214 Seiten, 16,80 €

Politische Relevanz besaß die Unabhängi-
ge Sozialdemokratische Partei (USPD) nur 
für die fünf Jahre zwischen ihrer Gründung 
1917 und der Wiedervereinigung mit der 
Mehrheitssozialdemokratie im Jahr 1922. 
Wie die Blicke in die Geschichte der Partei 
sowie auf ihre führenden Persönlichkeiten 
zeigen, übte sie in dieser Zeit aber nach-
drücklichen Einfluss auf die Entwicklungen 
in der Arbeiterbewegung aus - um am Ende 
doch daran zu scheitern, diesen Einfluss the-

1	 Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.

oretisch-analytisch und politisch-strategisch 
nachhaltig zu unterfüttern.

Das Standardwerk zur Geschichte der 
USPD war über Jahrzehnte die erstmals im 
Jahr 1975 erschienene Studie von Hartfrid 
Krause. Diese liegt nun endlich in einer voll-
ständig überarbeiteten Neufassung vor, die 
auch das seit der Erstveröffentlichung er-
schienene Schrifttum umfangreich auswertet. 
Krause folgt der Entwicklung der USPD von 
den ersten Rissen in der SPD-Reichstagsfrak-
tion nach der Zustimmung zu den Kriegs-
krediten im Jahr 1914 über die Gründung 
der Sozialdemokratischen Arbeitsgemein-
schaft (SAG) im Reichstag und die Gründung 
der USPD im Jahr 1917 bis zu ihrem Ende 
als kleine Splitterpartei im Jahr 1931. Ent-
halten ist zudem ein umfangreicher Anhang 
u.a. mit Hinweisen zu den Wahlergebnissen 
und zu führenden Persönlichkeiten der Par-
tei. Deutlich werden in Krauses Darstellung 
die politisch-strategischen Unterschiede zur 
Spartakusgruppe vor allem mit Blick auf den 
Umgang mit der Vorkriegs-SPD, aber auch 
die großen regionalen Unterschiede - teils 
gingen ganze Parteigliederungen geschlossen 
zur USPD über, teils mussten Strukturen völ-
lig neu aufgebaut werden. Deutlich wird zu-
dem, dass die Frage, ob nach dem Ende des 
Krieges mit der USPD die „alte“ Vorkriegs-
SPD mit ihren politischen Zielen und Strate-
gien schlicht neu aufleben sollte oder ob eine 
völlig neu ausgerichtete Partei entwickelt 
werden sollte, auch innerhalb der USPD um-
stritten und trennend blieb.

Bereits mit dem ersten Text aus dem Jahr 
1975 war Krause eine ausgesprochen klare 
und nüchtern-präzise Darstellung der „Le-
bensgeschichte“ der Partei gelungen. Der 
vorliegende Band integriert das seitdem ent-
standene Schrifttum auf überzeugende Weise 
in einen neuen Text. Die Unabhängige Sozial-
demokratie ist in der kollektiven Erinnerung 
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der Sozialdemokratie meist eine Rand-, wenn 
nicht sogar Nichterscheinung. Krauses Arbeit 
zeigt, dass beim Blick auf die Geschichte der 
USPD für nostalgische Verklärung wenig 
Anlass besteht - die Entwicklung und Arbeit 
der USPD aber sehr wohl einen wichtigen 
Bestandteil der sozialdemokratischen Partei-
geschichte darstellt. An den Biografien vie-
ler der vorgestellten Protagonisten mit ihrer 
schließlichen Rückkehr in eine Vereinigte 
Partei zeigen sich zudem die persönlichen 
Suchbewegungen und die Mühen, mit dem 
Einschnitt und Epochenbruch des Krieges 
umzugehen.

Im On-Demand-Verlag GRIN hat Krause 
zudem eine sehr beachtenswerte Broschü-
re über das „Das Parlamentarische Gesicht 
der USPD“ mit Kurzbiografien der USPD-
Reichstagsabgeordneten sowie eine Biblio-
grafie der USPD-Broschüren veröffentlicht.

Arthur Crispien - der vergessene Partei- 
vorsitzende und Internationalist

Arthur Crispien (1875 – 1946) gehört zu 
den tatsächlich vergessenen Persönlichkei-
ten der Sozialdemokratie. Umso verdienst-
voller ist es, dass Hartfrid Krause ihm nun 
eine Biografie gewidmet hat - die erste grö-
ßere Arbeit zu Crispien überhaupt. Arthur 
Crispien wurde in bitterarme Verhältnisse 
in Königsberg/Ostpreußen geboren und ab-
solvierte zunächst eine Maler-Lehre. Über 
seinen Vater noch während der Geltung der 
Sozialistengesetze mit der Sozialdemokratie 
in Berührung gekommen, engagierte er sich 
bald in der Gewerkschaft sowie der Partei. In 
Ostpreußen traf er dabei u.a. auf spätere Par-
teiführer wie Hugo Haase, den er zeitlebens 
verehrte. Bereits in Ostpreußen als Redakteur 
einer Parteizeitung und als Parteisekretär tä-
tig, erfolgte im Jahr 1912 der Wechsel nach 
Württemberg, wo er in die Redaktion der 
„Schwäbischen Tagwacht“ eintrat. Zu die-
sem Zeitpunkt rechnete sich Crispien bereits 
dem linken Parteiflügel zu. Die Entscheidung 
der Reichstagsfraktion für die Kriegskredi-
te und die Unterstützung der Burgfriedens-
politik lehnte Crispien von Anfang an ab. Er 
gehörte zu den Gründungsmitgliedern der 

Spartakus-Gruppe und betätigte sich aktiv 
bei der Organisation der innerparteilichen 
Opposition. In der USPD zum zwischenzeit-
lichen Co-Vorsitzenden neben Hugo Haase 
aufgestiegen, wandte sich Crispien gegen ein 
Zusammengehen mit den Kommunisten um 
den Preis einer Akzeptanz der „21 Thesen“ 
der Komintern, was letztlich eine personelle 
„Säuberung“ und vollständige Unterwerfung 
der Partei unter das Diktat Moskaus bedeu-
tet hätte. Nach dem Parteitag von Halle 1920 
verließen Crispien und mit ihm die Mehr-
heit der Reichstagsfraktion und der Zeitun-
gen den Vereinigungsparteitag und setzten 
die Arbeit der USPD fort. Krause hält diese 
Spaltung zwar nicht für unvermeidbar, stellt 
aber zugleich fest, dass ein weiterer Verbleib 
aller Strömungen in der Partei die Entwick-
lung eines sozialistischen „Dritten Wegs“ 
zwischen Sozialdemokratie und Kommunis-
mus bedeutet hätte, den zu entwickeln und 
voranzutreiben letztlich keines der innerpar-
teilichen Lager zu leisten imstande gewesen 
wäre. Nach dem Zusammenschluss mit der 
MSPD im Jahr 1922 wurde Crispien einer der 
Vorsitzenden der vereinigten Partei, betätig-
te sich inhaltlich aber vor allem auf dem Ge-
biet der Außenpolitik. Ab 1920 Mitglied des 
Reichstags musste er sich nach der Macht-
übertragung an die Nazis in der Schweiz in 
Sicherheit bringen. Hier fristete Crispien ein 
materiell entbehrungsreiches und politisch 
schwieriges Leben, da er an politischen Akti-
vitäten gehindert und von der Fremdenpoli-
zei überwacht wurde. Eine Rückkehr nach 
Deutschland kam nicht mehr zustande, Cri-
spien starb im Jahr 1946 in der Schweiz.

Im Band enthalten sind eine Reihe auto-
biografischer Zeugnisse von Crispien so-
wie einige weitere Texte und Briefe. Hart-
frid Krause präsentiert eine schnörkellos 
geschriebene Biografie des Politikers und 
politischen Menschen Arthur Crispien. Ent-
standen ist so ein respektvolles Portrait eines 
in vielen Überblicksdarstellungen eher am 
Rande behandelten Parteiführers, das Anreiz 
bietet, Leben und Werk Crispiens wesentlich 
stärker in die Betrachtung der Sozialdemo-
kratie während des Ersten Weltkriegs und in 
der Zeit der Weimarer Republik einzubezie-
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hen. Ausgesprochen verdienstvoll ist zudem 
ein weiterer Band des Autors mit Texten von 
Crispien („Arthur Crispien (1875 – 1946) 
Vorsitzender der USPD und der SPD. Reden 
und Leitartikel“), der im On-Demand-Ver-
lag GRIN erschien und eine Vielzahl weiterer 
Texte Crispiens enthält.

Rosa Luxemburg als Analytikerin der 
Russischen Revolution

Die Aussage „Freiheit nur für die Anhän-
ger der Regierung, nur für die Mitglieder ei-
ner Partei – mögen sie noch so zahlreich sein 
– ist keine Freiheit. Freiheit ist immer Freiheit 
der Andersdenkenden“ gehört sicherlich zu 
den meist zitieren Sätzen Rosa Luxemburgs. 
Er dient oft als – durchaus umstrittener Nach-
weis – der eindeutig demokratischen Grund-
haltung Luxemburgs in den Fragen von Revo-
lution und Diktatur. Veröffentlicht wurde die 
betreffende Schrift gegen den erbitterten Wi-
derstand der KPD erst nach Luxemburgs Tod 
durch Paul Levi. Jörn Schütrumpf hat nun 
den Text Luxemburgs mit einer lesenswer-
ten Einleitung und ergänzt um weitere Tex-
te Levis zur Einordnung der Entwicklungen 
in Russland nach der Revolution herausge-
geben. Dabei skizziert Schütrumpf zunächst 
seine Lesart einer „Engels-Luxemburgischen 
Revolutionsauffassung“, die bislang nie zur 
Kenntnis genommen worden sei und in des-
sen Kern er u.a. eine andere Auffassung als 
die der Bolschewiki in der Agrarfrage, dem 
nationalen Selbststimmungsrecht und beim 
Umgang mit der Demokratie ausmacht.

Der Text von Luxemburg, verfasst im Ge-
fängnis und nur mit sehr eingeschränktem 
Zugang zu aktueller Literatur und Informa-
tion, bleibt ein beachtliches Zeugnis differen-
zierten Denkens. Fast noch eindeutiger als 
die oben zitierte Passage wirkt zudem folgen-
der Textteil: „Es ist die historische Aufgabe 
des Proletariats, wenn es zur Macht gelangt, 
an Stelle der bürgerlichen Demokratie sozia-
listische Demokratie zu schaffen, nicht jegli-
che Demokratie abzuschaffen. Sozialistische 
Demokratie beginnt aber nicht erst im gelob-
ten Lande, wenn der Unterbau der sozialis-
tischen Wirtschaft geschaffen ist, als fertiges 

Weihnachtsgeschenk für das brave Volk, das 
inzwischen treu die Handvoll sozialistischer 
Diktatoren unterstützt hat.“

Viel weniger beachtet, aber gerade mit 
Blick auf die Entwicklungen in Russland von 
präziser Klarheit sind zudem die Texte Paul 
Levis. So hält dieser in seiner Einleitung zu 
Luxemburgs Text fest, in Wirklichkeit ergebe 
sich der revolutionäre oder konterrevolutionä-
re Charakter irgendeiner Zielsetzung nie aus 
ihrem Wortlaut, sondern aus ihrem geschicht-
lichen Zusammenhang: „Der, der etwa 1910 
in Preußen Massendemonstrationen mit dem 
Ziele ‚allgemeines Wahlrecht‘ verlangte, war 
viel revolutionärer als der, der etwa ‚darüber 
hinaus‘ Arbeiter- und Soldatenräte verlangt 
haben würde.“ Bezog sich die Kritik zu Be-
ginn der 1920er Jahre insbesondere auf den 
Umgang mit der Agrarfrage sowie der Neuen 
Ökonomischen Politik, so rückte die Frage 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu-
nehmend in den Blick. „In Frankreich haben 
die Opfer des Thermidorismus diesen ver-
dammt; in Russland verteidigen die Opfer des 
Thermidorismus noch immer seine theoreti-
schen Grundlagen, die sie selbst vielfach mit 
geschaffen haben. Zu solchem Grad der Ver-
wirrung in den eigenen Reihen führte die so 
falsch verstandene Diktatur des Proletariats 
in Russland, die glaubte, der demokratischen 
Form entbehren zu können. Es zeigt sich, dass 
die verheerendsten Folgen jeder Tyrannei sich 
immer beim Tyrannen einstellen: Er verliert 
den Blick für die Welt, wie sie ist. Und es macht 
dabei keinen Unterschied, ob der Tyrann einer 
ist oder ein ganzes Zentralkomitee.“ Für Levi 
war völlig klar, dass die sowjetische Diktatur 
die revolutionären Ziele nachdrücklich de-
savouierte. Zwar setzte er sich (vergeblich) 
für politisches Asyl für Trotzki in Deutsch-
land ein, zugleich war er aber sehr klar darin, 
welche Rolle Akteure wie Trotzki von Anfang 
beim Weg der russischen Revolution in eine 
Diktatur des Zentralkomitees gespielt hatten, 
etwa bei der blutigen Niederschlagung des 
von Levi in verschiedenen Texten reflektier-
ten „Kronstadter Aufstandes“ im Jahr 1921. Es 
macht die Stärke und den eigenständigen Cha-
rakter von Levis Texten aus, dass er versuchte, 
die grundsätzliche Perspektive revolutionärer 
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Umwälzungen letztlich vor ihren vermeintlich 
stärksten Vertretern zu retten, ohne dabei die 
eigene politisch-inhaltliche Entwicklung zu 
verschweigen oder zu negieren.

Paul Levi als Reichstagsabgeordneter

Mit Band II/3 ist die auf sieben Bände an-
gelegte Reihe Gesammelter Schriften von Paul 
Levi abgeschlossen. Der Band enthält sämtli-
che Texte der Jahre 1923 bis 1930, soweit sie 
nicht in den bereits veröffentlichten Bänden 
Levis mit Beiträgen aus seinen Zeitschriften 
„Sozialistische Politik und Wirtschaft (SPW)“ 
und „Klassenkampf “ enthalten sind. Die Zu-
sammenstellung ist in den Textgattungen wie 
in den anderen Bänden der Gesammelten 
Schriften recht divers, neben Zeitschriften-
texten, Broschüren und Reichstagsreden fin-
den sich auch kurze Briefe und Notizen sowie 
Texte, die Auftritte Levis referieren oder auf 
Levi Bezug nehmen. Innerparteiliche Debat-
ten spielen vor allem an zwei Wegmarken eine 
größere Bedeutung: Zum einen direkt zu An-
fang des Bandes für die Jahre 1923 und 1924, 
als Levi und andere Teile der sozialdemokra-
tischen Parteilinken versuchten, Widerstand 
gegen den Beitritt zu einer Koalitionsregie-
rung zu organisieren, und zum anderen rund 
um die unter der Überschrift „Wehrproblem 
und Sozialdemokratie“ geführten innerpartei-
lichen Debatten zur Rüstungspolitik (und de-
ren Auswirkungen auf Koalitionsregierungen) 
in den Jahren 1927 und 1928. Abgedruckt ist 
hier u.a. Levis Broschüre „Wehrhaftigkeit und 
Sozialdemokratie“.

Über Levis Zeit nach seiner Rückkehr in 
die Vereinigte Sozialdemokratie 1923 heißt es 
meist, er sei in Partei und Fraktion politisch 
weitgehend isoliert gewesen und habe im 
Reichstag nur zu rechts- und justizpolitischen 
Themen sprechen dürfen. Der Eindruck 
stimmt zwar mit Blick auf die Themen von 
Levis Reichstagsreden sowie mit Blick auf die 
Abstimmungsergebnisse sowohl zu den von 
Levi unterstützten Anträgen wie auch zu sei-
nen Versuchen und den von Freunden, in den 
Parteivorstand gewählt zu werden. Allerdings 
zeigt die Lektüre der Reichstagsreden auch 
sehr deutlich, welche zentrale Rolle Levi als 

Rechtspolitiker der Sozialdemokratie spiel-
te. Dies betrifft sehr prominent seine Rolle 
als Berichterstatter im „Fememord“-Unter-
suchungsausschuss des Reichstags, der die 
Entwicklungen der Schwarzen Reichswehr, 
der illegalen Aufrüstungen und der geheimen 
Wehrorganisation mit ihren politischen Mor-
den untersuchte und insbesondere in Mün-
chen zu großem politischem Aufruhr führte. 
Wichtig sind zudem auch die großen Reden 
in den Generaldebatten zur Rechtspolitik, 
zum Beispiel zum strafrechtlichen Republik-
schutz und zur politischen Justiz. Deutlich 
wird, dass Levi durchaus den Fortschritt der 
Republik und insbesondere die Relevanz von 
Justizgrundrechten anerkannte und im Blick 
hatte. Stärker im Bewusstsein zu Levis Person 
dürfte die zivilrechtliche Verfolgung des da-
mals ermittelnden Staatsanwalts Paul Jorns 
wegen seiner Verschleppung der Ermittlun-
gen nach den Morden an Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht sein, die gegen Ende sei-
nes Lebens eine zentrale Rolle seines Schaf-
fens einnahm. Der Band enthält unter ande-
rem das auch sprachlich tief beeindruckende 
Schlussplädoyer Levis im „Jorns-Prozess“.

Neben einigen „Nachträgen“ von in den 
Gesammelten Schriften bislang nicht abge-
druckten Texte aus anderen Jahren enthält der 
Band im Anhang einen großen Block mit Tex-
ten zu Paul Levis Tod aus dem Jahr 1930, u.a. 
von Albert und Elsa Einstein, Josef Bornstein, 
Paul Löbe, Leopold Schwarzschild und ande-
ren. Eine Fehlstelle wird deutlich – aus dem 
parteikommunistischen Umfeld schaffe es nie-
mand, sich Levis ehrenvoll zu erinnern. Diese 
Ignoranz dürfte auch ein maßgeblicher Grund 
für das allgemeine Vergessen Levis sein. So ist 
Jörn Schütrumpf durchaus zuzustimmen, dass 
zu Levi „allenfalls in der Abteilung Sozialde-
mokratie (…) noch eine verwunschene Ni-
sche“ existiere, die über die Jahre zwar existiert 
habe, aber nie wirklich entstaubt worden sei. 
Die Texte im Band machen deutlich, warum 
dies so war: Levi war ohne Nostalgie ein nüch-
terner und inhaltlich klarer Analytiker (und 
Kritiker) sowohl der Situation in der Sozialde-
mokratie wie auch in der KPD und der Sow-
jetunion. Nicht zuzustimmen ist Schütrumpf 
beim Vergleich der Personen Paul Levi und 
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Hugo Haase, der – anders als Levi – doch zu 
sehr Parteisoldat gewesen sei. Schütrumpf be-
gründet dies vor allem mit Haases Agieren bei 
der Zustimmung der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion zu den Kriegskrediten im 
August 1914, als Haase entgegen seiner Über-
zeugung die Zustimmung im Reichstag vor-
trug. Dies wird der tatsächlichen Rolle Haases 
während der Kriegsjahre und seinen letztlich 
in die Gründung der USPD mündenden Ver-
suchen, die SPD wieder auf einen Friedens-
kurs zu bringen, nicht gerecht. Er findet zum 
Beispiel so keinen Zugang zu Paul Levis Agie-
ren während der Vereinigung von USPD und 
KPD im Jahr 1920, das ebenfalls nicht frei von 
Ambivalenzen war.

Mit der Herausgabe der Gesammelten 
Schriften Levis ist Jörn Schütrumpf ein be-
deutender Beitrag zur Geschichte der Arbei-
terbewegung gelungen. Die Texte Levis sind 
brillant geschrieben und ein enormerer Le-
segenuss. Levi war ein theoriegeleiteter Ta-
gespolitiker und ein scharfer Analytiker der 
politischen Verhältnisse. Längere grundle-
gende politisch-theoretische Texte existie-
ren im Grunde nicht. Die Beiträge im Band 
zeigen aber sehr gut, welch wichtige Rolle 
die Erinnerung an den Rechtspolitiker Paul 
Levi für die Entwicklung einer demokrati-
schen Rechts- und Verfassungstradition in 
Deutschland spielt. ■
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Aufruf: Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten für 
Diplomatie und Deeskalation1

Wir rufen alle auf, sich aus Solidarität mit den 
Menschen in der Ukraine für eine zügige Beendi-
gung aller Kriegshandlungen einzusetzen.1

Seit dem völkerrechtswidrigen Angriff der 
russischen Armee auf die Ukraine sind hundert-
tausende Menschen getötet worden. 2020 hatte die 
Ukraine rund 45 Millionen Einwohner; sie war be-
reits das zweitärmste Land Europas. Mehr als ein 
Drittel der Menschen dort sind nun auf der Flucht. 
Die zivile Infrastruktur wird zerstört. Die Fortset-
zung des Krieges ist Fortsetzung dieser Unmensch-
lichkeiten, einschließlich Verminung, Vergiftung 
der Umwelt und Traumatisierung der Menschen. 
Die russische Regierung muss ihren Angriffskrieg 
stoppen und ihre Soldaten zurückziehen!

Das alles macht einen Waffenstillstand, massi-
ve humanitäre Hilfe und solidarische Maßnahmen 
zum Wiederaufbau zu prioritären humanen Not-
wendigkeiten.

Damit die Waffen schweigen: 
Mehr Diplomatie wagen!

Politik und Gesellschaft sind gefordert, Dees-
kalation zu ermöglichen und Verständigung für 
einen Waffenstillstand und Frieden zu fördern. 
Der Wille zu ziviler Konfliktlösung und Frieden 
bildet die Haltung, mit der die Unterbrechung und 
Überwindung von Gewalt gelingen kann.

Wir lehnen daher die Lieferung von Kampf-
flugzeugen, Kriegsschiffen, Mittelstreckenraketen 
und weiteren Kampfpanzern ab. Sie würde den 
Auszehrungskrieg in der Ukraine verschärfen. 
Aufrüstung weckt bei allen Kriegsparteien zer-
störerische Erwartungen, zu „siegen” und den 
menschlichen Preis dafür zu ignorieren. Hingegen 
ist notwendig, die Ausweitung des Krieges auf an-
dere Länder und eine nukleare Eskalation auszu-
schließen sowie einen baldigen Waffenstillstand 
zu erwirken.

1	 Mehr Informationen, Beiträge und Beteiligungsmöglichkeiten unter: www.
mehr-diplomatie-wagen.de.

Verhandlungen gibt es bereits in allen Phasen 
des Krieges (z. B. über Getreideabkommen, huma-
nitäre Korridore, Gefangenenaustausch, Sicher-
heit der Atomkraftwerke). Sie müssen ausgeweitet 
werden, um die humanitäre Lage der Bevölkerung 
zu verbessern und Vertrauen wieder aufzubauen.

Die Geschichte zeigt, dass Deeskalation, An-
näherung und Frieden die ausdauernde und cou-
ragierte Initiative Einzelner, von Regierungen und 
aus der ganzen Gesellschaft erfordert.

Für globale Zusammenarbeit statt 
machtpolitischer Konfrontation

Der Krieg ist nicht allein ein zwischenstaatli-
cher Konflikt zwischen Russland und der Ukrai-
ne. Es geht auch um Interessenkonflikte zwischen 
den Regierungen der USA und Russlands. Für 
deren Austragung massive sozio-ökonomische 
Verschlechterungen, eine Ausweitung des Krieges 
oder gar eine nukleare Eskalation hinzunehmen, 
ist nicht im Interesse der europäischen Bevölke-
rungen.

Die Quellen einer souveränen Entwicklung Euro-
pas sind zivil: kooperativ, ökonomisch, wissenschaft-
lich und sozial. Sie speisen sich aus Friedensschlüs-
sen, Aufklärung und Menschenrechten. Sie können 
zum Wohle der Bevölkerungen nur zivil erhalten 
und weiterentwickelt werden. Mehr denn je erfor-
dert dies bessere Beziehungen zu allen Weltteilen.

Das ist auch ein Gebot der globalen (Klima-)
Gerechtigkeit. Russland ist das nach Fläche größ-
te und ressourcenreichste Land der Welt. Für eine 
globale sozial-ökologische Wende und Energie- 
und Ernährungssicherheit ist Kooperation nö-
tig. Hingegen wird die notwendige Senkung des 
CO₂-Ausstoßes durch Krieg, Aufrüstung und Zer-
störung der Infrastruktur in eine absurde Steige-
rung verkehrt. Es ist an uns, die Verwirklichung 
der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 
durchzusetzen, anstatt auf einen unzureichenden 
Umbau mit neokolonialer Ressourcenpolitik, Ab-
schottung und Militarisierung zu setzen.
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Die Stärkung des Humanen – anstelle der 
Förderung der Rohheit

Jede Militarisierung ist eine Fehllenkung von 
Investitionen. Der Ausbau von Kapazitäten der 
Industrie und die Ausrichtung von Infrastruk-
tur, Bildung und Forschung auf Kriegsfähigkeit 
ist zerstörerische Verschwendung menschlicher 
Arbeit, Kreativität sowie von Ressourcen. Das 
ist nicht zeitgemäß. Zeitgemäß sind: Investi-
tionen in Gesundheit, Bildung und zivile Wis-
senschaft, in gute Arbeit, Mobilität und Wohn-
raum, in soziale Prosperität und Kultur, in ein 
verträgliches Verhältnis von Mensch und Natur 
sowie für Gerechtigkeit zwischen den Staaten 
und Kontinenten.

Mineralölkonzerne und Rüstungsindustrie 
profitieren am meisten vom Krieg, während In-
flation und Kriegswirtschaft zu Verarmung füh-
ren. Die Rüstungsindustrie will den Tabubruch, 
Waffen in Kriegsgebiete zu liefern. Eine Kriegs-
rhetorik – die Rede von „Sieg“, „Ertüchtigung“, 
„Helden“ – sowie vereinfachtes Denken in „gut“ 
und „böse“ sind ein kultureller Rückfall. Viel-
fach erzeugen Bilder, Berichte und Besuche von 
den Schlachtfeldern eine Betroffenheit, die Auf-
rüstung plausibel machen soll. Der Schrecken 
des Krieges, die Bilder davon und ihre reflexarti-
ge Beantwortung mit Forderungen nach immer 
schwereren Waffen erzeugen einen Anschein 
von Folgerichtigkeit. Es droht eine Gewöhnung 
an den Krieg und an militärische Gewalt als legi-
time Mittel der Auseinandersetzung einzutreten.

Extreme Ungleichheit und die Normalisie-
rung des Krieges forcieren politische Tendenzen 
nach rechts und Mentalitäten der Gewalt. Die-
se Fehlentwicklungen müssen durch sachliche 
Aufklärung über Interessen und Ziele der Kon-
fliktparteien, über Bedürfnisse der Bevölkerun-
gen und mit der Stärkung ziviler Alternativen in 
Politik und Gesellschaft überwunden werden. 
Die notwendige Alternative besteht zudem in 
gerechter ökonomischer Regulierung und de-
mokratischer Sozialstaatlichkeit als rational 
humanistische Grundlegung des solidarischen 
Zusammenlebens.

Diese Impulse müssen auch von den Regie-
rungen wieder verstärkt ausgehen.

Der Weg zum Frieden ist ein Weg 
des Lernens

Gegen die Spirale der Eskalation können 
wir aus der Erfahrung der Entspannungspoli-
tik schöpfen. Sie basierte auf der Erkenntnis, 
dass „die Menschheit von der Geißel des Krie-
ges“ befreit werden muss (Charta der Vereinten 
Nationen), um zu existieren und die Würde 
aller zu garantieren. Die Negation des Krieges 
ist zugleich die Eröffnung einer lebenswerten 
Menschheitsperspektive.

Entspannungspolitik zeitigte auf dieser Basis 
auch in Zeiten größter internationaler Span-
nungen Erfolge. Aus ihr entsprangen weitrei-
chende Vereinbarungen zur Etablierung inter-
nationaler Institutionen für Frieden, Sicherheit 
und Zusammenarbeit sowie Verträge zur Rüs-
tungskontrolle und Abrüstung. Auf diese Erfah-
rungen ist aufzubauen – auch um diese Verträge 
zügig zu reaktivieren.

Wir wissen außerdem, dass zivile Kooperati-
onen – in Wissenschaften, Kultur, Jugendarbeit, 
Gewerkschaften oder humanitären Organisa-
tionen – Grundlagen für schwierige Verständi-
gungen schaffen. Wir setzen alles daran, solche 
Möglichkeiten zu erhalten, zu eröffnen und aus-
zubauen.

Der Krieg ist immer eine Kapitulation der 
Vernunft – mehr Rationalität wagen!

Die Schaffung einer lebenswerten Zivili-
sation ist eine rationale Herausforderung an 
alle – Bevölkerungen und Regierungen. Die 
Achtung und die Bekräftigung des Völker-
rechts sind unverzichtbar. Der Krieg ist allein 
durch allseitig verstärkte Bemühungen zum 
Interessenausgleich, zur zivilen Konfliktlösung 
und friedlichen Koexistenz zu bannen. Im nu-
klearen Zeitalter und angesichts globaler öko-
logischer Gefahren ist uneingeschränkt aktuell: 
„Sicherheit voreinander muss durch Sicherheit 
miteinander ersetzt werden“ (Egon Bahr). Die 
europäischen Sozialdemokratien haben einen 
reichen Fundus an Erfahrungen, der für Ko-
operation statt Konfrontation aktualisiert und 
selbstbewusst zur Geltung gebracht werden 
muss.
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Wir, Sozialdemokratinnen und Sozial- 
demokraten, fordern und treten dafür ein:

• �Diplomatie für einen baldigen Waffenstillstand 
priorisieren! Alle Möglichkeiten, die Kriegspar-
teien an den Verhandlungstisch zu bringen, hu-
manitäre Erleichterungen zu ermöglichen, Ver-
trauen zu stiften und nach einer Friedenslösung 
zu suchen, sollen genutzt werden,

• �Internationale Vermittlungsangebote unterstüt-
zen und mit eigenen Initiativen koordinieren. 
Die Vereinten Nationen und OSZE aufwerten. 
Sie schaffen den Rahmen für ernsthafte Frie-
densvereinbarungen und für eine internationale 
Friedensordnung,

• �Eine Eskalation von Waffenlieferungen ist zu 
verhindern,

• �Humanitäre Hilfe ausweiten,

• �Sichere Einreise in die EU und Aufenthalt für 
alle Deserteure und Kriegsdienstverweigerer ge-
währleisten,

• �Deeskalation: Das Ende von Kriegshandlungen 
und eine zivile Konfliktlösung ist mit Rücknah-
me von Wirtschaftssanktionen zu verbinden,

• �Wiederaufbau der Ukraine ökonomisch und so-
zial nachhaltig mitgestalten,

• �Umfassend und initiativ: Nukleare Rüstungskon-
trolle und Abrüstung erreichen.

Ferner fordern wir und treten dafür ein:

• �Die SPD soll Akteurin für ein gerechtes Nord-
Süd-Verhältnis und friedliche gesamteuropäi-
sche Entwicklung und Zusammenarbeit sein,

• �Als Teil von Friedensbewegung und zivilge-
sellschaftlicher Organisationen wollen wir die 
Grundlagen für eine zivile Wende schaffen und 
bekämpfen Militarismus,

• �Die innerparteiliche Diskussion über eine „Welt-
innenpolitik“, die den Nachhaltigkeitszielen der 
Vereinten Nationen dient und Frieden und Ab-
rüstung fördert, wollen wir forcieren.	 ■

w w w . p a p y r o s s a . d e

P a p y R o s s a  V e r l a g
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